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Editorial

Piotr Kocyba, Aleksandra Lewicki
Shrinking Spaces für die Zivilgesellschaft 
Aktivismus unter illiberalen Vorzeichen
https://doi.org/10.1515/fjsb-2020-0050

Wenige Tage vor der Fertigstellung dieses Themenheftes erreichte der Streit um 
die homophoben „LGTBQ*-ideologiefreie Zonen“,1 die nun beinahe ein Drittel der 
Fläche Polens abdecken, eine neue Eskalationsstufe. Nachdem die Europäische 
Kommission mehrere „LGTBQ*-freie“ Gemeinden Polens von der Vergabe von För-
dermitteln für Städtepartnerschaften ausgeschlossen hat, stellte u.  a. der stellver-
tretende Minister für Staatsvermögen, Janusz Kowalski, in einem Interview fest: 
„Wir sollten ein Gesetz verabschieden, das die öffentliche Finanzierung jeglicher 
Aktivitäten von Organisationen, die sich direkt für die Förderung von LGTBQ*- 
einsetzen, verbietet, sei es auf Regierungs- oder Kommunalebene.“2 Zwar handelt 
es sich nur um eine symbolische finanzielle Strafe seitens der EU, weil hier nur 
sechs polnische Gemeinden betroffen sind und pro Städtepartnerschaft jährlich 
lediglich bis zu 25.000 EUR bezuschusst werden können, doch fiel die Reaktion 
(auch anderer Regierungsvertreter*innen) harsch aus. Sollte die Drohung des 
stellvertretenden Ministers Realität werden, würden LGTBQ*-Aktivist*innen nicht 
nur in 28 Gemeinden, 18 Landkreisen und vier Wojewodschaften stigmatisiert, 
sondern in ganz Polen von der öffentlichen Finanzierung ausgeschlossen werden. 
Selbst wenn Janusz Kowalskis Drohung kaum realisierbar erscheint, zeigt sie 
doch plakativ, worum es in diesem Themenheft geht: um die in autoritären und 
illiberalen Regimen übliche Praxis, solche zivilgesellschaftliche Aktivitäten zu 
bekämpfen, die man als feindlich einstuft.

1 Seit März 2019 werden Gemeinden, Kreise und Woiwodschaften – v.  a. im Südosten Polens – zu 
solchen Zonen erklärt. Die Initiative ging von regressiven zivilgesellschaftlichen Organisationen 
aus, die entsprechende Vorlagen erarbeitet und unter ultrakonservativen Politikern der PiS 
sowie Abgeordneten des Spektrums rechts davon beworben haben. Das bekannteste Beispiel 
hierfür stellt die Familiencharta von Ordo Iuris, einem der einflussreichsten erzkonservativen 
Think Tanks in Polen, dar. Die „LGTBQ*-ideologiefreie Zonen“ sind Teil einer breiter angelegten 
homophoben Kampagne, die in Polen seit 2019 auch von der Regierung sowie den öffentlich-
rechtlichen Medien sukzessive vorangetrieben wird.
2 Wiceminister chce, żeby cała Polska była „strefą wolną od LGBT“. „Taka ustawa powinna być 
normą“ [Der stellvertretende Minister möchte, dass ganz Polen eine „LGTB-freie Zone“ wird. „Ein 
solches Gesetz sollte die Norm sein.“]. 29. Juli 2020, www.gazeta.pl

Piotr Kocyba, Aleksandra Lewicki

https://doi.org/10.1515/fjsb-2020-0000
http://www.gazeta.pl
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Shrinking Spaces – ein globaler Trend, auch  
in demokratischen Gesellschaften
Dabei sind es nicht nur autoritäre oder ultrakonservative Regierungen (wie die 
polnische), die zivilgesellschaftlichen Aktivismus stigmatisieren, erschweren 
oder gar verunmöglichen. Es handelt sich mittlerweile um ein globales Phäno-
men, das in den letzten Jahren stetig zugenommen hat. Laut dem Monitor von 
Civicus, einer internationalen NGO, die sich der Stärkung der Zivilgesellschaften 
weltweit verschrieben hat, kann der Raum für die Zivilgesellschaft in nur 43 der 
196 untersuchten Staaten als Open bezeichnet werden – gleichzeitig leben nur 
drei Prozent der Weltbevölkerung in diesen offenen Gesellschaften. Zum Ver-
gleich: 27  Prozent sind von Closed, 40  Prozent von Repressed, 16  Prozent von 
Obstructed und 14 Prozent von Narrowed Spaces betroffen.3 Die überwiegende 
Mehrheit der Menschheit kann sich damit nicht frei zivilgesellschaftlich enga-
gieren. Und dieses Phänomen betrifft nicht nur undemokratische Staaten oder 
Konfliktregionen, wo Aktivismus teilweise Gefahr für Leib und Leben bedeutet 
und wo von Closed Spaces gesprochen wird (wie etwa in Ägypten oder in Libyen).

Auch in etablierten Demokratien des sogenannten Westens wird progressives 
Engagement behindert. Ivan Kalmars Aktuelle Analyse, die dem Themenschwer-
punkt vorangestellt ist, erinnert uns daran, dass auch liberale Verfassungen, wie 
die der USA, in den Händen eines autoritären Präsidenten illiberalen politischen 
Praktiken Vorschub leisten können. Kalmars Beitrag zeichnet auffällige Paral-
lelen im Politikstil von Donald Trump, Wladimir Putin und Viktor Orbán nach: 
Trotz verschiedener historischer Ausgangslagen und geographischer Provenienz 
begrenzen die drei Machthaber die öffentliche Auseinandersetzung und die 
Möglichkeiten zivilgesellschaftlicher Mobilisierung mit teilweise vergleichbaren 
Mitteln. Kalmar illustriert den Zusammenhang zwischen öffentlichkeitswirk-
samer Mythenbildung und Diskursbegrenzung am Beispiel der Inszenierung von 
Sportspektakeln. Politik als Spektakel, so Kalmar, zielt mit emotionalen Appellen 
darauf, Menschen für Ideologien zu begeistern, ohne eine Diskussion erst not-
wendig zu machen. Dies hat eine weitreichende Erklärungskraft für die feindliche 
Einstellung dieser Regime gegen unabhängige wie kritische zivilgesellschaftliche 
Organisationen. Der Zivilgesellschaft ist nämlich eine Vielfalt an Stimmen ein-
geschrieben, die von politischen Entscheidungsträgern Antworten auf kritische 
Fragen verlangen und damit eine Debatte per se in Bewegung setzen. Eine ver-
gleichbare Machttechnik lässt sich auch im deutschen Kontext beobachten: 

3 Monitor. Tracking Civic Space. https://monitor.civicus.org/

https://monitor.civicus.org
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Öffentlichkeitswirksam punktet die AfD mit der Illusion vereinfachter Lösungen 
für politisch komplexe Problemlagen. Wo sie selbst bereits kommunale und regio-
nale Regierungsverantwortung übernimmt, werden u.  a. Handlungsspielräume 
für progressiven Aktivismus systematisch begrenzt.

Helmut K. Anheier und Stefan Toeplers Beitrag weist hier auf eine struktu-
relle Entwicklung hin, die diesen Trend weiter begünstigt. Ihr Beitrag zu diesem 
Themenheft zeigt, dass wir es in westlichen Demokratien mit einer Stagnation der 
rechtlichen Rahmenbedingungen zu tun haben, die umso virulenter ist, da der 
zivilgesellschaftliche Sektor an Bedeutung gewonnen hat – und weiter wächst. 
Deshalb sprechen Anheier und Toepler von einer politischen Vernachlässigung, in 
deren Konsequenz zivilgesellschaftliche Akteur*innen ihr volles Potenzial nicht 
ausschöpfen können. Klassische Beispiele hierfür stellen die Aberkennung der 
Gemeinnützigkeit von Attac oder Campact dar, die Konsequenz einer nicht mehr 
zeitgemäßen und zu engen Abgabenverordnung sind. Auch ist hier auf Bemühun-
gen hinzuweisen, welche die Finanzierung von Terrorismus und Geldwäsche ver-
hindern sollen (vgl. etwa die Financial Action Task Force) und international agie-
rende zivilgesellschaftliche Organisationen vor immense Schwierigkeiten stellen. 
Dabei lassen demokratische Staaten es zu, dass sich durch solche veralteten oder 
neuen Regularien die Bedingungen für zivilgesellschaftliches Engagement ver-
schlechtern. Und genau diese Vernachlässigung ist es, die – gewollt oder unbe-
absichtigt – langfristig eine signifikante Bedrohung der Zivilgesellschaft auch in 
etablierten Demokratien westlichen Typus darstellen könnte. Der Civicus Monitor 
zeigt hierzu, dass auch innerhalb der EU nur die Hälfte der Mitgliedsstaaten als 
Open zu bezeichnen ist – zwölf Staaten gelten als Narrowed und Ungarn gar als 
Obstructed.

Fallbeispiele autoritärer und illiberaler Regime
Die in dem Themenschwerpunkt behandelten Fallbeispiele beziehen sich auf 
drei klassische autoritäre bzw. hybride Regime: Russland, die Türkei und Ungarn. 
Mit Russland beschreibt Barbara von Ow-Freytag das wohl bekannteste Beispiel 
für die Einschränkung zivilgesellschaftlichen Engagements. Dabei zeichnet sie 
zunächst das „barbarische Verhältnis“ des russischen Staates zu seiner Gesell-
schaft (und damit auch zur Zivilgesellschaft) nach. Die Übergriffe der Sicherheits-
behörden werden zunehmend brachialer und zielen mittlerweile nicht nur mehr 
auf Demonstrierende, sondern auch auf unbeteiligte Passant*innen ab. Die Trag-
weite der Repressalien in Russland – das laut dem Civicus Monitor wohlgemerkt 
‚nur‘ als Repressed und nicht als Closed gilt – zeigt allein der Umstand, dass heute 
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mehr politische Gefangene gezählt werden als zu Zeiten der Sowjetunion. Ver-
antwortlich hierfür ist eine Entwicklung, die Ow-Freytag als „repressive Spirale“ 
bezeichnet und in deren Konsequenz die Räume für unabhängige wie kritische 
Aktivitäten zunehmend schrumpfen. Zentral hierfür sind zum einen das „Auslän-
dische Agenten Gesetz“, das sich als ‚Exportschlager‘ russischer Unterdrückung 
der unabhängigen Zivilgesellschaft erwiesen hat, sowie das Gesetz über „uner-
wünschte ausländische Organisationen“. Und obwohl dieser enge juristische 
Rahmen russischen zivilgesellschaftlichen Organisationen erheblich zugesetzt 
hat: Aktuelle Umfragen zeigen eine Trendwende in der Einstellung der Bevöl-
kerung. Während das Vertrauen in die Lösungskapazitäten des Staates und die 
Zustimmungswerte für Präsident Putin sinken, steigt das Vertrauen in die Zivil-
gesellschaft. Auch wird trotz der harten Repressalien demonstriert, etwa gegen 
die Festnahme des Journalisten Iwan Golunow 2019 wegen fingierten Drogen
vorwürfen oder gegen den Bau einer Mülldeponie im nördlichen Schijes – und das 
mit Erfolg! Die Zivilgesellschaft Russlands hat es nämlich geschafft, so von Ow-
Frytag, neue Nischen im unterdrückten Raum zu erobern. Hier ist unter anderem – 
und vielleicht vor allem – an den Einsatz neuer Technologien („civic tech“) zu 
denken. Dabei geht es nicht nur um die Zurverfügungstellung von Informationen 
und Aufklärung, die zweifelsohne eine zentrale Bedeutung haben. Eine große Rolle 
nehmen auch digitale Tools zur Organisation von Protest oder mobile Spiele ein,  
die jungen Russ*innen zeigen, wie sie mit Sicherheitsorganen umgehen sollen.

Die jüngste Entwicklung der Covid-19-Pandemie könnte zudem die Zivilgesell-
schaft stärken. Denn vor dem Hintergrund des schwachen Gesundheitssystems 
und der zu erwartenden Wirtschaftskrise könnte die Zivilgesellschaft ihre Stärke 
ausspielen, unkompliziert wie unmittelbare Hilfe zu leisten (wie etwa von der 
Nachbarschaftshilfegruppe „Covidarnost“), und das Vertrauen der Bevölkerung 
weiter steigern. Die Frage ist nur, ob das System Putin das zulässt oder die Räume 
für Engagement weiter schließt. Die aktuellen Proteste nach der Absetzung und 
Festnahme des Gouverneurs Sergej Furgal im fernen Osten Russlands (in der 
Region Chabarowsk) darf als ein Lackmustest für die Entwicklung nach dem soge-
nannten Verfassungsreferendum betrachtet werden.

Ein weiteres Beispiel für ein mittlerweile klassisches autoritäres Regime, dass 
die progressive Zivilgesellschaft aktiv bekämpft, stellt die Türkei dar. Hier zeigt Anıl 
Al-Rebholz an den Beispielen der Frauenbewegung und der Dezentralisierung, 
welche Konsequenzen die autoritäre Wende für zivilgesellschaftlichen Aktivismus 
hat. So sind feministische NGOs heute weitgehend marginalisiert. Unterstützt 
werden hingegen Frauenorganisationen, die konservative Familienpolitik und 
hier vor allem die vergeschlechtlichten Wohlfahrtspraktiken der AKP-Regierung 
fördern. Dies geschieht etwa im Rahmen einer finanziellen Unterstützung auf der 
durch die Dezentralisierung gestärkten regionalen und lokalen Ebene – und meist 
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im Kontext anstehender Wahlen sowie vor dem Hintergrund klientilistischer 
Abhängigkeiten. In der Konsequenz erhalten karitative und regierungsfreund-
liche, konservative Frauen-NGOs die überwiegende Mehrheit der öffentlichen 
Mittel, mit denen die Folgen einer neoliberalen Politik aufgefangen und die Zivil-
gesellschaft weiter durchdrungen werden soll. Es sind nämlich Frauen, die als 
Mutter oder Ehefrau das Gros der Fürsorgearbeit stemmen, während sie selbst 
häufig nur über ihre Ehemänner oder Väter Zugang zu öffentlichen Wohlfahrts-
leistungen erhalten. Eine solche Konstellation potenziert Abhängigkeiten und 
patriarchale Dynamiken. Vor dem Hintergrund dieser Entwicklungen diskutiert 
Al-Rebholz, ob in der Türkei überhaupt noch minimale Voraussetzungen für das 
Funktionieren einer unabhängigen Zivilgesellschaft gegeben sind. Ihr Verdikt hat 
dennoch einen optimistischen Anklang. Unter Verweis auf die Gezi-Park-Proteste 
von 2013 zeigt sie auf, dass trotz gegenläufiger Bemühungen der AKP-Regierung 
es vor allem die junge Generation der Türk*innen war, die sich hier solidarisch 
zeigte und für ihre und die Interessen anderer demonstrierte. Ergänzt werden 
kann auch, wie sich aktuell deutlich zeigt, dass Frauen und feministische NGOs 
trotz der Durchdringungsversuche seitens der AKP nicht mehr bereit sind, die 
Gewalt, der sie seit der Machtübernahme der AKP ausgesetzt sind, hinzunehmen. 
Die heftigen Proteste, die dem Mord an der 27-jährigen Studentin Pınar Gültekin 
Ende Juli 2020 folgten, stellen ein beeindruckendes Zeugnis dieser Wende dar 
(Engler 2020).
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Das letzte Fallbeispiel in dem Themenschwerpunkt beschäftigt sich mit 
Ungarn, wo die Regierung Orbán als emsiger Lehrling insbesondere der russi-
schen Verhältnisse gilt. Dániel Mikecz skizziert dabei zunächst die Geschichte des 
Konflikts zwischen dem Fidesz-Regime und der unabhängigen Zivilgesellschaft, 
der mit dem Erdrutschsieg der Fidesz bei den Parlamentswahlen von 2010 ein-
setzte (Orbáns Partei erhielt eine Zweidrittelmehrheit der Sitze im Parlament). 
Um nur einige Schlaglichter zu erwähnen: Die ungarische Regierung hat 2011 das 
System der Förderung zivilgesellschaftlicher Organisationen durch eine Neugrün-
dung der entsprechenden Institution übernommen und die Ziele zivilgesellschaft-
lichen Aktivismus neu definiert. Seitdem wird u.  a. „die Stärkung der nationalen 
Einheit“ als Priorität ausgegeben. 2014 hat Viktor Orbán in seiner berühmten 
Rede, in der er den Begriff des illiberalen Staates prägte, solche Organisationen 
als zivil bezeichnet, die der nationalen Gemeinschaft dienen – Wachhund-Orga-
nisationen hingegen seien „vom Ausland bezahlte Aktivisten“. Konsequent folgte 
2017 die ungarische Version des russischen „Ausländische Agenten Gesetzes“ 
(das allerdings laut einem Urteil des EuGH vom Juni 2020 gegen EU-Recht ver-
stößt). Zwischendurch gab es regelmäßige öffentlich finanzierte Hetzkampagnen 
gegen zivilgesellschaftliche Watchdogs, die auch vor antisemitischen Tönen nicht 
zurückschreckten und vor „Soros-Organisationen“ warnten. Vor diesem Hinter-
grund geht Mikecz der Frage nach, ob die ungarische Regierung diskursive Gele-
genheitsstrukturen für die unabhängige Zivilgesellschaft erfolgreich eingeengt 
hat. Auf der Grundlage einer allgemeinen Bevölkerungsumfrage kann er zeigen, 
dass Fidesz‘ Bemühungen nur bedingt Früchte trugen. Zivilgesellschaftliche 
Organisationen haben in der ungarischen Gesellschaft eine hohe Legitimität, 
auch wenn karitative NGOs hier auf größere Zustimmung bauen können als poli-
tische Organisationen, die sich auch über internationale Mittel finanzieren.

Begriffsreflexion – von Shrinking zu  
Contested Spaces
Den Themenschwerpunkt schließt ein Aufsatz ab, in dem Siri Hummel eine 
Begriffsreflexion vornimmt. Die Rede von Shrinking Spaces, so die Autorin, über-
deckt ein Paradox. Während sich global ein Schrumpfen von Handlungsräumen 
für zivilgesellschaftlichen Aktivismus abzeichnet, kann empirisch in den meisten 
Staaten eindeutig ein Anwachsen der Zivilgesellschaften, und sei es nur der regie-
rungskonformen, häufig karitativen NGOs, belegt werden. Dafür zieht Hummel 
drei Fallbeispiele unterschiedlicher Regierungsformen heran: Deutschland als 
Vertreter*in einer repräsentativen Demokratie westlichen Typus, Polen als Trans-
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formationsland, das sich seit der Machtübernahme durch die erzkonservative PiS 
auf dem Weg der demokratischen Dekonsolidierung befindet, sowie Russland, 
das als „gelenkte“, „simulierte“ oder „defekte Demokratie“ bezeichnet wird. In 
den drei Fällen können dabei analoge Prozesse, wenn auch in unterschiedlicher 
Intensität, beobachtet werden: Während überall in unterschiedlichem Ausmaß die 
Handlungsräume für zivilgesellschaftliche Akteur*innen schrumpfen (entweder 
durch das, was Anheier und Toepler als politische Vernachlässigung bezeichnet 
haben, oder durch direkte Einflussnahmen), wächst nicht nur der Sektor der Zivil-
gesellschaft insgesamt, sondern auch der politische Aktivismus. In Polen ist etwa 
die feministische Bewegung des „Schwarzen Protests“ im Aufstieg, in Russland 
kann auf die Aktivitäten Alexej Nawalnys oder aktuelle Umweltproteste verwiesen 
werden. Deshalb ist es weniger zutreffend, pauschal von Shrinking Spaces of Civil 
Society zu sprechen. Häufig wird kritischer Aktivismus erst durch die Versuche, 
Handlungsräume zu schmälern oder gar zu beseitigen, provoziert. In Konsequenz 
appelliert Hummel dafür, die einzelnen Fallbeispiele genauer zu analysieren und 
dort, wo es eine komplexe Interdependenz restriktiver Maßnahmen und progres-
siver Aktivitäten gibt, von Contested Spaces zu sprechen. Dadurch können beide 
Tendenzen der Abnahme und Zunahme der Spielräume für die Zivilgesellschaften 
präziser abgebildet werden.

Die Covid-19-Pandemie und ihre Konsequenzen  
für die Zivilgesellschaft
Direkten Bezug zum Themenschwerpunkt nehmen zudem zwei Beiträge der 
Rubrik Pulsschlag. Felix Bethke und Jonas Wolff werfen hier einen Blick auf 
jüngste Einschränkungen der Bürger*innenrechte. Bis Mitte Juni 2020 wurde in 
86 Ländern der Notstand verhängt, in 35 Staaten gab es Einschränkungen für die 
Meinungs- und in 116 Staaten für die Versammlungsfreiheit. Die Autoren warnen, 
auch vor dem Hintergrund der Konsequenzen des 9/11, vor einem „governmen-
tal overreach“. Einmal gewährte exekutive Sonderrechte sind – insbesondere in 
autoritären und illiberalen Staaten  – mitunter schwer rückgängig zu machen. 
Deshalb müsste es eine stärkere parlamentarische und judikative Kontrolle 
solcher Notfallmaßnahmen geben, die nur für kurze Zeiträume und mit einem 
präzise benannten Ende verabschiedet werden sollten. Zudem müssen zivilgesell-
schaftliche Akteur*innen überall dort in den Entscheidungsprozess eingebunden 
werden, wo ihre Gestaltungsräume tangiert werden. Das Beispiel Ungarn zeigt, 
wie solche Bedenken systematisch ignoriert wurden. Die Regierung Orbán hat auf 
jegliche Konsultation, auch mit der Zivilgesellschaft, verzichtet und Notstands-
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gesetze erlassen, die sich automatisch verlängern. Gleichzeitig wurde die freie 
Meinungsäußerung unter der Androhung von Gefängnisstrafen eingeschränkt. Es 
ist wohl kein Zufall, dass auch hier das Fidesz-Regime zur Avantgarde des Covid-
19-bedingten Einschränkens der Bürger*innenrechte in Europa gehört.

Einen Blick auf das Mobilisierungspotenzial, das die  – in den verschiede-
nen Ländern und sogar innerhalb der Staaten unterschiedlich strengen – Lock-
downs mit ihren tatsächlichen Einschränkungen der Bürger*innenrechte für 
rechte Bewegungen hatten, wirft Verena Stern in ihrem Beitrag. Dabei arbeitet 
sie heraus, wie fruchtbar mittlerweile der Boden für die Mobilisierung von rechts 
ist, den rechtspopulistische Akteure*innen in der Bundesrepublik Deutschland in 
den letzten Jahren bereitet haben. Allein die Gegenüberstellung zwischen einer 
(„volksfeindlichen“) Elite, die in dunkle Machenschaften verstrickt sei, mit einem 
widerstandsfähigen Volk genügte, um nicht nur Rechtsextremist*innen, sondern 
weit in die Mitte der Gesellschaft zu mobilisieren. Und dennoch sollte das Frei-
heitsframing der Proteste nicht darüber hinwegtäuschen, dass hier verschwöreri-
sche, antisemitische und rassistische Inhalte unter dem Deckmantel des Kampfes 
für Bürger*innenrechte transportiert werden.

Der dritte Beitrag zum Pulsschlag widmet sich schließlich einer progressiven 
Bewegung, deren Mobilisierungskraft  – ob oder trotz ihrer Nähe zu und Ver-
knüpfung mit einer etablierten sozialdemokratischen Partei – vom wachsenden 
Aufschwung des Illiberalismus beeinflusst ist. Felix Anderl analyisert die Allianz 
zwischen der Britischen Labour Partei und der gesellschaftlichen Bewegung 
Momentum, deren Prominenz und Durchsetzungskraft u.  a. an internen Aus-
einandersetzungen um den Brexit gelitten hat. Momentum, das zunächst das 
sozialdemokratische Parteiprogramm erfolgreich stark nach links verschob, 
organisierte die bisher weitreichendste und kreativste Mobilisierung für natio-
nale Wahlen – dennoch kam es zur „krachenden“ Niederlage. Anderl untersucht 
anhand des Begriffs der Niederlage das spannungsgeladene Verhältnis von Partei 
und Bewegung. Schließlich waren es auch die „alteingesessenen“ Zirkel in der 
sozialdemokratischen Partei selbst, die die von Jeremy Corbyn angeführte gesell-
schaftliche und parteiinterne Bewegung untergruben und den Wahlsieg ver-
hinderten. Das britische Beispiel verdeutlicht, dass liberale und illiberale Kräfte 
auch zusammenwirken können und dabei Handlungsspielräume für progressiven 
Aktivismus einschränken.
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Der Stand der Bewegungsforschung im  
Contested Space
Mehrere Beiträge zur Literaturrubrik widmen sich dem Themenschwerpunkt. 
Kristina Chmelar bespricht Philipp Thers Das andere Ende der Geschichte. Über 
die Große Transformation, das die gegenwärtige Konjunktur des Illiberalismus in 
westlichen wie postkommunistischen Demokratien mit dem Aufstieg des globa-
len Neoliberalismus des letzten Jahrhunderts in Zusammenhang bringt.

Luca Miehe setzt sich mit dem Sammelband Safer Field Research in the Social 
Sciences. A Guide to Human and Digital Security in Hostile Environments aus-
einander, der von Jannis Grimm, Kevin Koehler, Elisabeth Lust, Ilyas Saliba und 
Isabelle Schierenbeck herausgegeben wurde. Der Band betrachtet die Shrinking 
Spaces für die Wissenschaft anhand einer Vielzahl von Fallstudien globaler Rele-
vanz, und bietet praxisorientierte methodische Inspirationen für Wissenschaf-
ter*innen, die unter restriktiven Bedingungen forschen.

Matthias Freise bespricht eine Intervention in den privaten Sektor, nämlich 
das Buch von Florentine Maier und Ruth Simsa, das sich mit dem Management 
solidarökonomischer Unternehmen auseinandersetzt, und einen Leitfaden für 
Demokratie und Nachhaltigkeit bietet. Kai-Uwe Hellmann rezensiert Wolfgang 
Königs Geschichte der Wegwerfgesellschaft. Die Kehrseite des Konsums und bietet 
damit eine Brücke zum nachfolgenden Themenschwerpunkt des Forschungsjour-
nals Soziale Bewegungen, der sich mit Umweltaktivismen auseinandersetzen wird.

In der Rubrik ipb beobachtet werfen Piotr Kocyba und Dániel Mikecz einen 
Blick auf den Stand der Bewegungsforschung in Ostmitteleuropa, wobei sie sich 
vor allem auf die beiden Fallbeispiele konzentrieren, in denen jüngst der Raum 
für zivilgesellschaftliches Engagement eingeschränkt wird: Polen und Ungarn. 
Die aktuellen Tendenzen wirken dabei vor dem Hintergrund der Bedeutung, 
die die Zivilgesellschaften für den Fall der kommunistischen Regime erlang-
ten, paradox – insbesondere, wenn wir uns vergegenwärtigen, dass beide Par-
teien, sowohl die polnische PiS als auch die ungarische Fidesz, ihren Ursprung 
in jener breiten zivilgesellschaftlichen Bewegung haben, die sich gegen einen 
Staatskommunismus und für Bürger*innenrechte und Demokratie einsetzte. Die 
Autoren zeigen in ihrem Beitrag, dass sich trotz der teilweise moralisch über-
höhten Bedeutung, die der Zivilgesellschaft in Ostmitteleuropa zugeschrieben 
wurde, keine starke Tradition der Bewegungsforschung etablieren konnte. Einer 
der Hauptgründe hierfür könnte in Beobachtungen liegen, die vornehmlich in 
den 1990er Jahre von einem (enttäuschenden) Abflachen zivilgesellschaftlichen 
Aktivismus ausgingen. Mit Protestwellen, die häufig in Reaktion auf die Etablie-
rung regressiver Regime entstanden (siehe Hummels Beitrag in diesem Heft, in 
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dem sie beobachtet, dass Versuche, die Räume zu schließen, zu mehr Aktivismus 
führen können), erscheint aber das Urteil einer typisch postkommunistischen 
Lethargie als überholt und ruft nach neuen Forschungsprojekten. Dabei richten 
Kocyba und Mikecz einen Appell an westliche Kolleg*innen, insbesondere der 
jungen Generation an Bewegungsforscher*innen in Ungarn durch eine Einbezie
hung in internationale Projekte zu helfen. Mittlerweile gerät nämlich nicht mehr 
nur die Zivilgesellschaft in Ungarn unter Druck – auch die Sozialwissenschaften 
und die Bewegungsforschung kämpfen mit Verleumdungskampagnen und 
Übernahmeversuchen durch die Regierung. Mit beidem hat einer der beiden 
Autoren, Dániel Mikecz, als Angestellter der inzwischen ehemaligen Akademie 
der Wissenschaften direkte Erfahrungen gesammelt. Vor diesem Hintergrund 
erscheint es umso dringlicher, das wissenschaftliche Augenmerk auf das Thema 
der Unterdrückung nicht nur zivilgesellschaftlicher, sondern aller unabhängigen 
gesellschaftlichen Triebkräfte zu legen, und Kolleg*innen wie Aktivist*innen 
auch solidarische Hilfe zu leisten.

Piotr Kocyba (Chemnitz), Aleksandra Lewicki (Brighton)
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Zusammenfassung: Wie schaffen es illiberale Politiker, mit einer Politik gewählt 
zu werden, die gegen die Interessen ihrer Wähler verstößt? Eine mögliche Antwort 
ist, dass sie Spektakel als Ersatz für Debatten und politische Auseinandersetzung 
bieten. Mit den Arbeiten von Roland Barthes zu Mythologie und von Guy Debords 
zu Spektakeln argumentiere ich, dass für illiberale Führungsspitzen wie Putin, 
Trump und Orbán das Spektakel des Sports dazu dient, die Debattenkultur in 
der praktischen Politik zu übertünchen. Orbáns Variante dieser Spektakel ist von 
besonderem Interesse für den europäischen Kontext, da sie aufzeigt, wie die illi-
berale Beseitigung einer Debattenkultur innerhalb der Regelwerke und Vorgaben 
der Europäischen Union möglich wird.

Abstract: How do illiberal politicians manage to get elected with policies that are 
against the interests of their voters? One answer is that they offer spectacle as a 
substitute for debate. Referring to classic work by Roland Barthes on mythology 
and Guy Debord on spectacle, I argue that for the illiberal leaders Putin, Trump, 
and Orbán, the spectacle of sport functions to remove debate from practical pol-
itics. Among the three versions of using sport spectacle in this way, Orbán’s is 
of special interest in a European context, for it shows how the illiberal closing 
down of debate can function within the confines and constraints of the European 
Union.

1 �Drei Führungsspitzen, drei Sportarten
Die drei am prominentesten diskutierten Rädelsführer des aktuellen Angriffs 
auf die liberale Demokratie sind Russlands Wladimir Putin, Ungarns Viktor 
Orbán und US-Präsident Donald Trump. Putin und Trump stehen an der Spitze 
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von Supermächten. Orbán regiert ein ostmitteleuropäisches Zwergenland mit 
rund 10 Millionen Einwohnern und einem Bruttoinlandsprodukt, das etwa das 
1½-fache des Nettovermögens von Jeff Bezos beträgt.1 Orbán arbeitet dennoch 
hart daran, sich an der Spitze der „Schlacht gegen Brüssel“ zu positionieren 
(Kalmar 2018). Unter Trumps Anfeuerungsrufen und Putins aktiver Unterstützung 
hat er nicht nur im postsozialistischen Osten, sondern auch in der gesamten EU 
Verbündete inspiriert.

Ziel dieses Artikels ist nicht, die zuweilen in der Literatur leidenschaftlich 
diskutierte Frage weiterzuführen, ob der Begriff „Populismus“, „Illiberalismus“ 
oder „Nationalismus“ nun am besten dieses Phänomen beschreibt, das – und hier 
stimmen alle überein – ein allgemeines Phänomen ist, das von Putin, Orbán und 
Trump exemplifiziert wird. Anstatt die Vorzüge der individuellen Begriffe abzu-
wägen, ziehe ich es vor, ein Akronym zu prägen: P (opulismus) / I (lliberalismus) 
/ N (ationalismus) = PIN. PIN tritt an verschiedenen Stellen in unterschiedlicher 
Form auf. Orbáns „Typ“, so schlage ich vor, ist irgendwo zwischen den beiden 
„reinen“ Fällen angesiedelt, die jeweils durch den sich im Putinismus mani-
festierenden postkommunistischen Typus und den sich im Trumpismus ausdrü-
ckenden postliberal-kapitalistischen Typus veranschaulicht werden. Die folgende 
Betrachtung widmet sich daher ausführlich diesen Prototypen außerhalb der EU, 
da sie unseren Blick für die Lage in Europa schärfen können.

Die bereits umfangreiche, multidisziplinäre Literatur zum Themenkomplex 
PIN wächst weiter. Ein Vielzahl von Studien konzentriert sich auf die wirtschaftli-
che Basis von PIN, auf die politische Strategie, die ideologischen Grundsätze oder 
auf die affektiven Auswirkungen auf eine Öffentlichkeit, die vom neoliberalen 
Globalismus als der dominierenden Form des Kapitalismus des späten 20. und 
frühen 21. Jahrhunderts desillusioniert ist. Wenige Arbeiten befassen sich mit der 
Rolle des Spektakels bei der Verbreitung von PIN. Das Phänomen des Spektakels 
ist jedoch für PIN und seine Politik von wesentlicher Bedeutung.2

Eine wichtige aktuelle Analyse von PIN ist Timothy Snyders Buch “The Road 
to Unfreedom” (2018). Snyder beschreibt direkte und entscheidende Zusammen-
hänge zwischen dem Angriff auf die liberale Demokratie in Wladimir Putins Kreml 
und in Donald Trumps Weißem Haus. So unterschiedlich sie auch sind: Putin und 
Trump repräsentieren für Snyder eine „Politik der Ewigkeit“. Der Fall des Kom-

1 The Forbes 400 2019: www.forbes.com.
2 Zu den Arbeiten, die sich direkt mit Populismus und Spektakel befassen, gehört Sutherlands 
(2012) Diskussion von Laclau und Debord. Auch Anikó Imres (2016) Arbeit widmet sich der Rolle 
der Medien im Sozialismus und Postsozialismus und sieht sich das Verhältnis zwischen Politik 
und Spektakel in Ostmitteleuropa genauer an.

http://www.forbes.com


� Shrinking Spaces für die Zivilgesellschaft   573

munismus und das Scheitern des Marktliberalismus führten laut Snyder gemein-
sam zum Niedergang jeglicher Art von unvermeidlichem Fortschritt. Die Politik der 
Ewigkeit eliminiert die Zeit als „Linie in die Zukunft“ (Snyder 2018). Sowohl im In- 
als auch im Ausland leugnen Ewigkeits-Politiker die Wahrheit und versuchen, das 
Leben auf Spektakel und Gefühle zu reduzieren: „Um von ihrer Unfähigkeit oder 
mangelnden Bereitschaft zur Reform abzulenken, weisen die Ewigkeits-Politiker 
ihre Bürger an, in kurzen Abständen Hochstimmung und Empörung zu erleben 
und die Zukunft in der Gegenwart zu ertränken“ (Snyder 2018: 8).

Snyders Logik folgt der von Guy Debord (obwohl Snyder ihn seltsamerweise 
nicht erwähnt), dessen 1967 veröffentlichtes Society of the Spectacle seiner Zeit 
voraus war (Debord 2010 [1967]). Für Debord missrepräsentiert das Spektakel die 
Realität als eine endlose Parade von kommerzialisierten, in der Medientechnolo-
gie disseminierten Fragmenten. Eine solch unzusammenhängende Verkettung ist 
das Gegenteil einer Diskussion, insbesondere einer politischen Diskussion, bei 
der Fakten und Argumente logisch organisiert sind, um eine Schlussfolgerung zu 
stützen, die dann dazu verwendet wird, Maßnahmen vorzuschlagen. Das Spekta-
kel dagegen überzeugt ohne Diskussion.

PIN-Politik ist eine Politik des unechten Bewusstseins. Das Spektakel wird 
bei PIN verwendet, um die Debatte zu unterdrücken, da diese offenbaren könnte, 
dass Personen aufgefordert werden, gegen ihre eigenen Interessen zu stimmen. In 
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Europa wie auch anderswo führt die Spektakelpolitik von PIN zu Einschränkun-
gen der Freiräume für gesellschaftliches Engagement, das sich aus einer Debat-
tenkultur speist. Der Sport bietet eine von vielen Möglichkeiten, das Spektakel auf 
diese Weise zu nutzen.

Ich werde Putins, Trumps und Orbáns Verhältnis zu sportlichen Darbietun-
gen untersuchen, um nachzuzeichnen, welche mythologische Funktion der Sport 
erfüllt: Er motiviert das Publikum rund um PIN, ohne sich mit Politik befassen 
zu müssen. Dies könnte erklären, wie es möglich ist, dass Regierungen alleine 
durch das Angebot eines Spektakels Wahlen gewinnen können, ohne dabei die 
Auseinandersetzung über eine Politik auszulösen, die gegen das Interesse ihrer 
eigenen Wähler verstößt. Putin, Trump und Orbán verkörpern unterschiedliche, 
wenn auch sich überlappende Versionen dieses Phänomens. Orbáns Stil ähnelt in 
mancher Hinsicht Putins und in anderer Trumps. Er mag für Europa am unmittel-
barsten gefährlich sein, da Orbáns Illiberalismus innerhalb der Einschränkungen 
der Europäischen Union funktioniert.

2 �Donald Trump, der Ringkämpfer
Von den drei hier diskutierten Protagonisten war Donald Trump der jüngste Neu-
zugang zur PIN-Politik. Im wittgensteinschen Sinne ist er der Prototyp einer illi-
beralen Führungsperson des 21. Jahrhunderts.

Seit Beginn seiner ersten Präsidentschaftskampagne hat Trump jeden Tag 
Millionen Menschen in Amerika und darüber hinaus mit dem täglichen Spekta-
kel seiner emotionalen Ausbrüche fasziniert. Trump war vor seiner politischen 
Karriere als Reality-Show-Moderator am bekanntesten dafür, dass er die Epi-
soden von “Apprentice” mit seinem Markenzeichen „Du bist gefeuert!“ endete. 
(Er war eine weitaus erfolgreichere Medienpersönlichkeit als der zweitklassige 
Schauspieler Ronald Reagan.) Aber vielleicht noch aussagekräftiger als Trumps 
Auftritt bei Apprentice war seine seltenere und daher weniger bekannte Rolle im 
Wrestling (Catchen).

Trump war bereits eine Weile in der Wrestling-Welt unterwegs, als er schließ-
lich selbst in den Ring trat. Das war am 8.  Januar 2007 während der von der 
World Wrestling Entertainment (WWE)-Organisation veranstalteten Wrestlemania 
23-Saison. Ein Wrestler, der Trump porträtieren sollte, besiegte unter brüllendem 
Beifall des Publikums einen anderen Wrestler; der als Rosie O’Donnell auftrat, einer 
Komikerin und Talkshow-Moderatorin, die Trump kritisiert hatte. „Der erbitterte 
Kampf zwischen dem dreisten Milliardär und der linksgerichteten Lesbe“, wie 
die WWE es beschrieb, endete damit, dass „der Donald“ der Frau Eis ins Gesicht 
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schmierte, wobei „sich niemand sicher ist, ob Rosie vor Schmerzen oder schierer 
Wonne niederging.“3 Am 29. Januar in Dallas leitete dann der Wrestling-Veranstalter 
und WWE-Vorsitzende Vince McMahon gerade die „Fan Appreciation Night“ ein, 
als Donald Trump auf der Bühne erschien, „Tausende von Dollar“ ins Publikum 
warf und damit McMahon, der ein Plakat mit Eigenbildnis verteilt hatte, die Show  
stahl.

Am 12.  Februar erschien Trump vor dem Publikum am Arm zweier junger 
attraktiver Frauen, um einen „Deal“ zur Veranstaltung eines „Kampfs der Mil-
liardäre“ gegen McMahon am 1. April zu unterzeichnen. Der Verlierer sollte sich 
von seinem Rivalen den Kopf rasieren lassen. McMahon nominierte Umaga, 
einen Wrestler mit vielen Tatoos, der als „Samoan Bulldozer“ vorgestellt und als 
„Fleischfresser“ bezeichnet wurde, für ihn zu kämpfen. Ein leicht sanftmütigerer 
Champion, Bobby Lashley, sollte Trump vertreten. McMahon gab verlegen zu, 
dass 95 % der Menge Trump anfeuerte, allerdings aber aus „Idioten“ bestehe. 
Trump war anderer Meinung und erklärte: „Für mich sehen sie aus wie eine sehr 
kluge Gruppe von Menschen.“4

Der eigentliche Kampf am 1.  April begann mit einer Reihe vorhersehbarer 
Rückschläge, darunter Umagas Angriff auf den Schiedsrichter. Wie bei der Ver-
tragsunterzeichnung im Februar durfte Trump McMahon persönlich angreifen 
und ihn zu Boden werfen. Als der Samoaner auf dem Rücken lag, zog Bobby 
Lashley ein Bein von Umaga nach oben und demonstrierte damit Trumps Sieg. 
Zusammen rasierten Trump und Lashley McMahons Kopf. Das Gesicht des WWE-
Vorsitzenden auf dem Jumbotron verzog sich zu einem übertriebenen Ausdruck 
ärgerlichen, aber hilflosen Leidens, und die Menge buhte begeistert.

Schmerzen und Niederlagen gehören zu den Hauptthemen des Wrestlings. So 
argumentierte vor mehr als einem halben Jahrhundert Roland Barthes in seinem 
Aufsatz Mythologien, der heute noch einmal gelesen werden muss, da er einen 
Schlüssel zum Verständnis der Sozialpsychologie und der Politik Trumps als 
legendärer illiberaler Führungsspitze darstellt.5

Barthes beginnt seinen Aufsatz mit einem Vergleich des „grandiloquenten“ 
„Spektakels des Überflusses“, das Wrestling darstellt, und dem Griechischen 
Drama: Beide erzeugen „eine Emotion ohne Vorbehalt“ (Barthes 1957:13). Für 
Barthes ist Wrestling, entgegen der weit gefassten Definition von Sport, die ich 

3 Donald “Trumps” O’Donnell: www.wwe.com.
4 Mr. McMahon and Donald Trump Announce the Battle of the Billionaires: www.youtube.com.
5 Barthes (2012) sujet, das er als „Catchen“ bezeichnete, war eine dem amerikanischen Enter-
tainment-Wrestling ähnelnde Performance, die sich jedoch ausschließlich auf den Wrestling-
Ring konzentrierte und weniger auf die für das World Wrestling Entertainment (früher World 
Wrestling Federation) der USA so charakteristischen narrativen Werbekampagnen.

http://www.wwe.com
http://www.youtube.com
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hier verwende, kein wirklicher Sport. „Das Publikum ist völlig uninteressiert 
daran, ob der Wettbewerb manipuliert ist oder nicht, und das zu Recht; es über-
lässt sich der primären Tugend des Spektakels, nämlich alle Motive und alle 
Konsequenzen abzuschaffen: Was zählt, ist nicht, was es denkt, sondern was es 
sieht.“ (ebd.). Hier gibt es keinen Platz für Diskussionen, keinen Raum für Debat-
ten – auch keinen Hinweis auf irgendetwas außerhalb der Logik der Aufführung 
selbst, wie etwa eine überprüfbare Wahrheit. Das Wrestling Match ist in erster 
Linie kein narratives Ereignis.

„Beim Wrestling  … ist jeder Moment verständlich, nicht der Zeitverlauf. Der Zuschauer 
interessiert sich nicht für den Aufstieg und Fall des Schicksals; er erwartet das vergäng-
liche Bild spezifischer Leidenschaften. Wrestling erfordert daher ein sofortiges Lesen der 
nebeneinanderstehenden Bedeutungen, so dass es nicht notwendig ist, sie zu verbinden. 
(…) Wrestling ist eine Summe von Schaubildern, von Spektakeln, von denen keines eine 
eigene Funktion ist: Jeder Moment drängt das totale Wissen einer Leidenschaft auf, die auf-
recht und allein erwacht, ohne sich jemals auf den krönenden Moment eines Ergebnisses 
auszudehnen.“ (ebd.: 14)

Die einzelnen Spektakel müssen nicht sinnvoll miteinander verbunden sein. Das 
Publikum verlangt nach Emotionen, nicht nach Logik. Jeder Zug bereitet eine 
weitere groteske Demütigung für den Gegner des Ringers vor, es gibt jedoch kein 
endgültiges Ziel, das er im Auge behält. Ein Match zu gewinnen oder zu verlieren 
heißt nicht, einen Schlussstrich zu ziehen. Tatsächlich schätzen die Fans ein Ende, 
das „zur barocksten Verwirrung“ führt. Es kommt auf jeden einzelnen Moment an, 
der das zugrunde liegende Drama von Gerechtigkeit und Bestrafung nachspielt. 
Um eine politische Parallele zu ziehen: Die eigentliche Politik ist bedeutungslos. 
Wenn in der Politik gewonnen werden muss, dann nur, weil im Gegensatz zum 
Wrestling in der Politik ein Sieg erforderlich ist, um die Show fortzusetzen.

Wenn nun, wie es größtenteils der Fall ist, der „Gute“ tatsächlich gewinnt, 
geht sein Sieg einher mit spektakulären Demütigungen. Auch er stellt sein Leiden 
zur Schau, wenn er in einen schmerzhaften Griff gerät. Er wütet auf seinen feigen 
Gegner, den Bösewicht, der gegen die Regeln verstößt, indem er zum Beispiel 
einen Stuhl von außerhalb der räumlichen Grenzen der Legalität des Ringes 
ergreift. Wenn er aber dies tut, dann lässt es der „Bastard“ darauf ankommen: 
Seine Übertretung des Gesetzes rechtfertigt eine extralegale, uneingeschränkte 
Vergeltung durch den „Guten“ innerhalb und außerhalb des Rings. Würden wir 
Carl Schmitt in die Analyse einbeziehen, müssten wir sagen, dass der „Bastard“, 
der zu Recht wegen eines Gesetzesverstoßes verprügelt wird, dies unrechtmäßig 
versucht. Sein frecher Versuch, einen Ausnahmezustand durchzusetzen, wird 
vom wahren Souveränen, dem Wrestling-Helden, der das Publikum verkörpert, 
mit spektakulärem Übermaß bestraft.
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Es erfordert kaum weiterer Ausführungen, um zu veranschaulichen, wie dies 
mit dem karnevalistischen politischen Stil von Donald Trump im Zusammenhang 
steht, der am 20. Januar 2017 als 45. Präsident der Vereinigten Staaten vereidigt 
wurde, ungefähr zehn Jahre, nachdem er Vince McMahons Publikum in West-
lemania Dollarnoten entgegengeworfen hatte.

Sowohl in der Trumpschen Politik als auch im Ring muss sich das Spektakel 
auf die sichtbare Niederlage und Demütigung der Gegner*innen konzentrieren. 
Donald Trump hat es wie kein anderer Politiker geschafft, die Diskussion durch 
eine spektakuläre Beleidigung zu ersetzen. Während der ersten Debatten, durch 
die er 2016 gewählt wurde, sagte Trump über seinen republikanischen Konkur-
renten Marco Rubio: „Er schwitzt mehr als jeder junge Mensch, den ich jemals in 
meinem Leben gesehen habe. … Ich habe noch nie einen Kerl gesehen, der Wasser 
gekippt hat, wie er Wasser gekippt hat. … Für den Kerl bringen sie es in Eimern.“ 
(Cilizza 2015). Trumps karnevalistische Spitznamen für Konkurrent*innen 
zeigen weiterhin ein Talent, eher über andere Menschen zu lachen als mit ihnen: 
“Crooked Hillary (Clinton)”, “Lyin‘ Ted (Cruz)”, “Mini Mike (Bloomberg)”, “Poca-
hontas” (Elizabeth Warren), “The Nutty Professor” (Bernie Sanders), “Sleepy Joe” 
(Biden). Die Bastarde bezahlen zu lassen, ist von zentraler Bedeutung für Donald 
Trumps Agenda. Und er lässt sie im Spektakel bezahlen, nicht in der Debatte. 
Tatsachen erscheinen ihm als Fälschung, Diskussion als Zwischenrufe, wobei die 
Täter nach Möglichkeit entfernt werden sollen. Sein Publikum liebt es.

3 �Wladimir Putin, der Judoka mit dem  
Schwarzen Gürtel

Wladimir Wladimirowitsch Putins Größe beträgt angeblich 171 cm und sein Gewicht 
71 kg; Trumps hingegen liegt bei 190 cm und 110 kg.6 Auf beiden Seiten des Atlantiks 
wird jedoch gemunkelt, dass Putin das größere Gehirn hat. Der angebliche Unter-
schied in der Intelligenz der beiden Männer zeigt sich demnach auch darin, dass 
der amerikanische Präsident als Spielzeug des Russen gilt, und sich dessen kaum 
bewusst ist. In einem Witz, der in Russland die Runde machte, ruft Putin Trump an. 
„Hallo, Donald? Ich möchte mit Dir gern über die Ukraine sprechen.“ „Was ist die 
Ukraine?“, fragt Trump. Darauf Putin: „Danke, Donald!“ (Aron 2019).

6 Vladimir Putin Net Worth 2020: Age, Height, Weight, Wife, Kids, Bio-Wiki: www.wealthy 
persons.com.

http://www.wealthypersons.com
http://www.wealthypersons.com
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Die Behauptung, Putin sei schlauer, mag wahr sein. Es gibt auch das Klassen-
urteil, dass Judo, ein echter Sport mit echten Regeln, raffinierter ist als unechtes, 
primitives Wrestling. Wrestling, zumindest in der bombastischen WWE Aus-
prägung, passt kaum zu Putins asketischer Erscheinung. Nachdem sich Putin in 
seiner Jugend dem Sambo widmete, einer sowjetischen Version der Kampfkunst, 
die auch Wrestling-Bewegungen beinhaltet, ging er zu anderen sportlichen Akti-
vitäten über.

Putins Reiterfoto ohne Hemd ist berühmt, und er ist ein begeisterter Skifah-
rer. Auf der Eishockeybahn überholt und übertrifft er Freund*innen und Funk-
tionär*innen und schlägt sie mit Hilfe der besten russischen Profispieler*innen 
aus seiner eigenen Mannschaft.7 Wie im Hockey wählt Putin bei seinen Judo-
Leistungen seine Partner*innen und Gegner*innen sorgfältig aus. Einige von 
ihnen kommen aus den Spitzenpositionen des Sports in Russland. Putins You-
Tube-Videos zeigen, wie er professionelle Judokas auf die Matte wirft; manchmal 
wird er selbst sanft geworfen.8 Während der Effekt mindestens so prahlerisch 
ist wie bei Trumps schwülstigem öffentlichem Selbstlob, ist der Ton des Russen 
weitaus gedämpfter. Putin spricht mit seinen Judo-Partner*innen, aber wir 
hören den Dialog nicht. Das Sparring findet in kurzen Schüben statt, wobei nur 
eine Handvoll Zuschauer*innen physisch anwesend sind, einschließlich des 
scheinbaren Sicherheitspersonals.9 Die Videos haben ein breites Publikum auf 
dem Bildschirm und sind ein wirksamer Bestandteil von Putins intensiven PR-
Kampagnen. Putins Kampfkunstfähigkeiten wurden bei seinem Besuch in Nord-
korea von Diktator Kim Jong Un anerkannt, der ihm einen schwarzen Gürtel im 
koreanischen Taekwondo verlieh. Ein russischer Bewunderer fand Putins Judo-
Waza-Würfe so gut, dass er sich laut fragte, ob er überhaupt Leibwächter brauche 
(Hawkins 2017).

Judo ist in vielerlei Hinsicht das Gegenteil von Wrestling. Es ist eher sym-
bolisch als demonstrativ, seine Gesten laut Barthes „gemessen, präzise, aber ein-
geschränkt, genau gezeichnet, aber durch einen Strich ohne Volumen“ (Barthes 
1957: 14). Im Gegensatz zum Wrestling ist das Repertoire, das Judo bevorzugt, eher 
leises, verdecktes Agieren als Opernbravado.

Für den Sieger Putin ist die untertriebene, „freiwillige“ Anerkennung einer 
Niederlage im Judo erfreulicher als die übermäßige Demütigung des besiegten 
Wrestlers, der, mit Barthes, „auf gebeugten Knien mit über dem Kopf erhobenen 

7 Für einen Bericht eines solcher Spiele siehe: Russia’s Putin Scores 8 Goals in Exhibition 
Hockey Game: abcnews.go.com.
8 Black Belt Putin Shows off Judo Moves with Olympic Athletes: www.youtube.com.
9 Siehe etwa: Putin Shows off Black Belt Judo Skills: www.youtube.com.

http://www.youtube.com
http://www.youtube.com
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Armen der Gnade seines Gegners ausgeliefert ist und langsam durch den ver-
tikalen Druck des Siegers in die Knie gezwungen wird“ (Barthes 1957: 19). Im Judo 
wird dies durch höfliche Verneigung beider Seiten als Rechtfertigung für den legi-
timen Sieg der stärkeren Partei akzeptiert. Putins Präferenz ist Scheindemokratie, 
um das Erscheinungsbild von freiem Handeln und Diskussion zu bewahren und 
gleichzeitig verstohlen sicherzustellen, dass weder Handeln noch Diskussion 
jemals sein Monopol auf Politik oder Wahrheit gefährden.

4 �Viktor Orbán, der Fußballer
Wie Putins Engagement im Judo ist auch Viktor Orbáns Hingabe zum Fußball 
intensiv und langjährig. Er war elf Jahre alt, als er anfing, für das Team der ört-
lichen Bauerngenossenschaft im Dorf Felcsút zu spielen. Die Erfahrung quali-
fizierte ihn 1983 als Zwanzigjährigen, eine Komparsenrolle in einem Spielfilm 
zu spielen, in dem er einen Fußballer (und einen Räuber) darstellt.10 Viele Jahre 
spielte er daraufhin für verschiedene hochkarätige Amateurmannschaften, unter 
anderem in Budapest. 1999 war er zurück in Felcsút und repräsentierte den Fuß-
ballverein des Dorfes als Stürmer. Orbán wurde Leiter des Felcsút-Sportvereins 
und ist aktiver Gönner der Ferenc Puskás Fußball Akademie im Dorf.

Fußball ist eher Putinesque als Trumpisch. Es bietet weit weniger Möglich-
keiten für karnevalistische Prahlerei als Wrestling, aber etwas mehr als Judo.

Zum einen sei auf die Gesichtsmasken und Kostüme der Fans zu verweisen, 
sowie das unvermeidliche Spektakel der leidenden Verrenkungen eines verletzten 
Spielers, die auch aus dem Drehbuch des Wrestling entnommen sein könnten. Im 
Fußball sind Beispiele schwerwiegenden Betrugs jedoch subtiler. Auf höchstem 
Niveau kann sehr viel Geld im Spiel sein: Eine Gruppe von Spielern aus Valen-
ciennes nahm in der Saison 1992/93 seitens der französischen Bundesliga Beste-
chungsgelder entgegen, um Olympique de Marseille zu schonen; dies führte zu 
Haftstrafen für mehrere Mitglieder der Geschäftsführung.

Bekanntere Beispiele für Korruption im Fußball stehen mit Lizenzen, Bau-
Aufträgen und Marketingverträgen im Zusammenhang. Im FIFA (Fédération 
Internationale de Football Association) Skandal von 2015 wurde eine Reihe von 
Spitzenbeamten verschiedener Länder festgenommen und in einer Reihe schwe-
rer Vergehen verurteilt. Orbáns Eingreifen in Vertragsverfahren im Fußball führte 
zu öffentlichen Kontroversen. 2014 feierte Felcsút die Eröffnung der Pancho 

10 Szegény Dzsoni és Árnika: www.imdb.com.

http://www.imdb.com
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Aréna, eines internationalen Fußballstadions, das nach dem legendären ungari-
schen Stürmer von Real Madrid, Puskás („Pancho“) benannt wurde. Das Stadion 
wurde in der Nähe von Orbáns Anwesen in Felcsút gebaut und bot 3.500 Sitz-
plätze auf – doppelte so viele wie Anwohner*innen. Spieler der Orban Puskás 
Football Akademie hatten die einmalige Gelegenheit, auf einem professionellen 
Rasen zu spielen, und mit Orbán befreundete Unternehmer*innen erhielten 
Verträge zum Bau des Stadions und andere Regierungsaufträge (Noland/Gold-
blatt 2018).

Orbáns zieht es vor, den Gesetzesrahmen zu biegen statt zu brechen. So ließ 
er das Parlament Gesetze verabschieden, die z.  B. steuerliche Anreize für Inves-
titionen in Immobilien zur sportlichen Nutzung, wie etwa Stadien, einführten 
(Nemes 2015). Von diesen profitierten seine engen Mitarbeiter*innen direkt.

Diese Nuancen von Judo, Wrestling und Fußball entsprechen den unter-
schiedlichen politischen Stilen von Putin, Trump und Orbán. Orbáns Politikstil 
und Fußball ähneln sich in mancher Hinsicht mit Putin und Judo, in anderer 
mit Trump und Wrestling. Judo ist, wie Wrestling, eine Einzelsportart. Der Sieger 
stellt sich in beiden Sportarten den begeisterten Zuschauern, die sich sowohl mit 
seinen Herausforderungen als auch mit seinem Sieg identifizieren. Fußball ist ein 
Mannschaftssport. Auch hier ist die Figur des Helden jedoch sehr präsent. Star-
fußballer genießen noch höhere Grade persönlicher Anerkennung als berühmte 
Wrestler*innen und Judokas. Die Heldentaten eines Stars sind hier jedoch nicht 
ausschließlich seine eigenen. Vielmehr hat das Team ein Gedächtnis. Der Glamour 
früherer großartiger Spieler*innen geht auf das aktuelle Team über.

Putins Bewegung „Einiges Russland“ ähnelt der Kommunistischen Partei der 
Sowjetunion darin, dass sie die Funktionen einer politischen Partei und einer 
zivilgesellschaftlichen Organisation umfasst. Sie ist dabei ganz seiner individuel-
len Führung untergeordnet. Orbáns politische Basis, die FIDESZ-Partei, ist im 
Vergleich zum „Einigen Russland“ authentischer als politisches Team, obwohl 
auch hier sein persönlicher Einfluss unangefochten ist. In Ungarn gibt es, trotz 
der unangreifbaren Zweidrittelmehrheit von FIDESZ im Parlament, noch immer 
eine politische Opposition: Die Hauptstadt Budapest ist beispielsweise von der 
Opposition regiert.

Putin hat die Macht, den Einfluss oppositioneller Organisationen zu unter-
binden sowie Gegenstimmen innerhalb der Zivilgesellschaft vollständig zu ersti-
cken. Der Unterschied zwischen ihm und den beiden anderen Staatsmännern 
liegt – deutlich gesprochen – vor allem darin, dass Putin Menschen töten lässt. 
Selbst wenn er wollte, könnte Trump dies aufgrund der amerikanischen Gewalten-
verteilung nicht. Auch Orbán stünden hier die Auflagen der Europäischen Union 
im Weg. Eines der Hauptziele von Orbáns Angriff auf Brüssel mag gar darin beste-
hen, die Grenzen seiner Alleinherrschaft mit Hilfe Gleichgesinnter einzuhegen. 
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So könnte Ungarn sich von einem hybriden Mix zwischen Demokratie und Auto-
kratie in ein „konsolidiertes autoritäre Regime“, wie wir es in Russland finden, 
wandeln.11

Im Moment jedoch gleicht Orbán eher einem unehrlichen Anwalt, der durch 
skrupellose Manipulation von Richtern, Jurys und der Polizei vom Rechtssys-
tem profitiert, als einem Diktator, der das System als solches abschafft. Seine 
am Fußball orientierte Teamführung ermöglicht Orbán, Kampagnen zur Wäh-
lermanipulation zu organisieren, wie etwa seine Diffamierungskampagne gegen 
den amerikanisch-jüdisch-ungarischen Finanzier und NGO-Befürworter George 
Soros. Hier unterscheidet sich Orbán von Putin, dessen diszipliniertes Auftreten 
gegen geschmeidige, eingeschüchterte Gegner im Judo die Öffentlichkeit eher 
daran erinnern soll, wer die Oberhand hat, als ihre tatsächliche Unterstützung zu 
erhalten. Auf der anderen Seite ist Trumps Taktik, amerikanische Institutionen12 
halb verstohlen zu untergraben, entschieden orbánistisch.

5 �Ideologie, Mythos und das Spektakel  
des Sports

Das Argument, dass Populismus nicht ideologisch sei, ist nicht neu. Diese Posi-
tion wird häufig mit Bezug auf Ernesto Laclaus “On Populist Reason” (Laclau 
2018) vertreten, wo er vorschlug, Populismus schaffe “empty signifiers”, deren 
ideologischer Inhalt dem politischen Nutzen untergeordnet sei. Bart Bonikowski 
(2017: 186) schlug auf dieser Grundlage eine „minimalistische Konzeptualisierung 
des Populismus“ vor. Populismus ist für ihn „eine Form der Politik, die auf einer 
moralischen Verleumdung der Eliten und einer Verehrung der einfachen Leute 
beruht, welche als einzig legitime Quelle politischer Macht gelten“. Dies macht 
den Populismus nicht zu einer „vollständigen Ideologie“, sondern vielmehr zu 
einer „Strategie“.

Ein weiterer Ansatz, der den ideologischen Charakter des Populismus für 
postsozialistische Kontexte leugnet oder minimiert, ist der von Bálint Magyar 
(2019). Er spricht von Orbáns Ungarn als einem „postkommunistischen Mafia-
Staat“. Diese Art krimineller Staat wird von einem „Poligarchen“ angeführt (in 
Ungarn wäre dies Orbán), der „seine legitime politische Macht nutzt, um illegi-
timen wirtschaftlichen Wohlstand zu sichern – während diese politische Macht 

11 Dropping the Democratic Façade: www.freedomhouse.org.
12 The Trump Administration is Corrupting the U.S. Government: www.theatlantic.com.

http://www.freedomhouse.org
http://www.theatlantic.com
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sichtbar ist, bleibt seine wirtschaftliche Macht verborgen. Der Poligarch verwaltet 
sein Familienunternehmen in Form eines politischen Unternehmens“ (Magyar 
2019: 272). Zur Familie gehören sowohl Verwandte als auch enge Freund*innen. 
Der gesamte Staat dient den Interessen der Familie, einschließlich der der Poli-
garchen. Laut Magyar ist auch das Putin-Regime ein postkommunistischer Mafia-
Staat; diese These wird auch von der einflussreichen russisch-amerikanischen 
Journalistin Masha Gessen (2019) vertreten.

Magyars Perspektive suggeriert, dass ein Orbán oder Putin von Gier und 
„familiärer“ Loyalität getrieben ist, ohne sich an eine Ideologie zu binden. Wie 
Balázs Váradi (2019) beobachtet, ist es jedoch unmöglich, in Orbáns Handlungen 
Eigeninteresse von Ideologie zu trennen. Váradi zeigt, wie bestimmte Initiativen 
der Fidesz-Regierung, die Magyar als Beispiele für Korruption ansieht (etwa 
Orbáns Gesetzgebung zu Casinos und Tabak), zumindest teilweise durch sein 
Eintreten für das öffentliche Interesse motiviert waren. Gleiches gilt für seine 
Unterstützung von Sportinvestitionen. Analog dazu würde ein Porträt von Putin, 
das nur Gier offenbart, über seine ernsthafte ideologische Neigung hinwegsehen.

Timothy Snyder zeichnet nach, wie Putins Handeln von einer „eurasischen“ 
Ideologie unterfüttert ist, die sich auf den russischen faschistischen Schriftsteller 
Ivan Ilyin bezieht. Putins Variante „überhöht Ilyins Ideen von radikaler Ungleich-
heit, verschiebt den Fokus der Politik von Reform auf Unschuld und erklärt gleich-
zeitig den Westen zu einer andauernden Quelle der spirituellen Bedrohung.“ 
Putin befürwortet „Iljins Vorstellung einer ewigen Politik, die Russland als einen 
jungfräulichen Organismus imaginiert, der der Gefahr einer gewaltsamen aus-
ländischen Penetration ausgesetzt ist“. Der Machokörper des athletischen Putin 
(„der Männlichkeit als das Argument gegen Demokratie darbietet“) steht für die 
Verteidigung des unschuldigen Russlands (und Putins Besitzanspruch auf jenes) 
(Snyder 2018: 34, 57, 53).

Alle drei Beschützer der jungfräulichen Nation stehen für heteronormative 
Männlichkeit, wie auch andere tatsächliche und angehende Autokraten. Selbst 
der babygesichtige Vorsitzende der polnischen Partei für Recht und Gerechtig-
keit (PiS), Jarosław Kaczyński, hat dafür gesorgt, dass die Öffentlichkeit über 
seine Leidenschaft für das Boxen informiert ist (auch wenn sie sich vermutlich 
aufs Zusehen beschränkt). Kaczyński hat zudem seine Pläne für den Ruhe- 
stand angekündigt: Er möchte Bullen züchten und Rodeos organisieren (Grze-
gorczyk 2017).

Weitere Vorstellungen von Russland, wie sie vom Putinismus projiziert 
werden, bewegen sich im Schwellenraum zwischen Ideologie und Mythologie, 
sprengen aber den Rahmen dieses Beitrages. Trump hingegen, der weniger ideo-
logisch als Putin scheint, ist mythologischer. Auch wenn sein Einsatz im Wrest-
ling weniger intensiv erscheint als Putins Engagement im Judo oder Orbáns im 
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Fußball, erinnern seine Beiträge zum öffentlichen Leben, auch jene vor seiner Prä-
sidentschaft, an den mythologischen Charakter des Wrestlers: laut und wütend; 
bösartig kompromisslos in seiner Macho-Verachtung sowohl für die Schwäche 
des Feindes als auch für die Pseudo-Kultiviertheit des Schiedsrichters; aufgebla-
sen im Sieg. Aber auch Trumps Spektakel ist alles andere als unideologisch. Das 
begeisterte Publikum, das sowohl bei WWE-Veranstaltungen als auch bei Trumps 
Rallys „USA, USA!“ ruft, bekennt sich damit zu einem bestimmten Patriotismus, 
nämlich der amerikanischen Version von PIN. Trumps Unterstützung von Vor-
denkern, die die Überlegenheit der „Weißen Rasse“ verteidigen, war auch schon 
in der Zeit vor seiner Präsidentschaftskampagne bekannt.

Orbán ist Putin insofern näher, als man sich keinen der beiden als Wrestler 
vorstellen kann. Und Orbán macht wie Putin ein Spektakel aus seiner Trauer 
um den Untergang eines Reiches, das nun einen nationalen Mythos darstellt. In 
Orbáns Fall ist dies das Königreich Ungarn, das um das Jahr 1000 von St. Stephan 
gegründet und von den im Ersten Weltkrieg siegreichen Westmächten (als Ungarn 
Teil der österreichisch-ungarischen „Doppelmonarchie“ war) demontiert wurde. 
Infolge des Vertrags von Trianon verlor Ungarn zwei Drittel seines Territoriums, 
das hauptsächlich von Nicht-Ungar*innen bewohnt wurde, aber auch Minderhei-
ten ethnischer Ungar*innen oder „Magyar*innen“ umfasste. Wie Putin in Russ-
land versteht Orbán, dass die Nation über dem Staat steht und bisweilen auch 
unabhängig von ihm ist.

Wie für Putin die russisch-orthodoxe Kirche für die mystische Kontinuität der 
Nation steht, sowie als ewige Verfechter*in der Tugend und Verteidiger*in gegen 
Eindringlinge aus dem Osten und Westen gilt, spielt in Ungarn die Krone des hei-
ligen Stephanus eine ähnliche Rolle.

Die Krone wird regelmäßig im Parlamentsgebäude in Budapest ausgestellt. 
Mythologisch repräsentiert sie den ewigen Souverän des ungarischen Volkes. Im 
Mittelalter gehörten zu den „Mitgliedern“ der Krone die vielen Fürstentümer und 
Bistümer des Königreichs Ungarn und deren Adel, unabhängig von Sprache oder 
ethnischer Zugehörigkeit. Der irredentistische Subtext der Lehre von der „Heiligen 
Krone“ ist somit klar. Die Doktrin wurde vom autokratischen Regenten Admiral 
Miklós Horthy aufgegriffen, der Ungarn von kurz nach dem Ersten Weltkrieg an 
regierte, bis ihn seine nationalsozialistischen deutschen Verbündeten 1944 absetz-
ten. Da nicht der König, sondern die Heilige Krone als wahre Souverän*in ange-
sehen wird, hatte die Symbolik der Heiligen Krone Horthy erlaubt, die Rückkehr 
des letzten habsburgischen Herrschers auf den ungarischen Thron zu unterbinden 
und dennoch eine historische Legitimität für seine eigene Herrschaft zu schaffen.

Orbáns Regierung verfolgte ähnliche Überlegungen, um in der Verfassung 
von 2012 „Republik“ aus dem offiziellen Titel des Landes „Republik Ungarn“ zu 
streichen. In ihrer Präambel mit dem Titel „Nationales Credo“ (hitvallás, wörtlich 
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„Glaubensbekenntnis“) wird in der Verfassung erklärt, dass die Heilige Krone 
„die konstitutionelle Kontinuität des ungarischen Staates und die Einheit der 
Nation verkörpert“. Dies heißt nicht zwingend, dass Orbán König oder Regent sein 
möchte. Im Gegensatz zu Putin scheint Orbán eine Sakralisierung seiner eigenen 
Person durch einen Personenkult fern. Die Heilige Krone ist ein Corpus Mysticum, 
an dem alle Magyar*innen als Gemeinschaft teilhaben. Orbán ist zufrieden damit, 
der unbestrittene Manager dieses Teams zu sein.

Die Verehrung der Heiligen Krone nimmt bisweilen karnevalistische Züge an; 
zum Beispiel wurde 2012 einem serbischen Schamanen erlaubt, einen rituellen 
Tanz aufzuführen. Das Spektakel weckte auf subtile Weise Assoziationen mit der 
kaiserlichen Herrschaft des Königreichs Ungarn im Balkan. Sie spielte zudem auf 
die neopaganische Mythologie an, die unter magyarischen Nationalist*innen, 
insbesondere der Rechtsextremen, aber auch des orbánesken Mainstreams, an 
Popularität gewonnen hat. Sie schwelgen in den angeblichen „turanischen“ 
Ursprüngen der Magyar*innen in den Steppen Osteuropas und Asiens. Diese 
ungarische Form des rassistischen Eurasianismus unterstützt Orbáns allgemei-
nere „Öffnung nach Osten“ und stützt sich auf Russland und China als Gegen-
gewicht zu „Brüssel“. Dies ermöglicht Orbán, die Bereitschaft zur Zusammen-
arbeit mit türkischen Nationen (einschließlich dem korrupten und großzügigen 
Aserbaidschan) zu erklären.13 Es ermöglicht auch bizarre Sportspektakel wie das 
Kurultáj-Festival, das für sich beansprucht, die Nachkommen Attilas in einem 
jährlichen Ritual in den ostungarischen Ebenen von Hortobágy zusammen-
zubringen. Hortobágy ist der westlichste Teil der Großen Steppe und erstreckt sich 
bis östlich der Mongolei. Hier reiten Männer aus Kirgisistan ungesattelte Pferde 
gemeinsam mit ihren ungarischen Brüdern (Pieiller 2016).

6 �Schlussfolgerung
Aus dieser Diskussion von Sport und Spektakel lässt sich mit Sicherheit nicht 
schlussfolgern, dass PINs politisches Spektakel ideologiefrei ist. Im Gegenteil 
fehlt es den Sportspektakeln von Trump, Putin und Orbán nicht an Ideologie, 
sondern an einer Auseinandersetzung mit Ideologie durch Diskussion. Orbáns 
Version, die teilweise Putins und in anderer Hinsicht Trumps ähnelt, birgt eine 
große Gefahr für Europa, da sie innerhalb des Regelwerks der Europäischen 
Union operiert und dieses von innen heraus zu untergraben versucht.

13 Magyarország készen áll a Magyar-Türk együttműködés új fejezetének megnyitására: www.
miniszterelnok.hu.

http://www.miniszterelnok.hu
http://www.miniszterelnok.hu
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Laut Barthes ist Mythologie ein Mittel, das ermöglicht, Ideologie visuell 
statt durch Argumente wirksam werden zu lassen. In den drei hier vorgestellten 
Fällen haben sportliche Darstellungen die mythologische Funktion, das Publi-
kum für Populismus / Illiberalismus / Nationalismus zu begeistern, ohne eine 
Diskussion erforderlich zu machen. Dies kann erklären, wie es möglich ist, dass 
Regierungen gewählt werden können, obwohl sie sich im Wahlkampf kaum mit 
politischen Inhalten oder geplanten Gesetzen auseinandersetzen, sondern nur 
reines Spektakel bieten. Orbáns triumphaler Sieg bei den Wahlen 2018 war eine 
politische Neuheit in Ungarn, da seine Partei keine substantiellen Versprechen 
gemacht hatte, außer dass sie Menschen auf der Flucht abweisen würde, von 
denen ohnehin nur sehr wenige vorhatten, nach Ungarn zu kommen.

Spektakel ist somit eines der wichtigsten Mittel, um fern der politischen Aus-
einandersetzung und Debatte im PIN-Modus die Wahlunterstützung zu sichern; 
der kritische Diskurs ist ihr Gegner, könnte er doch den unbedachten Affekt in 
Frage stellen, durch den diese Unterstützung erzielt wird. PIN ermöglicht es Regie-
rungen, eine Politik der Ewigkeit zu präsentieren, in der es keine Geschichte und 
daher keine Vergangenheit und Zukunft gibt. Sei es bei Sportveranstaltungen oder 
bei gesellschaftlichen Events wie den jährlichen Treffen, die FIDESZ am 4. Juni ver-
anstaltet, um zum Massengedenken an die „Tragödie“ von Trianon zu laden. Foren 
der zivilgesellschaftlichen Aushandlung und Auseinandersetzung stehen solchen 
Spektakeln der Politik der Ewigkeit diametral entgegen. Gemäß dieser Logik ist 
nicht nur bedrohlich, dass solche Foren der Regierung Widerstand leisten könnten, 
sondern, dass sie überhaupt existieren. Sie müssen daher mundtot gemacht, oder, 
wenn es das politische System erlaubt, ganz ausgeschaltet werden.

Ivan Kalmar ist Professor für Anthropologie an der University of Toronto.  
Kontakt: i.kalmar@utoronto.ca
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Zusammenfassung: Das Verhältnis zwischen Staat und Zivilgesellschaft ist in 
letzter Zeit komplexer geworden. In einigen Ländern hat sich das Verhältnis 
derart verschlechtert, dass von einem shrinking space für die Zivilgesellschaft 
gesprochen wird. Diese Diagnose gilt jedoch hauptsächlich für autoritäre und 
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Zivilgesellschaftliche Räume schrumpfen jedoch auch in Demokratien: weniger 
durch direkte Unterdrückung, sondern durch eine politische Stagnation, die 
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a growing socio-political challenge. In response to this development, we propose 
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1 �Zivilgesellschaft unter Druck
Weltweit haben zivilgesellschaftliche Organisationen in vielerlei Hinsicht an 
Bedeutung gewonnen. Als Dienstleister*innen im Gesundheits- und Wohlfahrts-
wesen, im Bildungsbereich oder in der Kultur tragen sie in OECD-Ländern meist 
zwischen 5–10 % des Bruttosozialprodukts bei (Anheier 2014). Neben ihrer Rolle 
als Dienstleister*innen stehen sie für Bürgerbeteiligung, soziales Engagement 
und soziale Innovationen. Diesen funktionalen Beiträgen zum Trotz scheint die 
Zivilgesellschaft zunehmend unter politischen Druck zu geraten (Anheier 2017). 
Akute Befürchtungen über zunehmende Einschränkungen des zivilgesellschaft-
lichen Bereichs werden laut. Carothers/Brechenmacher (2014) und andere spre-
chen von shrinking oder closing space.

Dieses Phänomen zeigt sich insbesondere in autoritären und illiberalen 
Regimen, in denen vor allem jene Organisationen Repressalien ausgesetzt 
werden, die sich für soziale Gerechtigkeit, Menschenrechte, Demokratisierung 
oder Umweltschutz einsetzen und dabei meist westlich-liberale Werte vertreten. 
Ziel ist es, diese Organisationen von internationaler Unterstützung und Förder-
mitteln abzuschneiden, wie z.  B. durch einschlägige Gesetze in China oder Russ-
land (Rutzen 2015; Dupuy/Ron/Prakash 2016; Poppe/Wolf 2017; deMattee 2019). 
Solche Maßnahmen sind allerdings weder die einzige noch die häufigste Form 
zivilgesellschaftlicher Repression. Nach Analysen des International Center for 
Not-for-Profit Law (ICNL 2018) bezieht sich fast die Hälfte aller restriktiven Gesetze 
auf die Gründung, Registrierung und den laufenden Betrieb von NGOs, und ein 
weiteres Viertel zielt auf eine Einschränkung der Versammlungsfreiheit ab.

Obgleich das Phänomen des shrinking space in autoritären Regimen bisher 
im Zentrum des Interesses stand, zeigen auch demokratische Staaten populisti-
sche, illiberale Tendenzen, die darauf hinauslaufen, den zivilgesellschaftlichen 
Raum einzuschränken (Anheier/Lang/Toepler 2019; 2020), darunter Ungarn (s. 
Mikeczs Beitrag in diesem Heft), Polen, Spanien (Simsa 2017), Österreich (Simsa 
2019) sowie Deutschland, Frankreich, Großbritannien, Italien und viele weitere 
westliche Demokratien (Bouchet/Wachsmann 2019; Swiney 2019). Hier handelt 
es sich um eine politisch motivierte Instrumentalisierung und Reglementierung 
der Zivilgesellschaft.

Verbreiteter hingegen ist eine gewisse Stagnation, die sich von aktiver Repres-
sion und Illiberalität fundamental unterscheidet und als eine Art politischer Ver-
nachlässigung bezeichnet werden kann. Denn: während die Zivilgesellschaft in 
vielerlei Hinsicht an Bedeutung gewonnen hat, wurde ihr keine gleichwertige 
politische Aufmerksamkeit zuteil. So konnte nicht sichergestellt werden, dass 
zivilgesellschaftliche Organisationen den sehr unterschiedlichen Erwartungen 
gerecht werden. In der Folge, beispielsweise,
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–	 sind sie zunehmend in die soziale Leistungsbereitstellung eingebunden und 
in Quasi-Märkten tätig, aber unter veralteten rechtlichen Rahmenbedingun-
gen, die der gewachsenen Vielfalt gemeinnütziger Zwecke und ihrer Verwirk-
lichung kaum gerecht werden;

–	 gibt es wenige Fördermaßnahmen und institutionalisierte Märkte für soziale 
Innovationen, obwohl diese als wesentlich für gesellschaftliche Problemlö-
sungen angesehen werden;

–	 betont die Rechenschaftspflicht zivilgesellschaftlicher Organisationen rein 
fiskalische Aspekte, bezieht aber Fragen einer umfassenderen gesellschaft-
lichen Transparenz und Verantwortlichkeit nicht mit ein.

Infolge solcher Vernachlässigung können zivilgesellschaftliche Organisationen 
ihr volles gesellschaftliches Potenzial nicht ausschöpfen. Politischer Handlungs-
bedarf bleibt nicht nur unbearbeitet, sondern wird vielfach weder entsprechend 
wahrgenommen noch formuliert. Dies führt über Zeit zu einer schleichenden 
Schwächung der Zivilgesellschaft mit entsprechenden Folgeproblemen.

2 �Das Problem der politischen Vernachlässigung
Aus unterschiedlichen Gründen können zivilgesellschaftliche Organisationen es 
vorziehen, möglichst wenig Aufmerksamkeit auf sich zu lenken. Häufig ist dies 
Ausdruck einer Hoffnung auf eine wohlwollende Vernachlässigung (der Begriff 
geht auf den amerikanischen Politiker Patrick Moynihan zurück, der dies 1970 als 
benign neglect bezeichnet hat): eine absichtliche Nichteinmischung, die sich vor-
teilhafter als externe Aufmerksamkeit erweist. Die derzeitige Vernachlässigung 
der Zivilgesellschaft ist allerdings weder beabsichtigt, wohlwollend, noch vorteil-
haft. Sie ist vielmehr Resultat einer allgemeinen politischen Grundeinstellung, 
die die Bedeutung der Zivilgesellschaft in Sonntagsreden löblich hervorhebt, aber 
darüber schweigt, dass es an politischem Willen für Reformen der rechtlichen 
Rahmenbedingungen mangelt.

2.1 �Politische Stagnation

Obwohl eklatante Fälle des shrinking space wie in Ungarn oder Polen eindeutig 
beabsichtigt sind, haben bisher nur wenige demokratische Länder systematisch 
versucht, die Zivilgesellschaft aktiv und gezielt einzuschränken. Gleichzeitig 
zeigen Anheier, Lang und Toepler (2019) wiederum, dass nur wenige G20-Länder 
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aktiv versuchen, den Raum der Zivilgesellschaft zu erweitern oder organisatori-
sche Kapazitäten zu entwickeln. Vielmehr lassen sie mehr oder weniger passiv 
zu, dass sich die Bedingungen für die Zivilgesellschaft durch Einwirkung anderer 
Maßnahmen oder mangelnde Reformen verschlechtern. Ein Beispiel ist die Finan-
cial Action Task Force (FATF) und deren Bemühungen, die internationale Geld-
wäsche und Finanzierung des Terrorismus einzudämmen. Trotz Klarstellungen, 
dass nur bestimmte Organisationen als risikoreich eingestuft werden sollten, 
haben die Maßnahmen der FATF den Zugang vieler Organisationen zu Finanz-
dienstleistungen effektiv behindert, was insbesondere für international tätige 
NGOs erhebliche Konsequenzen hat (Eckert/Guinane/Hall 2017).

Ein Beispiel für die negativen Auswirkungen des Reformmangels ist Deutsch-
land, wo die rechtlichen Grundlagen der Gemeinnützigkeit für die Realitäten 
des späten 19. und 20. Jahrhunderts konzipiert waren und somit äußerst veraltet 
sind. Dennoch stehen Reformbemühungen, obwohl sie seit zwei Jahrzehnten 
meist unbeachtet angemahnt werden, immer noch aus (von Strachwitz 2018). 
Die Komplexität und Unzeitmäßigkeit der Vorschriften, wie z.  B. in der deutschen 
Abgabenordnung, belasten die Zivilgesellschaft in vielen Ländern nach wie vor. 
So wurden in Italien zwar Maßnahmen ergriffen, um neue Organisationsformen 
wie Sozialunternehmen rechtlich anzuerkennen, die regulativen Anforderungen 
wurden jedoch nicht wesentlich verändert.

Zivilgesellschaftliche Organisationen werden durch politische Untätigkeit 
behindert, insbesondere an den Schnittstellen zum Markt und zur Politik. In Aus-
tralien, den USA und in Großbritannien haben vage Regeln dazu geführt, dass 
zivilgesellschaftliche Organisationen Angst haben, die Grenze ihrer Rolle als The-
menanwalt zu überschreiten und als politische Akteur*innen wahrgenommen zu 
werden. Sie halten sich daher aus vielen gesellschaftspolitischen Fragen heraus, 
was letztlich auf ein Demokratiedefizit hinausläuft (Phillips 2020). Insgesamt 
stellen Anheier, Lang und Toepler (2019) fest:
–	 Nur wenige Länder ermöglichen und führen offene, proaktive Dialoge über 

die Rolle der Zivilgesellschaft und deren Beziehung zum Staat.
–	 In noch weniger Ländern gibt es Reformbemühungen, obwohl nach Ansicht 

von Expert*innen nahezu überall Reformbedürfnisse bestehen.
–	 Die meisten Länder scheinen wenig zu tun, um die allmähliche Erosion der 

politischen Rahmenbedingungen einzudämmen.

Die heutige Situation beruht, zum einen, auf einem Verkennen des Reformbedarfs 
oder einem mangelnden politischen Willen; zum anderen artikuliert die Zivil-
gesellschaft selbst ihre Interessen nur unzureichend, und es fehlt daher am not-
wendigen politischen Druck.
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2.2 �Institutionelle Handlungslücken

Staatliche Institutionen legen „Spielregeln“ fest, indem sie Rechte und Pflichten 
schützen, überwachen und durchsetzen, um eine effektive Zusammenarbeit bei 
der Bewältigung öffentlicher Probleme zu ermöglichen. Die Globalisierung der 
letzten Jahrzehnte hat jedoch diese Fähigkeit des Staates erschwert. Staatliche und 
internationale Organisationen verfügen immer weniger über die institutionellen 
Kapazitäten, die zur Gesetzgebung, Kontrolle und Durchsetzung von Regelwerken 
und Normen erforderlich sind (Zürn/Nollkämper/Peerenboom 2012). Es entstehen 
rechtliche Handlungslücken, d.  h. eine systematische Unterinstitutionalisierung 
von Politikbereichen, in denen die bestehenden Institutionen nicht in der Lage 
sind, anstehende Herausforderungen angemessen zu bewältigen. Die Finanzkrise 
2009, die Flüchtlingskrise 2015 und die Covid19-Pandemie 2020 haben diesen 
Mangel an institutionellen Kapazitäten nicht nur verdeutlicht, sondern sind gera-
dezu Ausdruck der zugrundliegenden Unterinstitutionalisierung.

Wenn sich solche Regulierungslücken aufzeigen, wird die Rolle von zivil-
gesellschaftlichen Organisationen wichtig: Sie können politisch mobilisieren und 
staatliche wie internationale Institutionen bewegen, eine bessere Regulierung 
zu finden, und deren Einhaltung und Umsetzung zu gewährleisten, indem sie 
das Verhalten der jeweiligen Akteure entsprechend überwachen. Die regulativen 
Lücken schaffen jedoch kritische Dilemmata für zivilgesellschaftliche Organisa-
tionen, die versuchen, auf Unterinstitutionalisierungen zu reagieren.

Dies war beispielsweise 2019 der Fall, als es im Mittelmeer zu Konflikten 
zwischen NGOs und Grenzschutzmaßnahmen kam. Häfen wurden für die Ret-
tungsschiffe der NGOs geschlossen, die Verantwortung für Schiffbrüchige auf 
die libysche Küstenwache abgewälzt und eine Kriminalisierung der NGOs ver-
sucht (von Strachwitz 2019). Während diese befürchteten, dass Menschenrechts
verletzungen durch die EU-Vereinbarung mit Libyen fortbestünden, warfen ihnen 
Politiker*innen aus den rechten Lagern, darunter Matteo Salvini in Italien und 
Ungarns Viktor Orbán, vor, durch ihre Rettungsaktionen Schlepperei und Men-
schenhandel zu fördern (Stone 2018). In ähnlicher Weise versuchte die US-ame-
rikanische Grenzpolizei humanitäre Maßnahmen für illegalisierte Migrant*innen 
entlang der Grenze zu Mexiko zu unterbinden und zu kriminalisieren (Tomassoni 
2019).

Ein weiteres Beispiel ist die Finanzpolitik, in der zivilgesellschaftliche 
Organisationen eine Überwachungsfunktion der internationalen Finanzmärkte 
übernehmen oder die Marktgefahren von Quasi-Monopolen führender Techno-
logieunternehmen etc. anmahnen. Attac, eine in diesem Bereich federführende 
NGO, etwa fällt in eine rechtliche Handlungslücke, da ihre Arbeit nicht den engen 
und längst nicht mehr zeitgemäßen Vorgaben der Abgabenordnung entspricht. 
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Dadurch wurde die Steuerbefreiung von Attac angreifbar (Diefenbach-Trommer 
2018; von Strachwitz, 2019).

Eine ähnliche Problematik stellt sich in der Covid19-Pandemie. Kontaktver-
bote unterminieren Basisfunktionen der Zivilgesellschaft und potentiell gesell-
schaftliche Vertrauensbildung und Solidarität  – mit noch nicht absehbaren 
Langzeitfolgen (Klein 2020). Zudem droht vielen gemeinnützigen Einrichtungen 
und Sozialunternehmen Insolvenz, da sie einerseits durch die vorgeschriebene 
Tätigkeitsstillegung erhebliche finanzielle Einbußen erleiden; andererseits haben 
sie kaum Risikorücklagen, die unter der Abgabenordnung nur begrenzt erlaubt 
sind, und geringe Möglichkeiten, sich für Überbrückungskredite zu qualifizieren, 
da sie nicht unter den sogenannten Corona-Rettungsschirm fallen (Nowakowski  
2020).

2.3 �Transparenzdefizite

Mit dem allgemeinen Bedeutungszuwachs der Zivilgesellschaft und den gestiege-
nen öffentlichen Erwartungen haben Transparenz und Rechenschaftslegung nicht 
ausreichend Schritt gehalten. In den letzten Jahren haben vermehrte Skandale 
eklatante Transparenzdefizite und Schwächen bei der internen Revision offenge-
legt, was zu erheblichen Vertrauensverlusten in der Öffentlichkeit führen kann.

Ein zentraler Fall ist Oxfam International. Als erste Vorwürfe sexuellen 
Missbrauchs in Haiti aufgedeckt worden waren, und Oxfam diesen nicht ange-
messen nachging, zeigten weitere Enthüllungen, dass sexuelles Fehlverhalten 
und Mobbing in der gesamten Organisation weit verbreitet waren (Prakash 2019; 
Scurlock/Dolsak/Prakash 2019). Amnesty International ist ein weiteres Beispiel 
fehlender Transparenz. Die Organisation war gezwungen, ihr Büro in Simbabwe 
wegen finanziellem Missmanagements zu schließen. Darüber dokumentierte 
eine Untersuchung nach dem Selbstmord von zwei Mitarbeitenden im General-
sekretariat eine „toxische“ Organisationskultur bei Amnesty International. Ein 
drittes Beispiel ist der World Wildlife Fund, der jahrelang und mit Kenntnis seiner 
Führung paramilitärische Sicherheitskräfte in asiatischen und afrikanischen 
Parks finanzierte, ausrüstete und ausbildete, um Wilderei zu bekämpfen. Dies 
führte auch zu Menschenrechtsverletzungen, einschließlich Folter und Tötungen 
(Warren/Baker 2019).

Obwohl sich NGOs in solchen Fällen meist schnell verpflichten, interne 
Kontrollmechanismen zu verbessern, ist es schwer, das Vertrauen wiederher-
zustellen, das durch solche Rechenschaftsdefizite verspielt wird. Um dies zu 
verhindern, ist es notwendig, externe Rechenschaftsmechanismen zu institu-
tionalisieren. In einigen Ländern, wie den USA und Großbritannien, wird der For-
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derung nach mehr Rechenschaftspflicht und Transparenz zunehmend Ausdruck 
verliehen. Vor allem Dachorganisationen fordern entsprechende Initiativen als 
Selbstverpflichtung ein. In vielen anderen Ländern jedoch beschränkt sich die 
Rechenschaftspflicht weiterhin lediglich auf die Finanzaufsicht. Eine Veröffent-
lichung von Jahresabschlüssen ist nicht erforderlich. In Deutschland beispiels-
weise erhalten tausende gemeinnützige Organisationen einen großen Teil ihrer 
Budgets aus öffentlichen Kassen; sie bleiben aber durch das Steuergeheimnis 
geschützt und sind somit einer breiteren öffentlichen Transparenz entzogen. Als 
Reaktion hierauf wurden zwar einige zivilgesellschaftliche Initiativen gestartet, 
wie z.  B. das Spendensiegel des Deutschen Zentralinstituts für soziale Fragen 
(DZI) oder die Initiative Transparente Zivilgesellschaft, die jedoch in ihrer Reich-
weite begrenzt sind und daher kaum Breitenwirkung zeigen konnten (Anheier/
Haas/Beller 2013). Mangelnde Transparenz macht externe Rechenschaftssysteme 
ungeeignet, um interne Revisionsdefizite zu beheben, was eine weitere Form der 
politischen Vernachlässigung der Zivilgesellschaft darstellt.

3 �Reformbedarf
Unzeitgemäße Rahmenbedingungen stehen weltweit der zivilgesellschaftlichen 
Entwicklung entgegen. Ohne weitere Differenzierungen kann in der derzeitigen 
Situation kaum ein Gleichgewicht zwischen den Interessen des Staates und der 
Zivilgesellschaft erreicht werden. Ein differenzierterer Ansatz ist erforderlich, der 
über konventionelle Vorstellungen von Gemeinnützigkeit und, etwa im deutschen 
Fall, über die Abgabenordnung hinausgeht und der Vielfalt moderner Organisa-
tionsformen und kollektiver Handlungsweisen in der Zivilgesellschaft gerecht  
wird.

3.1 �Dienstleister

Eine differenziertere Regulierung der Dienstleistungsfunktion wäre eine erste 
Maßnahme. Zu unterscheiden wäre hier zwischen vornehmlich karitativen, spen-
denabhängigen Organisationen einerseits und Dienstleister*innen andererseits, 
die entweder zunehmend marktwirtschaftlich orientiert sind oder sich vorwie-
gend aus öffentlichen Geldern finanzieren. Diese könnten weiter unterschieden 
werden von kommerziell ausgerichteten gemeinnützigen Anbieter*innen, die im 
direkten Wettbewerb mit gewinnorientierten Unternehmen stehen. Als Rechts-
form bietet sich in diesen Fällen vorzugsweise die Kapitalgesellschaft an (gGmbH 
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oder gAG). Diese ermöglicht schnellere Entscheidungsfindung im Vergleich zum 
Verein, sowie eine Haftungsbeschränkung, die besonders an Gewicht gewinnt, 
wenn erhebliche Vermögenswerte betroffen sind (wie bei der Trägerschaft großer 
Anstalten wie etwa in Falle von Krankenhäusern). Allerdings verhindert der 
Gemeinnützigkeitsstatus einen vollen Zugriff auf Kapitalmärkte für Investitionen 
sowie einen uneingeschränkten Einsatz betriebswirtschaftlicher Methoden z.  B. 
bei der Vergütung oder der Rücklagenbildung (Maier/Meyer/Steinbereithner 
2016).

Die entscheidende politische Aufgabe hier ist, die sich verwischenden Gren
zen zwischen Wirtschaftlichkeit und Gemeinnützigkeit neu zu ordnen. Der Zugang 
zu Kapitalmärkten für gemeinnützige Einrichtungen muss dabei im Vordergrund 
stehen. Gerade im angelsächsischen Raum gab es in den letzten Jahren Vorstöße, 
diese Mängel durch neue hybride Rechtsformen zu beheben, wie die Low-Profit 
Limited Liability Company oder die benefit corporation in den USA (Abramson/
Billings 2020).
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3.2 �Gesellschaftliches Engagement

Gesellschaftliches Engagement, Interessenvertretung und Themenanwaltschaft 
sind primäre Funktionen der Zivilgesellschaft. Regulierungsbedarf besteht in 
erster Linie bei einer Differenzierung zwischen Zwecken und Aktivitäten, die vor-
wiegend dem Gemeinwohl dienen, und solchen, die auf die Erfüllung von Privat-
interessen abzielen. Eine Neubestimmung scheint auch dadurch unabdingbar, da 
der Grundkonsens über die basis-demokratischen Aufgaben des Vereinswesens 
zunehmend in Frage gestellt wird (Zimmer 1996). Zudem scheint die aktive Mit-
gliedschaft in Vereinen in vielen Ländern mittlerweile stark rückläufig zu sein, 
was den Zweifel an ihrer schon von de Toqueville konstatierten Rolle als Schule 
der Demokratie bestärkt.

Für Verbände und Vereine, die auf Interessen ihrer Mitglieder ausgerichtet 
sind, stellt sich die Frage, ob die Verfolgung vornehmlich privater statt öffent-
licher Interessen eine steuerliche Begünstigung rechtfertigt. Hier ließe sich eine 
Abstufung nach dem Grad der öffentlichen Ausrichtung der Vereinszwecke vor-
stellen. Der Gemeinnützigkeitsstatus würde somit durch ein System von Gemein-
nützigkeitsstufen ersetzt.

Weitere Problembereiche ergeben sich aus Abgrenzungen zwischen partei-
politischen und politik-einwirkenden Tätigkeiten, wie der Themenanwaltschaft. 
Diese Problematik ist besonders im angelsächsischen Raum akut, obwohl immer 
wieder auftretende Spendenaffären auch in Deutschland Aufmerksamkeit auf sich 
ziehen. Zur Zivilgesellschaft gehört auch die Einforderung ihrer Rechenschafts-
pflicht gegenüber der Öffentlichkeit. Vom Gesetzgeber erfordert dies wiederum 
adäquate Standards sowie angemessene Sanktionen.1

3.3 �Philanthropie

Wieder anders gestaltet sich die regulatorische Situation für Stiftungen und ähn-
liche philanthropische Einrichtungen. Obgleich das philanthropische Instrumen-
tarium sich heute differenzierter gestaltet – man denke etwa an stiftergebundene 
Fonds (Donor-advised Funds)  – bleibt die Stiftung bürgerlichen Rechts immer 
noch die maßgebende, klassische Form der Philanthropie. Insbesondere Förder-

1 Die derzeit diskutierte Einbindung gemeinnütziger Stiftungen und Vereine in das Verbands-
sanktionengesetz und die damit verbundene Möglichkeit der Strafmilderung, falls interne 
Compliance Management Systeme bestehen, geht potentiell in die richtige Richtung: Stiftung 
Aktive Bürgerschaft (2020): Verbandssanktionengesetz wird auch Gemeinnützige betreffen. 
http://www.aktive-buergerschaft.de/

http://www.aktive-buergerschaft.de
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stiftungen stehen oft im Mittelpunkt des gesellschaftspolitischen Interesses. Da 
sie sich aus Vermögenserträgen selbst finanzieren, verfügen Förderstiftungen über 
einen sehr hohen Handlungsspielraum und eine doppelte Unabhängigkeit. Ihre 
wirtschaftliche Unabhängigkeit einerseits und politische Unabhängigkeit ande-
rerseits ermöglicht es Stiftungen, komplexe, kontroverse und sogar unpopuläre 
Probleme anzugehen, riskante Lösungsstrategien zu verfolgen und langfristige 
Perspektiven einzunehmen. Dies wiederum erlaubt ihnen bestimmte Aufgaben zu 
übernehmen, wie u.  a. den gesellschaftlichen Wandel voranzutreiben oder soziale 
Innovationen zu ermöglichen und zu unterstützen (Anheier/Hammack 2010; 
Anheier/Leat 2018; s. auch Forschungsjournal Soziale Bewegungen 2017/Heft 4).

Häufig sind staatliche Interessen jedoch weniger auf das Potenzial von Stif-
tungen als Impulsgeber*innen und Innovator*innen fokussiert; sie werden eher 
als private Finanzquelle zur Schließung öffentlicher Budgets gesehen (Abramson/
Soskis/Toepler 2014; Toepler 2018). Diese Fehleinschätzung sollte von Stiftungen 
selbst korrigiert werden. Jedoch: Als private Akteur*innen im oft vor-politischen 
Bereich sind Stiftungen grundlegenden Legitimitätsbedenken ausgesetzt (Hey-
demann/Toepler 2006). Diese werden gesamtgesellschaftlich verstärkt, da das 
Wachstum des Stiftungswesens Teil einer zunehmenden sozialen Ungleichheit 
ist (Reich 2017). Daher sollte eine Reform des Stiftungswesens auch diese Ent-
wicklung berücksichtigen, um Fehlwahrnehmungen zu beseitigen und einen 
differenzierteren Ansatz zu ermöglichen:

Erstens sollte philanthropisches Kapital ‚sauber‘ und auf ethische Weise 
angelegt sein. Vermögenswerte unsicherer Herkunft sollten nicht für philanthro-
pische Zwecke umgewidmet werden können. Zweitens ist gerade im Stiftungs-
wesen Transparenz wichtig, und nicht nur gegenüber dem Fiskus, sondern gerade 
auch gegenüber der Öffentlichkeit. Drittens sollten Stiftungen für ihre Arbeit ver-
antwortlich sein, indem sie unabhängiges Feedback von Dritten erhalten und 
berücksichtigen sollten. Die Governance von Stiftungen sollte die Tatsache wider-
spiegeln, dass die breite Öffentlichkeit ein stiller Stakeholder ist. Viertens, die 
auf Dauer eingerichtete Stiftung sollte eine von vielen Möglichkeiten zur Verwirk-
lichung philanthropischer Ziele sein. Andere Formen wie z.  B. flexible, zeitlich 
begrenzte Stiftungen sollten propagiert werden. Fünftens sollten größere Stif-
tungen wie große Unternehmen höhere Transparenz- und Rechenschaftspflich-
ten erfüllen. Schließlich ist der Kontext wichtig. Solange zunehmende soziale 
Ungleichheit von vielen als ungerecht angesehen wird, kann Philanthropie leicht 
in Frage gestellt werden. Ein faires Steuersystem ist daher in vielerlei Hinsicht die 
unabdingbare Voraussetzung für ein sozial und politisch nachhaltiges System der 
modernen Philanthropie.
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3.4 �Soziale Innovatoren

Die Förderung sozialer Innovationen ist ein letzter Bereich, in dem bessere Rah-
menbedingungen dringlich notwendig sind. Die Innovationsfunktion ist nicht an 
bestimmte Organisationsformen gebunden, sondern kann in zivilgesellschaft-
lichen, privatwirtschaftlichen und staatlichen Kontexten stattfinden. Übergrei-
fend sind auch die zentralen Herausforderungen, die sich auf die Reproduzier-
barkeit, Verbreitung und Skalierung von Innovationen beziehen (Anheier et al. 
2017). Bisher besteht kein Verfahren, welches soziale Innovationen systematisch 
aufspürt, ihnen nachgeht und auf Nachhaltigkeit und Replikationsfähigkeit 
hin untersucht. Eine solche Institution, z.  B. eine Art Innovationsagentur, wäre 
aber notwendig, damit sich das Innovationpotenzial der Zivilgesellschaft, ja der 
Gesellschaft überhaupt, entfalten kann.

Selbst Innovationen, die Resonanz finden und es durch die Anfangsphasen 
schaffen, bleiben oft unter ihren Möglichkeiten, da es keine sozialen Investitions-
märkte gibt, die in der Lage wären, Ressourcen in größerem Umfang bereitzustel-
len, um eine breitere Umsetzung zu ermöglichen. Crowdfunding-Plattformen und 
ähnliche Instrumente weisen ein in dieser Hinsicht wichtiges Potenzial aus (Han/
Chen/Toepler 2020).

Wichtige Weiterentwicklungen betreffen nicht nur die oben angesprochene 
Schaffung von Agenturen zur systematischen Bewertung des Potenzials identifi-
zierter Innovationen, sondern auch die angemessene Regulierung von Märkten 
und Quasi-Märkten für solche Investitionen, um eine Balance zwischen Risiko-
abwägung und Ertragserwartungen zu ermöglichen. Social Impact Bonds als Bei-
spiel aus einer breiten Palette möglicher Anleiheformen oder auch Anlageformen 
für stiftergebundene Fonds sind zwei von vielen Möglichkeiten, die es weiter zu 
entwickeln und auf ihre Anwendbarkeit in verschieden Bereichen und für unter-
schiedliche Zwecke zu prüfen gälte.

4 �Fazit
Die Zivilgesellschaft ist derzeit in vielerlei Hinsicht herausgefordert und befindet 
sich in weiten Teilen der Welt an einem Scheideweg. Die zentralen Herausfor-
derungen sind nicht nur sogenannte shrinking spaces, sondern das viel weitrei-
chendere Phänomen der politischen Vernachlässigung. Diese Vernachlässigung 
unterhöhlt die Zivilgesellschaft langfristig und ist als signifikante Bedrohung 
anzusehen, auch wenn sie nicht so direkt und vehement ist wie die zunehmenden 
Restriktionen autoritärer und illiberaler Staaten.
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Zivilgesellschaftliche Organisationen sind ihren regulatorischen Rahmenbe-
dingungen längst entwachsen, und es liegt an den politischen Entscheidungsträ-
ger*innen, ein angemessenes und zeitgemäßes Umfeld zu schaffen. Die Heraus-
forderung ist klar: Es geht darum, den richtigen politischen Rahmen zu finden, 
der die Interessen von Zivilgesellschaft und Staat abstimmt und gleichzeitig das 
zivilgesellschaftliche Potenzial aktiviert. Sich dieser Herausforderung zu stellen 
wird zuallererst eine Grundsatzdebatte über eine längerfristige Neuregelung der 
Beziehungen zwischen Staat und Zivilgesellschaft erfordern.
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Zusammenfassung: Mit einer anhaltenden Flut repressiver Gesetze steht Russland 
bis heute an der Spitze der Staaten, die weltweit den Raum für zivilgesellschaft-
liches Engagement verengen. Das harte Vorgehen gegen zivilgesellschaftliche 
Gruppen spiegelt die staatliche Unterdrückung der gesamten russischen Gesell-
schaft. Doch die wachsende Kluft zwischen Staat und Bürger*innen eröffnet 
neue Chancen für zivilgesellschaftliche Initiativen. Mit neuen digitalen Formaten 
gelingt vielen Gruppen das, woran staatliche Behörden zunehmend scheitern: 
Vertrauen und Legitimität in Teilen der russischen Gesellschaft aufzubauen. Eine 
neue Welle staatlichen Drucks droht den (zivil)gesellschaftlichen Raum weiter 
einzuengen. Doch angesichts der Wirtschaftskrise, die der COVID-19-Pandemie 
zu folgen droht, sollte sich das Potential ziviler Gruppen, schnell und kreativ zu 
agieren, zum Wohl des Landes entfalten können.

Abtract: With a flood of repressive laws, Russia is leading among those states that 
actively narrow the space for civil society engagement worldwide. The crackdown 
on civil society groups is indicative of the state’s repression of Russian society 
as a whole. But the growing rift between state and society also opens up new 
opportunities for civil society activism. With innovative digital formats, many 
groups succeed where state authorities increasingly fail: namely in creating trust 
and legitimacy among local audiences. The most recent clampdown threatens to 
restrict the (civil) social space further. In view of the economic crisis following 
the COVID-19 pandemic, the potential of civil groups to act swiftly and creatively 
should be allowed to unfold, for the country’s benefit.
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1 �Barbarisches Verhältnis
„In den Augen des Staates sind wir längst entmenschlicht“, erklärte der Student 
Jegor Shukow in seinem Schlusswort vor einem Moskauer Gericht im Dezember 
2019. „Wie soll man sonst sein barbarisches Verhältnis zu den Menschen erklären? 
Ein Verhältnis, das jeden Tag unterstrichen wird von Gummiknüppel-Prügeln, 
Folter in den Strafkolonien, dem Ignorieren der HIV-Epidemie, der Schließung 
von Schulen und Krankenhäusern und so weiter“ (Shukow 2019). Der 21-jährige 
YouTube Blogger war nach den Moskauer Protesten vom Sommer 2019 wegen 
„Aufruf zum Extremismus“ angeklagt und am Ende zu einer Bewährungsstrafe 
verurteilt worden. Seine Erklärung wurde vielfach veröffentlicht und tausend-
fach in den sozialen Medien geteilt. In ihrer klaren, aber eindringlichen Sprache 
spiegelt sie die tiefe Entfremdung zwischen Staat und Gesellschaft nach 20 Jahren 
Putinscher Herrschaft.

Schon früh zeichnete sich ab, dass die Zerstörung zivilgesellschaftlichen 
Engagements einen zentralen Bestandteil der „Machtvertikale“ darstellt, die 
Vladimir Putin zu errichten begann. Alle Offerten für einen Gesellschaftsvertrag 
mit der russischen Bevölkerung (das Versprechen von Stabilität seit 2000, von 
wirtschaftlichem Wachstum seit 2004, die Annexion der Krim in 2014) beruhten 
darauf, dass die Gesellschaft im Gegenzug einem Abbau der politischen Freihei-
ten zustimmte. Je mehr die Größe Russlands zum Leitmotiv wurde, desto kleiner 
wurde der Raum für das, was Vaclav Havel als das „unabhängige geistige, soziale 
und politische Leben der Gesellschaft“ bezeichnete (Havel 1980: 130).

Bis heute ist Russland ein Vorreiter auf dem Gebiet repressiver Gesetzgebung. 
Auf dem „Freedom in the World“ Index der amerikanischen Nichtregierungsorga-
nisation Freedom House hat Russland schon seit 14 Jahren den Status „nicht frei“, 
mit einem Rating von 15 (von 60 möglichen Punkten) im Bereich bürgerlicher Frei-
heiten.1 In dem „Nations in Transit“ Bericht derselben Organisation wird Russland 
als „konsolidierter autoritärer Staat“ definiert.2 Auf der Weltkarte der internationa-
len NGO Vereinigung Civicus gehört es zu der wachsenden Gruppe von Staaten, in 
denen der zivilgesellschaftliche Raum als unterdrückt (repressed) gilt.3

Der Druck gegen die russische Zivilgesellschaft stieg in mehreren Wellen, die 
über die Jahre an Tempo und Intensität zunahmen. Fast immer waren sie von 
Einschränkungen der Pressefreiheit begleitet. Der erste Schlag erfolgte 2006, als 
nach den „farbigen Revolutionen“ in Georgien und der Ukraine ein neues NGO-

1 Freedom House, Russia 20/100, freedomhouse.org.
2 Freedom House, Nations in Transit, Russia 7/100, freedomhouse.org.
3 Civicus Monitor, Tracking Civic Space: Russia, monitor.civicus.org.
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Gesetz verabschiedet wurde, das die Kontrollbefugnisse des Staates gegenüber 
nichtkommerziellen Organisationen drastisch erweiterte. Einen dramatischen 
Höhepunkt erreichte das staatliche Vorgehen nach den Massenprotesten im 
Winter 2011/12 gegen die gefälschten Dumawahlen. Von einem Bündel repressi-
ver Gesetze, das 2012 verabschiedet wurde, entfaltete vor allem das Gesetz über 
„ausländische Agenten“ eine negative Dynamik, die bis heute anhält (Falken-
hain 2015). Zunächst zielte es auf nichtstaatliche Organisationen, die mit aus-
ländischen Fördergeldern ausgestattet sind und ‚politische Arbeit‘ leisten. Die 
nächste Druckwelle erfolgte nach dem ukrainischen Euromaidan und führte zu 
dem Gesetz über „unerwünschte Organisationen“ (2015), das sich gegen auslän-
dische Förderorganisationen richtet (Heidemann 2015). Gemeinsam haben die 
beiden Gesetze den russischen NGO-Sektor in einen Zangengriff genommen, der 
ihm bis heute erheblich zusetzt.

Während China bei der digitalen Überwachung vorangeht, steht Russland auf 
dem Gebiet legislativer und juristischer Repressionen weiter weltweit an erster 
Stelle. Vor allem das „Agenten“-Gesetz wurde seit 2012 zu einer Art Exportschla-
ger und hat in verschiedenen Ländern eifrige Nachahmer*innen gefunden. In den 
postsowjetischen Staaten trägt Russlands Modell entscheidend dazu bei, auto-
ritäre Machthaber*innen zu stützen. Aber auch die Entwicklungen in Ungarn und 
Polen folgen zum Teil russischen Mustern. Mit einer Reihe von Instrumenten, vor 
allem dem Rights and Values Programme, versucht die EU deshalb inzwischen, 
gegen Tendenzen des schrumpfenden Raums für bürgerschaftliches Engagement 
in den eigenen Reihen vorzugehen.

Ende 2017 wurde das russische „Agenten“-Gesetz auf Medien ausgedehnt, 
die mit ausländischer Finanzierung arbeiten. Der staatliche Druck auf die Gesell-
schaft hat sich weiter erhöht, seit 2018 deutlich wurde, dass der „Krim-Faktor“ 
verflogen war und die anhaltende wirtschaftliche Stagnation eine Welle sozia-
ler Unzufriedenheit auslöste. In einer Umfrage (Mai 2018) erklärten 94 Prozent 
aller Befragten, dass sie nicht mehr auf die Hilfe des Staates für die Lösung ihre 
Probleme setzten (Korchenkova/Miller 2018). Anfang 2019 zeigte eine Umfrage 
des renommierten Lewada Zentrums, dass erstmals seit 13 Jahren eine Mehrheit 
der Russ*innen angab, dass ihr Land sich in die falsche Richtung entwickle.4 
Während die Proteste von Rentner*innen, Umweltaktivist*innen, Ärzt*innen und 
Lehrer*innen zunahmen, wurde deutlich, dass die Machthaber*innen diesmal 
keine neuen Angebote für die Gesellschaft bereithielten.

4 Odobrenie institutov vlasti. 31. Januar 2019, www.levada.ru

http://www.levada.ru
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2 �Repressive Spirale
Stattdessen erhöhte sich 2019 die Spirale repressiver Maßnahmen. Schon Anfang 
des Jahres warnte der angesehene Menschenrechtler Lew Ponomarew, dass Russ-
land sich auf „politische Massenrepressionen“ zubewege.5 Ein neues Gesetz, 
das die Verbreitung von „Fake News“ und „Missachtung“ gegenüber dem Staat 
strafbar macht, signalisierte den Beginn dieser neuen Unterdrückungswelle 
(Mrohs 2019). Während des ganzen Jahres gingen die Behörden mit Verboten, 
Strafverfahren und immer höheren Geldstrafen gegen alle Formen nichtstaatli-
chen Engagements vor.6 Bei den Massenprotesten, die im Sommer 2019 gegen 
die Nichtzulassung unabhängiger Kandidaten für das Moskauer Stadtparlament 
ausbrachen, zeigte das Durchgreifen der Sicherheitskräfte ein neues Gesicht. 
Nicht nur ist das Regime unverhohlener als zuvor bereit, physische Gewalt anzu-
wenden; es scheut auch nicht mehr davor zurück, unbeteiligte Bürger*innen und 
zufällige Passant*innen festzunehmen.

Vor allem die „Agenten“-Gesetzgebung wird als Instrument verwendet, um den 
Druck weiter zu erhöhen. Ende 2019 wurde die „Anti-Korruptions-Stiftung“ (FBK) 
des Oppositionspolitikers Alexei Nawalny auf die „Agenten“-Liste gesetzt, obwohl 
sie ausschließlich mit russischen Spenden arbeitet.7 Seit Ende 2019 können auch 
Einzelpersonen, Journalist*innen und Blogger*innen zu „ausländischen Agenten“ 
erklärt werden (Trudoljubow 2019). Ebenso hält der Druck auf die bekanntesten 
russischen NGOs der 1990er Jahre an, von denen die meisten bis heute im „Agen-
ten“-Register geführt werden. Mit einer Flut von Verfahren wurde die Menschen-
rechtsorganisation Memorial zu Geldbußen von mehr als 60.000 Euro verurteilt 
(Siegert 2020). Die renommierte NGO „Für Menschenrechte“ von Lew Ponomarew 
wurde kurzerhand geschlossen. In 45 Fällen wurde das neue Gesetz über „Fake 
News“ bzw. „Missachtung“ des Staates zur Anwendung gebracht, in 23 Fällen Geld-
strafen verhängt. Wie geschrumpft der Raum in Russland mittlerweile ist, zeigt vor 
allem die Zahl der politischen Gefangenen. Sie ist inzwischen auf 334 Personen 
angewachsen8 und damit mehr als doppelt so hoch wie in sowjetischen Zeiten.9

5 Jailed Russian Activist Ponomaryov Warns of ‘Mass Political Repression’. 5. Dezember 2018, 
www.rferl.org
6 New Report Documents ‘Ever-Increasing Array Of Laws’ Used In Russian Political Repression. 
29. Apil 2019, www.rferl.org
7 Russia Brands Opposition Leader Navalny Anti-Corruption Group a ‘Foreign Agent’. 9. Oktober 
2019, www.dw.com
8 Eine aktuelle Übersicht über politische Gefangene in Russland findet sich unter: Political Pri-
soners List. https://memohrc.org.
9 Activist: Number of Political Prisoners In Russia Twice What It Was In U.S.S.R. 10. Juli 2019, 
www.rferl.org

http://www.rferl.org
http://www.rferl.org
http://www.dw.com
https://memohrc.org
http://www.rferl.org
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Auch der Druck auf die Meinungsfreiheit hat eine neue Stufe erreicht. Vor 
allem die wenigen, noch existierenden unabhängigen Medien stehen im Visier. 
Einige werden, wie The New Times, mit Geldstrafen belegt oder sehen, wie die 
renommierte Zeitung Kommersant, kritische Journalist*innen aus ihren Reihen 
verdrängt. Jüngstes Beispiel ist die liberale Zeitung Wedemosti. Die Ernennung 
eines neuen Chefredakteurs, der der unabhängigen Berichterstattung des Blattes 
den Kampf angesagt hat, führte zum Rücktritt aller fünf stellvertretenden Chef-
redakteure.10 Vor diesem Hintergrund verwundert es wenig, dass Russland inzwi-
schen im „World Press Freedom Index“ auf Platz 149 (von 180) gefallen ist.11

Beunruhigend ist auch die Verengung des kulturellen Raums. Der Straf-
prozess gegen den renommierten Theaterregisseur Kirill Serebrennikow, der sich 
seit 2017 hinzog, endete trotz anhaltender Proteste russischer und internationaler 
Kulturschaffender mit einer Bewährungsstrafe. „Es gibt keinen Freiraum mehr, 
um in unserem Land Theater zu machen,“ erklärte ein Theaterkollege (Zekri 2020; 
Esch 2020). Immer wieder werden Konzerte von Hip-Hop Musikern und beliebten 
Rappern verboten und mit Polizeigewalt gegen Fans vorgegangen (Grieß 2018). Auch 
die akademische Freiheit erscheint zunehmend bedroht. Nach der Europäischen 
Universität St. Petersburg und der renommierten „Moscow School of Social and 
Economic Studies“, Schaninka genannt, konzentrierte sich der Druck zuletzt auf 
die liberale „Higher School of Economics“, wo das politikwissenschaftliche Institut 
und mehrere studentische Organisationen aufgelöst wurden (Libman 2019). 2019 
sorgte ein Erlass des russischen Wissenschaftsministers, der die Regeln der Zusam-
menarbeit mit ausländischen Wissenschaftlern deutlich verschärft hätte, für erheb-
liche Unruhe.12 Der Erlass wurde zurückgenommen, doch in der Praxis nehmen 
einschüchternde Maßnahmen an den Hochschulen stetig zu (Kaczmarska 2020).

Am klarsten zeigen sich isolationistische Tendenzen bei der Kontrolle des 
Internets. Die Reglementierung des virtuellen Raums, bei der Russland lange 
hinterherhinkte, wird seit 2012 immer rigoroser vorangetrieben. Die Menschen-
rechtsorganisation Agora, die das staatliche Vorgehen gegen das Internet seit 
Jahren dokumentiert, spricht von einem „Festungsplan“ der russischen Regie-
rung. 2019 dokumentierte die Organisation fast 440.000 Fälle von Internetzensur, 

10 Für einen guten Überblick bietet der Bericht von Reporter Ohne Grenzen: Alles unter Kon-
trolle? Internetzensur und Überwachung in Russland. 28. November 2019, www.reporter-ohne-
grenzen.de/russland
11 2020 World Press Freedom Index: “Entering a decisive decade for journalism, exacerbated 
by coronavirus”. rsf.org
12 Erlass des Wissenschaftsministeriums RF vom 11.2.2019. Chronik der Ereignisse und Links-
ammlung. Stand: 20.10.2019. Erstellt von der Deutschen Gesellschaft für Osteuropakunde, e.V., 
Berlin. Im Archiv der Verfasserin.

http://www.reporter-ohne-grenzen.de/russland
http://www.reporter-ohne-grenzen.de/russland
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vor allem bei der Blockierung von Webseiten. Daneben sind Strafverfahren gegen 
einzelne Nutzer*innen zur Regel geworden. 2019 wurden in 38 Fällen Haftstra-
fen verhängt.13 Mit einem neuen Gesetz will die Regierung zudem den Aufbau 
eines „souveränen“ russischen „RuNet“ vorantreiben. Auch wenn die technische 
Umsetzung massive Probleme aufwirft, warnen Expert*innen, dass strukturelle 
Eingriffe es bald ermöglichen können, einzelne Regionen vom Netz abzuschnei-
den und den Datenfluss von Einzelpersonen und Organisationen gezielt zu 
unterbinden (Epifanova 2020). Ende 2020 soll zudem ein Gesetz in Kraft treten, 
das alle Russ*innen verpflichtet, eine Reihe russischer Applikationen auf ihren 
Smartphones zu installieren (Cimpanu 2019). Die Organisation „Reporter ohne 
Grenzen“ spricht von einem „System der Massenüberwachung“.14

Der Ausbruch der COVID-19-Pandemie hat die Verengung des gesellschaftli-
chen Raums in Russland weiter vorangetrieben.15 Auf ihrer Webseite „Pandemic 
Big Brother“ dokumentiert die NGO „Roskomsvoboda“ die Einschränkungen von 
Bürgerrechten durch neue Technologien nicht nur in Russland, sondern welt-
weit.16 Die Einführung eines digitalen Systems für die Kontrolle der Ausgang-
sperren in Moskau wurde von Expert*innen mit Sorge gesehen. Zudem nutzten 
die Stadtbehörden die COVID-19-Krise, um die Gesichtserkennungs-Software, mit 
der ihr gigantisches System von mehr als 170.000 Überwachungskameras seit 
Monaten nachgerüstet wird, einem Testlauf zu unterziehen. Roskomsovoboda 
kritisiert vor allem, dass die digitalen Überwachungssysteme keiner öffentlichen 
Kontrolle unterliegen und der Datenschutz nicht gewährleistet ist (Maynes 2020). 
Eine Verschärfung des „Fake News“ Gesetzes erlaubt es inzwischen, wegen 
„wissentlicher Verbreitung von Falschinformationen“ über die Pandemie sogar 
Haftstrafen zu verhängen, was eine weitere Einschränkung der Meinungsfreiheit 
darstellt.17 Zudem kam es bei Solidaritätskundgebungen für den verurteilten 
Journalisten Ilja Azars reihenweise zu Festnahmen, obwohl es sich um genehmi-
gungsfreie Einzelwachen handelte. Selbst die regimetreue Menschenrechtsbeauf-
tragte Tatiana Moskalkowa erklärte, die Proteste einzelner Bürger*innen stellten 
keine unerlaubten Massenveranstaltungen dar.18

13 Internet Freedom 2019: The ‘Fortress’ Plan. 2. März 2020, http://en.agora.legal/
14 Neuer ROG-Bericht zur Internetzensur. 28. November 2019, www.reporter-ohne-grenzen.de
15 COVID-19 Civic Freedom Tracker. icnl.org
16 Die Pandemie gibt Big Brother neue Möglichkeiten. pandemicbigbrother.online
17 Russische Medien und Corona. Umstrittenes „Fake News“-Gesetz verschärft. 7. April 2020, 
www.deutschlandfunk.de
18 Single-Person Demonstrations Can’t be Considered Rallies, Russia’s Human Rights Commis-
sioner says. 23.  Juni 2020, meduza.io. Die Institution der Menschenrechtsbeauftragten gehört 
zu den wenigen staatlichen Einrichtungen, die seit den 1990er Jahren als Scharnier zwischen 

http://en.agora.legal
http://www.reporter-ohne-grenzen.de
http://www.deutschlandfunk.de
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3 �Wachsende Entfremdung
Die russische Zivilgesellschaft operiert in einem zunehmend komplexen Span-
nungsfeld zwischen Staat und Gesellschaft. Seit Jahren lassen die Behörden 
nichts unversucht, um alle zivilgesellschaftlichen Akteur*innen als „Feinde“ zu 
diffamieren. Dabei ist die Unterdrückung der Zivilgesellschaft ein Spiegelbild 
der Entmündigung der gesamten russischen Bevölkerung (von Ow-Freytag 2017: 
28  f.). Der britische Russland-Experte Samuel Green definiert das Machtsystem 
Putins als eine „Ko-Konstruktion“, die weniger auf Zwang, als vielmehr auf einem 
stillschweigenden Konsens mit den passiven Teilen der Gesellschaft beruht 
(Greene/Robertson 2019). Der „Krim-Konsens“ verlieh dem Schulterschluss mit 
dem „System Putin“ nach 2014 noch einmal neue Dynamik. Der Direktor des 
Lewada Zentrums, Lew Gudkow, unterstrich 2017, dass der Präsident gerade in 
der russischen Jugend auf breiten Rückhalt bauen konnte. Bis heute zeigen die 
Umfragen seines Instituts, dass die Mehrheit der Russ*innen die Armee und die 
Sicherheitsdienste als „autoritative Strukturen“ sehen. Der Politikwissenschaftler 
Andrei Kolesnikow spricht von „10.000 kleinen Putins“, die das Herrschaftssys-
tem des Präsidenten mit vorauseilendem Gehorsam unterstützen. Der Rückhalt 
des Regimes beruhe auf einer „Mischung von aggressivem Konformismus und 
engstirniger Gleichgültigkeit“ in der Gesellschaft (Kolesnikov 2019).

Seit 2018 – dem Jahr unpopulärer Erhöhungen des Rentenalters – zeigt sich 
jedoch eine tektonische Verschiebung. In der Gesellschaft geht das Vertrauen in 
die Zukunftsfähigkeit des politischen Systems kontinuierlich zurück, gleichzeitig 
nehmen im ganzen Land soziale Proteste und zivilgesellschaftliche Aktionen 
zu, auch wenn die Mehrheit der Russ*innen ihre Unzufriedenheit weiter nicht 
öffentlich äußert. Doch dahinter zeigen die wichtigsten Säulen des Herrschafts-
systems zunehmend Risse. Vor allem die staatlichen TV-Sender, seit Jahren 
wichtigstes Sprachrohr der aggressiven Kremlpropaganda, verlieren zunehmend 
Zuschauer*innen. Der Anteil der Russ*innen, die Informationen aus dem Fernse-
hen beziehen, ist in den letzten zehn Jahren von 94 Prozent auf 72 Prozent gesun-
ken, bei den unter 25-jährigen sogar auf 42 Prozent.19 Bei den 33–44-jährigen geht 
die Zuschauerzahl am schnellsten zurück (Oertel 2019).

dem Staat und dem aktiven Teil der Gesellschaft fungiert. Die Ernennung von Moskalkowa, einer 
Generalmajorin des Innenministeriums und Duma-Abgeordneten, löste 2016 Empörung aus. 
Inzwischen sind andere Strukturen dieser Art, vor allem der „Rat für Zivilgesellschaft und Men-
schenrechte beim russländischen Präsidenten“, so geschwächt worden, dass sie keine politische 
Kraft mehr entfalten.
19 Das Stimmungsbild der Jugend in Russland bleibt äußerst widersprüchlich. Eine neue Studie 
der Friedrich-Ebert-Stiftung und des Lewada-Instituts zeigt, dass die Mehrheit der 14–29-Jährigen 
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Auch die politischen Botschaften des Kremls verfangen in der Öffentlichkeit 
nicht mehr wie früher. Diese propagieren vor allem die Abkehr von den Werten 
der Moderne und des gesellschaftlichen Fortschritts des 21.  Jahrhunderts, sagt 
der Journalist Andrej Archangelski, der von einer „Archaisierung“ der russischen 
Politik spricht. Umfragen zeigen, dass die russische Gesellschaft nach Jahren der 
Stagnation und sinkender Einkommen Veränderung wünscht. Die abnehmenden 
Vertrauenswerte des Präsidenten, die im Laufe der COVID-19-Pandemie auf ein 
Rekordtief zurückgingen, sind Ausdruck der Stimmungswende. Schon 2018 hatten 
Untersuchungen des Soziologen Michail Dmitriew auf einen tieferen Wertewandel 
in Teilen der Bevölkerung hingedeutet. Nur sieben Prozent der Befragten sprachen 
sich für einen starken politischen Führer aus, während 80 Prozent soziale Gerech-
tigkeit über die Bedeutung von Ordnung stellten – eine klare Werteverschiebung 
seit Beginn der Putin-Ära (von Ow-Freytag 2019a). In mehreren Umfragen, die 
das Lewada Zentrum mit dem Moskauer Carnegie-Zentrum durchführte, stieg 
der Anteil derer, die sich für „entscheidende und umfassende Veränderungen“ in 
Russland aussprechen, zwischen 2017 und 2019 von 42 Prozent auf 59 Prozent. Seit 
der gewaltsamen Unterdrückung der Moskauer Proteste rund um die Stadtrats-
wahlen im Sommer 2019 ist nicht nur das Misstrauen gegenüber den Behörden 
gestiegen, sondern auch die Angst vor Repressionen (Kolesnikow/Volkov 2020).

Ein Grundsatz des staatlichen Machtanspruchs sei, „dass Russland äußere 
Feinde hat und diese Feinde Helfershelfer innerhalb des Landes haben“, unter-
streicht der Publizist Maxim Trudoljubow (2019). Doch auch hier zeigen Umfragen, 
dass dieses Element des Putinschen Herrschaftssystems ins Wanken geraten ist. 
Die anti-westliche Grundstimmung, die der Kreml systematisch aufgeheizt hat, hat 
sich in den letzten Jahren gewendet. Eine Mehrheit der Russ*innen distanziert sich 
vom internationalen Konfrontationskurs des Kremls, sagt die Soziologin Karina 
Pipija. Neben einer „Massenermüdung“ über die russische Außenpolitik konstatiert 
sie einen „Widerwillen, noch mit irgendjemandem zu kämpfen.“ Zwei Drittel der 
Russ*innen setzten heute offen auf ein partnerschaftliches Verhältnis zum Westen 
(Saradzhyan 2019). Das chaotische Management der COVID-19-Pandemie hat 
wenig dazu beigetragen, das Vertrauen der Menschen in die Fürsorge des Staates 
zu erhöhen. Im Gegenteil: Die niedrigen Hilfsleistungen, die wachsende Arbeits-
losigkeit und die Angst vor einer Wirtschaftskrise haben die Umfragewerte des Prä-

politisch desinteressiert ist, den staatlichen Behörden jedoch misstrauisch gegenübersteht. Fast 
80 Prozent der jungen Russ*innen blicken optimistisch in die Zukunft, gleichzeitig denken rund 
40 Prozent an Emigration. Nur 20 Prozent identifizieren sich mit „westlichen“ Werten, trotzdem 
zieht es junge Russ*innen, die an Auswanderung denken, vorwiegend in die USA, Deutschland, 
Frankreich, Italien und Großbritannien (Gudkov et al. 2020).
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sidenten weiter sinken lassen. So gaben 61 Prozent der Bürger*innen an, dass ihr 
Vertrauen in die staatlichen Institutionen gesunken ist (Galimova/Gordeev 2020).

Vor diesem Hintergrund ist es fraglich, ob es dem Kreml gelungen ist, mit der 
Volksabstimmung über die Verfassungsreform eine neue „Ko-Konstruktion“ mit 
den russischen Bürger*innen zu schaffen. Eine Reihe von Sozialversprechen, die 
in die Verfassung aufgenommen wurden, sollte die Menschen für einen erneuten 
Gesellschaftsvertrag gewinnen, während es in erster Linie darum ging, die Herr-
schaft Wladimir Putins faktisch auf Lebenszeit zu verlängern. Die Änderungen 
waren längst von Duma und Föderationsrat abgesegnet und vom Präsidenten 
selbst unterzeichnet worden. Obwohl das Votum ausdrücklich nicht als Referen-
dum gelten sollte, das strengen Regelungen unterworfen gewesen wäre, sprach 
Kreml-Sprecher Dmitri Peskow schon kurz darauf von einem „de facto trium-
phalen Referendum über das Vertrauen in Präsident Putin“. Die wochenlangen 
Demonstrationen gegen die Verhaftung von Regionalgouverneur Sergei Furgal im 
ostsibirischen Chabarowsk und erneute Anti-Kreml Proteste in Moskau zeigten 
eine andere Realität.20 Auch eine weitere Welle von Durchsuchungen und Fest-
nahmen unabhängiger Journalist*innen deutet darauf hin, dass die Verfassungs-
reform eine Ära eingeläutet hat, die nicht von Vertrauen, sondern von Misstrauen, 
Druck und Gewalt gekennzeichnet sein wird (Luxmoore 2020).

4 �Neue Chancen
In diesem zunehmend repressiven Umfeld versucht die russische Zivilgesell-
schaft seit fast 20 Jahren zu überleben. Dabei hat sie sich nicht nur als erstaunlich 
widerstandsfähig und innovativ erwiesen, sondern hat auch immer wieder neue 
Nischen aufgetan. Im „Global Trust Barometer“, der u.  a. das Vertrauen von Gesell-
schaften in NGOs misst, steht Russland bis heute mit nur 25 Prozent an letzter 
Stelle.21 Doch die wachsende Kluft zwischen Staat und Gesellschaft eröffnet der 
Zivilgesellschaft neue Chancen, die einige Gruppen bereits erfolgreich nutzen. 
Ein Blick auf die Proteste in Moskau für freie Kommunalwahlen vom vergangenen 
Sommer zeigt, wie die Dinge seit den Großdemonstrationen nach der Dumawahl 
von 2011 in Bewegung geraten sind (Asmolov 2019). In den Straßen verständigten 
sich Demonstrant*innen über „Geo“-Chats, die NGO „Weißer Zähler“ informierte 
über die genaue Anzahl der Teilnehmer*innen, Chatrooms zeigten an, welche 

20 Proteste in Russland. Rebellion im Fernen Osten. 13. Juli 2020, https://taz.de
21 Edelman Trust Barometer Shows Rise in All but One European NGO Market. 5. Februar 2020, 
efa-net.eu

https://taz.de
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Straßen polizeifrei waren; auf diesem Weg wurde auch medizinische, juristische 
wie finanzielle Hilfe für festgenommene Demonstrant*innen organisiert. Ein 
„Taxi-Chat“ der bekannten Menschenrechtsorganisation OVD-Info bot sogar 
einen Abholdienst für Personen an, die spät nachts aus Polizeiwachen entlassen 
wurden. Auch die folgenden Strafverfahren gegen rund 30 Demonstrant*innen 
hatten unvorhersehbare Konsequenzen. Am erstaunlichsten war ein Brief, in dem 
rund 180 orthodoxe Priester die Behörden aufforderten, die Haftstrafen gegen 
junge Demonstrant*innen zu überprüfen (Luxmoore 2019). Schon vor den Protes-
ten hatte die Festnahme des Investigativreporters Iwan Golunow unter fingierten 
Drogenvorwürfen eine ungeahnte Solidaritätswelle ausgelöst (Ackeret 2019). In 
Moskau bildeten sich Schlangen von Menschen, die an Einzelwachen teilnehmen 
wollten. An einem Tag erschienen drei führende liberale Zeitungen in einer unge-
wöhnlichen Geste mit derselben Schlagzeile: „Wir sind Iwan Golunow“.

Auch hier ist Russland Teil eines weltweiten Trends. Wie die Stärkung des 
Autoritarismus sind auch der wachsende Widerstand der Zivilgesellschaften und 
der Einsatz neuer digitaler Formate („civic tech“) ein globales Phänomen (Youngs 
2019). Dabei geht es keinesfalls nur um Proteste. Hinter den öffentlichen Straßen-
aktionen ist ein struktureller Wandel in der russischen Zivilgesellschaft zu beob-
achten. Immer mehr Organisationen wagen sich aus den Nischen, in denen sie 
seit den 1990er Jahren gearbeitet haben, oft chronisch abhängig von westlichen 
Fördergeldern. Im gesamten Zivilgesellschaftssektor ist das Bemühen zu beob-
achten, der Gesellschaft klarer als zuvor konkrete Lösungen für soziale Probleme 
anzubieten. Auch jenseits der großen Städte ist ein Ökosystem neuer, oft digitaler 
Angebote entstanden, die Hilfe für ein breites Spektrum sozialer Themen bereit-
stellen, sei es für Crowdfunding, gegen häusliche Gewalt, für Faktenchecks, im 
Kontext lokaler Umweltprobleme oder bei die Überprüfung illegaler Baustellen. 
Ein gutes Beispiel ist der vielbeachtete experimentelle Film „Vsjo Sloshno“ zum 
Thema Aids der Medienplattform „Takye Dela“, die soziale Themen erfolgreich 
mit Fundraising verbindet. Mit seiner modernen visuellen Sprache hat der Film 
wohl mehr dazu beigetragen, die in Russland tabuisierte Krankheit von ihrem 
Stigma zu befreien, als jede kleinere NGO es gekonnt hätte (von Ow-Freytag 
2019b). Auch das „Komitee der Soldatenmütter“ in St. Petersburg hat ein Online-
spiel entwickelt, das jungen Männern Wege weist, wie sie das Recht auf zivilen 
Ersatzdienst durchsetzen können. „Gebnya“, ein mobiles Spiel der Anwaltsver-
einigung Team29, das jungen Menschen beibringt, mit Polizei- und Sicherheits-
kräften zu kommunizieren, wurde allein im ersten Jahr 70.000 Mal heruntergela-
den (Tolsteneva 2019).22 Mehr als alle Straßenaktionen beginnen Initiativen wie 

22 «Gjebnja»: igra ot Komandy 29. 28. Juni 2019, team29.org
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diese, einen systemischen Beitrag zur Lösung vieler sozialer Probleme im Land 
zu leisten.

Längst stehen auch nicht mehr die traditionellen NGOs der 1990er Jahre im 
Mittelpunkt. Der staatliche Druck, die anhaltende Diffamierung der NGO-Arbeit 
und versiegende Finanzquellen haben den Sektor über die Jahre tiefgreifend ver-
ändert. Er ist nicht nur fluider, sondern auch vielseitiger und agiler geworden. Viele 
der traditionellen NGOs haben beeindruckende Widerstandskraft bewiesen. Einige 
haben sich neu registriert oder umbenannt, andere ihre Inhalte neu definiert oder 
ihre Büros ins Ausland verlagert. Gleichzeitig ist eine neue Landschaft informel-
ler Graswurzelgruppen, urbaner Initiativen und lokaler Plattformen entstanden, 
bei denen die Trennlinien zwischen unterschiedlichen sozialen Gruppen diffuser 
geworden sind. Vor allem bei den wachsenden Umweltprotesten im Land finden 
oft Bürger*innen zusammen, die sonst kaum miteinander zu tun haben, oder sich 
misstrauisch gegenüberstehen. Immer wieder leisten besorgte Eltern, engagierte 
Rentner*innen, liberale Student*innen und manchmal sogar traditionelle Kosa-
ken-Gruppen gemeinsam Widerstand, wenn es um den Erhalt von Parks, Wäldern 
oder Naturschutzgebieten geht. „Die Menschen verstehen immer mehr, dass sie 
alle dieselbe Luft atmen,“ sagt Wasilij Moskowets, der eine Kampagne gegen ein 
neues Kupferbergwerk bei Tscheljabinsk anführte (von Ow-Freytag 2018).
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5 �Horizontale Dynamik
Eine Reihe neuer Trends bestimmen die aktuelle Entwicklung der russischen 
Zivilgesellschaft:
–	 Der Einsatz neuer Technologien („civic tech“) hielt in der russischen Zivil-

gesellschaft verspätet Einzug. Inzwischen gehört er aber zur Infrastruktur des 
Sektors und ist aus seinen Aktivitäten nicht mehr wegzudenken. Im Wett-
lauf um technische Innovation ist eine kleine Avantgarde von Aktivist*innen 
derzeit dem Staat sogar um eine Nasenlänge voraus. Unterstützung leisten 
dabei innovative russische Projekte wie die Organisation Teplitsa, die sich zur 
Aufgabe gemacht hat, die Zivilgesellschaft mit IT-Experten zu verknüpfen.23 
Mit Seminaren, Workshops und direkter Beratung hat sie vielen Gruppen 
geholfen, neue Angebote zu entwickeln.

–	 Kreative Formate eröffnen Aktivist*innen und Gruppen heute die Möglich-
keit, breitere Zielgruppen anzusprechen. Der 28jährige Alexander Gorbunow 
erreicht unter dem Namen „StalinGulag“ von einem Rollstuhl aus Millionen 
Leser mit seinen Telegram und Twitter-Konten. Der Oppositionspolitiker 
Alexei Nawalny hatte im vergangenen Sommer mit dem unabhängigen TV-
Sender Dozhd ein Publikum von rund 6,5 Millionen Menschen – mehr als 
Wladimir Putin bei seiner letzten Jahrespressekonferenz. Der YouTube Kanal 
des bekannten Bloggers und Medienstars Juri Dud ist auf 7,4 Millionen Abon-
nenten angewachsen (Binder 2020). Den bereits erwähnten interaktiven Aids-
Film von „Takye Dela“ sahen allein im ersten Jahr 800.000 Zuschauer. Neben 
diesen Medienstars und „Influencer*innen“ erreichen heute auch kleinere 
Projekte über Webseiten und soziale Medien ein Publikum, zu dem traditio-
nelle NGOs früher keinen Zugang hatten.

–	 Mit Hilfe dieser neuen Plattformen gelingt es zivilen Gruppen vor allem, eine 
bessere Vernetzung mit ihrer eigenen Gesellschaft zu etablieren. Während die 
Kluft zwischen Staat und Bürger*innen wächst, gelingt es einzelnen Initiati-
ven, neue Brücken in die Gesellschaft zu bauen. Neben modernen Kommuni-
kationsmitteln lernen sie, Zielgruppen zu erfassen, Marketing- und PR-Strate-
gien zu entwickeln und Angebote zu formulieren, die auf die Bedürfnisse der 
Menschen zugeschnitten sind. Auch wenn die große Mehrheit der Russ*innen 
weiter auf die paternalistische Rolle des Staates setzt, zeigen Umfragen, wie 
die von Michail Dmitriew (2018), dass der Anteil derjenigen zunimmt, die sich 
persönlich für die Entwicklung des Landes einsetzen wollen. Auch wenn es 
ein kleiner Teil der Gesellschaft ist, entsteht hier erstmals ein soziales Reso-
nanzfeld für die russische Zivilgesellschaft.

23 About teplista. te-st.ru
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–	 Gleichzeitig werden die Konturen zwischen zivilen Gruppen und neuen 
Medien immer fließender. Bei einigen Projekten, wie jenen der Anwaltsver-
einigung Team29 oder der Menschenrechtsplattform OVD-Info, ist kaum 
zu unterscheiden, ob sie eine zivilgesellschaftliche oder mediale Funktion 
ausüben – so sehr beruht ihre Arbeit auf Information und Aufklärung. Zudem 
ist in den letzten Jahren ein Ökosystem unabhängiger, kleiner Online-Medien 
entstanden, die dem staatlichen Druck erfolgreich trotzen (Medvedev/Coalson 
2020). Unter ihnen sticht das Projekt „Mediazona“ besonders hervor, das von 
Mitgliedern der Gruppe Pussy Riot gegründet wurde. Aus einem Nischen-
medium, das über Gerichtsprozesse, Gefängnisse und Folter berichtet, ist eine 
Plattform gewachsen, die jeden Monat zwei Millionen Menschen erreicht. Wie 
OVD-Info erfüllt Mediazona in dem sich verschlechternden politischen Klima 
eine zivilgesellschaftliche Doppelfunktion: als Informationsplattform, aber 
gleichzeitig als „Watchdog“ über Fälle von Missbrauch staatlicher Gewalt.

–	 Der Druck auf ausländische Förderquellen zwingt die russische Zivilgesell-
schaft zudem, sich verstärkt um alternative Finanzierungsmodelle zu 
bemühen. Die Notwendigkeit, autarker zu werden, hat einen wichtigen Lern-
prozess ausgelöst. Für viele Organisationen ist der Weg von „non-profit“ zu 
„profit“ noch eine Herausforderung, aber die Zahl der Gruppen, die mit krea-
tiven Geschäftsideen experimentieren, steigt. Immer mehr Projekte setzen 
auf Fundraising und Crowdfunding, eröffnen Cafés, vermieten Räume und 
Ausrüstung oder entwickeln alternative Geschäftsmodelle. Es ist der Beginn 
eines tiefgreifenden Umdenkens im ganzen Sektor.

–	 Auch zwischen russischer Wirtschaft und Zivilgesellschaft wachsen neue 
Bande. In vielen größeren russischen Unternehmen nimmt das Bewusstsein 
für das Thema „corporate social responsibility“ allmählich zu. Gleichzeitig 
schreitet eine kleine, aktive Avantgarde junger Russ*innen mit der Gründung 
von Sozialunternehmen voran. Ein Beispiel ist die Jungunternehmerin Anas-
tasia Kolesnikova, die seit sieben Jahren Lebensmittelmärkte organisiert, um 
„ehrliche Produzenten mit verantwortungsvollen Verbrauchern“ zu verbin-
den. Auch die „Charity Shops“, die Daria Alexeewa mit ihrer Stiftung „Zweiter 
Atem“ in mehreren russischen Städten aufgebaut hat, um gebrauchte Kleider 
günstig an bedürftige Menschen zu verkaufen, erfüllen eine wichtige soziale 
Funktion (Davies 2019). Mit dem „Waldhotel Golubino“ im Norden Russlands 
(bei Archangelsk) will die junge Gründerin Anna Klepikowskaja dazu bei-
tragen, das Leben in ihrem Dorf zu erhalten, Arbeitsplätze zu schaffen und 
lokalen Produzenten eine neue Perspektive zu eröffnen.

Diese und andere Beispiele zeigen, wie es der russischen Zivilgesellschaft trotz 
des schrumpfenden Raums gelingt, sich immer wieder neu zu erfinden. Tatsäch-
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lich kann sie trotz der bedrückenden Lage immer wieder wichtige Erfolge feiern. 
Schon die Freilassung des Journalisten Iwan Golunow 2019 zeigte, dass öffent-
licher Druck die Behörden zum Einlenken bringen kann. In Jekaterinburg gelang 
es 2019 einer Allianz aus Aktivist*innen und Stadtbewohner*innen, den umstrit-
tenen Bau einer orthodoxen Kathedrale in einem beliebten Park zu vereiteln. 
Zuletzt erreichten Proteste eines Bündnisses von Gegner*innen einer riesigen 
Mülldeponie im nördlichen Schijes (bei Archangelsk), dass die örtliche Regierung 
ein Abkommen mit dem Betreiber aufkündigte. Noch ist nicht klar, ob das Projekt 
wirklich eingestellt wird, aber der Etappensieg ist ein ermutigendes Zeichen in 
schwierigen Zeiten.

Das Katz- und Mausspiel zwischen russischem Staat und dem aktiven Teil 
der Gesellschaft wird zweifellos weitergehen. Ein entscheidender Faktor wird 
der Wettlauf um die Kontrolle des digitalen Raums sein. Während die staatlichen 
Behörden über endlose Ressourcen verfügen, um die elektronische Überwachung 
auszuweiten, ist der „civic tech“ Vorsprung der Zivilgesellschaft zu klein, um lang-
fristig gegenüber der staatlichen Übermacht bestehen zu können. Der Großteil 
des Sektors ist erst dabei, digital nachzurüsten und neue Formate zu entwickeln. 
Angesichts der widrigen Arbeitsbedingungen („disabling environment“) droht ein 
weiterer Ausbau der digitalen Überwachung den Sektor zu überfordern.

Zunächst muss die russische Zivilgesellschaft den aktuellen Stress-Test der 
COVID-19-Krise bewältigen. Die Pandemie, die Russland hart getroffen hat, ist für 
zivilgesellschaftliche Organisationen Herausforderung und Chance zugleich. Mit 
neuen staatlichen Restriktionen, schwachen Gesundheits- und Sozialsystemen 
und sinkenden Einkommen sind die Probleme immens. Doch vor dem Hinter-
grund des wachsenden Misstrauens der Bevölkerung gegenüber staatlichen 
Behörden können bürgerliche Initiativen und Freiwilligenhilfe zeigen, worum es 
bei zivilgesellschaftlichem Handeln immer auch geht: gesellschaftliche Verant-
wortung, Solidarität und selbstlose Hilfe. Die Gruppe „Covidarnost“, mit der die 
Aktivistin Alexandra Krylenkowa von Anfang an Freiwillige für Nachbarschafts-
hilfe organsierte, stellt nur ein Beispiel dar (Chizhova/Litoi/Coalson 2020). Der 
Soziologe Grigorij Judin spricht von einer „horizontalen Mobilisierung“ in der 
russischen Gesellschaft. Die Menschen stellen sich zunehmend gegen den staat-
lichen Druck und setzen auf Selbstorganisation; die Reaktion der Gesellschaft 
würde „pragmatischer, effektiver und breiter“ (Chevtaeva 2020). Angesichts der 
tiefen Wirtschaftskrise, die Russland bevorsteht und die vielen Menschen längst 
mehr Sorgen bereitet als das Virus, ist dies eine ermutigende Entwicklung. Es 
bleibt zu hoffen, dass der russische Staat die Pandemie nicht zum Vorwand 
nimmt, um den verengten zivilen Raum weiter einzuschränken. Russland kann 
von einer horizontalen Synergie und dem kreativen Potential verschiedener 
(zivil-)gesellschaftlicher Gruppen in diesen Zeiten nur profitieren.
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Zusammenfassung: Der Aufsatz zeichnet die Einschränkungen des zivilgesell-
schaftlichen Aktivismus während der sogenannten autoritären Wende in der 
Türkei nach, die seit 2011 zu beobachten ist und sich insbesondere nach dem 
gescheiterten Putschversuch vom 15.  Juli 2016 weiter verschärfte. In diesem 
Kontext werden zwei Felder näher betrachtet: Der „Frauen-Aktivismus“ und die 
sogenannte „Dezentralisierung“. Ersteres beinhaltet Themen wie anti-feministi-
sche Diskurse, regierungsfreundliche Frauen-NGOs, vergeschlechtlichte Wohl-
fahrtspolitiken und Versuche einer Restituierung der patriarchalen Ordnung 
unter der AKP-Regierung. Der Dezentralisierungstopos betrifft Themen wie das 
fragwürdige Demokratisierungspotenzial der kommunalen Selbstverwaltungen 
unter den AKP-Kadern, die regierungsfreundlichen islamisch-karitativen NGOs, 
das Großprojekt İstanbul-Kanal und die Schirmherrschaften und klientilistischen 
Politiken der städtischen Governance. Diese Beispiele zeigen, dass die Grenzen 
zivilgesellschaftlichen Engagements unter der AKP-Regierung neu zu vermessen 
sind. Im letzten Teil wird – in Anlehnung an die Subjektivierungsformen im Zeit-
alter der neoliberalen Globalisierung nach Michael Hardt und Antonio Negri – der 
Frage nachgegangen, ob im Falle der Türkei aus einer hegemonietheoretischen 
Perspektive überhaupt noch von einem prekären zivilgesellschaftlichen Konsens 
gesprochen werden kann.

Abstract: The article traces the restrictions imposed on civil society activism dur-
ing Turkey’s so-called authoritarian turn, which has been dated to 2011 and inten-
sified after the failed coup attempt on July 15th 2016. In this context, the following 
analysis focuses on two areas: “women’s activism” and the “decentralization of 
political power”. The former includes issues such as anti-feminist political dis-
courses, pro-government women’s NGOs, gendered welfare policies, and resto-
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rations of the patriarchal order under the AKP rule. The latter deals with themes 
such as the contested democratization potential of local government, charitable 
pro-government Islamic NGOs and the clientelist politics of urban governance. 
These two areas provide key examples of how the AKP Government draws lim-
its to civil society engagement. Drawing on Michael Hardt’s and Antonio Negri’s 
models of subjectivation in the age of neoliberal globalization, the last section 
addresses the question as to whether, in line with theorizations of hegemony, we 
can still speak of a precarious civil society consensus for the case of contemporary 
Turkey.

1 �Einleitung
Die zentrale Fragestellung meines Dissertationsvorhabens, das Ende der neunzi-
ger Jahre an der Frankfurter Universität angenommen wurde, ging von der Beob-
achtung aus, dass der Begriff der Zivilgesellschaft in der türkischen Öffentlich-
keit nach dem Militärputsch von 1980 große Popularität gewann – sowohl bei 
verschiedensten Akteur*innen, Institutionen also auch bei sozialen Bewegun-
gen. Ziel war es, zu verstehen, warum der Zivilgesellschaftsdiskurs eine solche 
Dynamik innerhalb der feministischen, der liberalen und der islamischen Bewe-
gungen, unter Intellektuellen ebenso wie unter Akademiker*innen und Akti-
vist*innen entfalten konnte. Seit Mitte der 1980er bis Anfang der 2000er Jahre, 
also fast 20 Jahre lang, kam dem Begriff der Zivilgesellschaft in der akademischen 
und politischen Öffentlichkeit erhöhte Aufmerksamkeit zu. Dabei wurden v.  a. 
Themen wie Pluralismus, Toleranz, Vielstimmigkeit, Anerkennung von Differenz, 
Inklusion und Demokratisierung verhandelt (Al-Rebholz 2012). Die Auseinander-
setzung über Zivilgesellschaft wurde aber auch von anderen Diskursen begleitet, 
wie etwa dem des Neo-Osmanismus1, des Zweiten Republikanismus2, der Iden-

1 Der Neo-Osmanismus ist ein Diskurs und eine Ideologie, welche auch vor Erlangung der 
Regierungsmehrheit durch die AKP im Jahr 2002 öffentlich verhandelt wurde. Im Neo-Osma-
nismus wird eingefordert, dass die Multikulturalität und Religiosität der Türkei als solche vom 
(ehemals laizistischen) politischen System anerkannt werden. Dabei wird eine Kritik an der Dis-
tanzierung der republikanischen Staatsideologie von der Geschichte der Osmanischen Reichs 
explizit. Auf der kulturellen Ebene forciert der Neo-Osmanismus ein Wiedererwachen der Kultur 
und Traditionen, welche als typisch für die osmanische Gesellschaft betrachtet werden.
2 Der Zweite Republikanismus ist eine Ideologie, die in den 1990er Jahren unter anderem durch 
die liberalen Intellektuellen in der Öffentlichkeit an Bedeutung gewann. Sie beinhaltet die Kritik 
an der zentralistischen und nicht-pluralistischen Struktur der Republik, die von Bürokratie und 
dem Militär dominiert, als undemokratisch und nicht volksorientiert betrachtet wurde.
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titätskrise der türkischen Gesellschaft und der Kritik an der Republikanischen 
Staatsideologie3.

Damals kritisierte ich die Rezeption des normativ-liberal aufgeladenen Zivil-
gesellschaftsmodells in der türkischen Öffentlichkeit, wie sie im Westen im 
Rahmen postwohlfahrtstaatlicher Diskussionen entstanden war. Dem normativ-
liberalen Modell liegt eine räumlich dichotome Auffassung von Zivilgesellschaft 
zugrunde: Einerseits als Sphäre autonomer, freier, demokratisierender, pluralis-
tischer gesellschaftlicher Kräfte gegenüber dem Staat und andererseits als Sphäre 
autoritärer, zentralistischer, unterdrückender Kräfte. Zwar diente eine solche 
Zivilgesellschaftauffassung der Betonung von Normen wie Pluralismus, Anerken-
nung von Differenzen und Toleranz als zu erreichendes, wünschenswertes gesell-
schaftliches Ziel, und somit der Korrektur des politischen Systems der Türkei – 
gleichzeitig verfügte diese Auffassung aber nur über eine geringe analytische 
Aussagekraft. Deshalb zog ich den gramscianischen Begriff von Zivilgesellschaft 
vor, der diese als einen integralen Bestandteil des Staates (ausgestattet mit Zwang 
und Konsens) versteht. Diesem Verständnis gemäß entsteht ein gesellschaftlicher 
hegemonialer Konsens aus politischen, kulturellen und ökonomischen Kämpfen 
verschiedener gesellschaftlicher Kräfte und sozialer Gruppen (Al-Rebholz 2017).

Um die heutigen politischen Zustände in der Türkei zu verstehen, können die 
oben sehr kurz umrissenen Modelle (normativ vs. analytisch) nicht voneinander 
getrennt betrachtet werden, sondern müssen aufeinander bezogen werden (ebd.). 
Im Folgenden werde ich deshalb zunächst erläutern, worin die – in der Literatur 
häufig beschriebene – autoritäre Wende in der Türkei besteht, die Kommenta-
tor*innen spätestens nach dem Verfassungsreferendum vom 16. April 2017 ver-
orten. Danach konzentriere ich mich auf zwei Fallbeispiele: Anhand des Beispiels 
des „Frauenaktivismus“ und der „Dezentralisierung“ zeige ich auf, wie die auto-
ritäre Wende der türkischen Politik sich einschränkend auf zivilgesellschaftlichen 
Aktivismus auswirkt. Im Schlussteil erläutere ich meinen Vorschlag eines theo-
retischen Ansatzes. Angelehnt an Michael Hardts und Antonio Negris Modell der 
Subjektivierungsformen im Zeitalter der neoliberalen Globalisierung gehe ich den 
Möglichkeiten für zivilgesellschaftliches Engagement und Aktivismus unter der 
neoliberal-autoritären Regierung der AKP nach.

3 Die Republikanische Staatsideologie (auch als offizielle Ideologie bezeichnet) ist im gleichen 
Zeitraum wie die o.  g. Ideologien in der politischen Öffentlichkeit populär geworden. Sie beinhal-
tet die liberale Kritik an der zentralistischen republikanischen Staatsideologie mit ihrem Slogan 
„Unteilbarkeit des Landes mit einer Fahne, einer Heimat und einer Nation“. Gefordert wurde die 
Anerkennung eines Raums für die Entfaltung von Pluralität und Freiheit.
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2 �Zu den aktuellen politischen Zuständen  
in der Türkei

Die erste Regierungsperiode (2002 bis 2007) der AKP wird auch aufgrund EU-Auf-
nahmeverhandlungen, die 2005 begannen, zumeist positiv eingeschätzt  – vor 
allem wegen der erhofften Demokratisierung, der Anpassung des gesetzlichen 
Systems an den Acquis communautaire und des erwarteten Zuwachses politischer 
Freiheiten (Tansel 2018, 202; Kirişçi/Sloat 2019, Alemdar 2014). Mit diesen Bewer-
tungen waren auch Hoffnungen verknüpft, welche die Türkei  – insbesondere 
nach den Anschlägen vom 11. September 2001 – als Gegengewicht zu anti-isla-
mistischen Tendenzen in der Weltpolitik und als Modell für die Vereinbarkeit von 
Islam und Demokratie in den Ländern des Nahen Ostens betrachteten (Somer 
2019, Tansel 2018, 204). Hohe Wachstumsraten der türkischen Wirtschaft stützten 
dieses positive Bild zusätzlich (Somer 2019).

Heute wird der autoritäre Politikstil der Erdoğan-Regierung als solcher 
erkannt und Beobachter*innen dieser Entwicklung stellen fest, dass erste Signale 
sich bereits um 2011 abzeichneten (Cindoğlu/Ünal 2017: 40; Tansel 2018: 200). 
Spätestens die repressiven Reaktionen auf die Gezi-Park-Proteste im Sommer 2013 
hätten dem sogenannten „Westen“ deutlich vor Augen führen müssen, dass sich die 
türkische Politik vom erhofften Pfad der Demokratisierung zu entfernen begann 
(Nisbet 2016; Kirişçi/Sloat 2019; Somer 2019). Nach dem gescheiterten Putschver-
such in der Nacht vom 15. auf den 16. Juli 2016 hat sich die Situation nochmals 
dramatisch verschärft (Yılmaz/Turner 2019; Kirişçi/Sloat 2019; Castaldo 2018; 
Nisbet 2016). Diese Abkehr von der Demokratie wird auch im Kontext der globalen 
Krise der Demokratie betrachtet (Tansel 2018; Somer 2019). Die bislang vorherr-
schende Periodisierung der AKP–Regierung (2002 – 2007: erfolgreicher Demokra-
tisierungsprozess; 2007 – 2011: Periode des Übergangs; nach 2011: Abkehr von der 
Demokratie) wird in jüngeren Arbeiten infrage gestellt (Bilgiç 2018, Tansel 2018, 
Yeşil 2018). Diese Kritik geht mit der These einher, wonach die Spuren des heuti-
gen autoritären Regimes schon frühzeitig zu beobachten gewesen wären. Dabei 
wird beispielsweise argumentiert, dass die ökonomischen, kulturellen und ideo-
logischen Praktiken der AKP bereits früh ihren disziplinierenden Charakter offen-
bart hätten (Tansel 2018: 206  f.). Konsens besteht darüber, dass in der aktuellen 
Situation von einem autoritären Charakter des Regimes gesprochen werden kann. 
Dabei wird die Phase nach 2011/2013 mit Etiketten versehen, die so verschiedene 
Konzepte umfassen wie „kompetitiv“, „hybrid“, „wahlbasiert“, „neoliberal-auto-
ritär“ oder „gelenkte Demokratie“ (ebd.: 198).

Mit Hinblick auf die Meinungs- und Pressefreiheit hat die Türkei trotz ihrer 
beachtlichen oppositionellen Kultur und Tradition (Al-Rebholz 2012) noch nie 
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eine beeindruckende Bilanz aufweisen können. Der Grund hierfür liegt in dem 
Umstand, dass in Zeiten vermeintlicher Gefahr für die Einheit des Landes die 
Meinungs- und Pressefreiheit stets das Erste waren, was infrage gestellt wurde 
(Alemdar 2014: 583). So wird heute seitens der Regierung kein Versuch ausgelas-
sen, jegliche oppositionelle Stimme und kritische Haltung in den Medien und 
von Journalist*innen zum Schweigen zu bringen (Yeşil 2018). Im Jahr 2012 wurde 
die Türkei von „Reporter ohne Grenzen“ (ROG, RSF) als das „größte Gefängnis für 
Journalisten“ bezeichnet (ebd.: 568). Heute nimmt die Türkei auf einer Rangliste 
der Pressefreiheit den unrühmlichen 157. Platz unter 180 Staaten ein.4 Als die 
AKP im Jahr 2002 an die Regierung kam, lag die Türkei noch auf Platz 99; im Jahr 
2010 bereits auf dem 138. Platz.5 Nach einem aktuellen Bericht der türkischen 
Journalist*innengewerkschaft (Türkiye Gazeteciler Sendikası, TGS) befinden 
sich noch immer 85 Journalist*innen in Haft.6 Einem Bericht des „Netzes der 
unabhängigen Kommunikation“(BİA-Net) zufolge standen für den Zeitraum von 
Januar bis März 2020 insgesamt 121 Journalist*innen vor Gericht, die in Summe 
zu 1.501 Jahren und 8 Monaten Gefängnisstrafe verurteilt wurden (allein sieben 
Journalist*innen müssen umgerechnet eine Geldstrafe von über 200.000 Euro 
entrichten). Während der SARS-CoV-2-Krise im Frühjahr 2020 kamen bereits 12 
Journalist*innen in Untersuchungshaft, was damit begründet wurde, dass ihre 
Berichte die Bevölkerung angeblich zu Panik und Angst anstifteten. Eine neue 
Unterdrückungstaktik der Regierungspartei zielt auf das temporäre Verbot von 
Werbeeinnahmen oppositioneller Zeitungen ab. Zwei Tageszeitungen – Birgün 
und Evrensel – wurden alleine dieses Jahr bereits 49 Tage lang auf diese Weise 
sanktioniert (Önderoğlu/Aydınoğlu/Aydınlı 2020). Auch Online-Portale wie 
YouTube, Twitter, Facebook und Wikipedia und ihre Nutzer*innen sind von 
oppressiven Maßnahmen betroffen. Wikipedia zum Beispiel, dessen Domain 
zwölf Tage nach dem Verfassungsreferendum vom 17. April 2017 gesperrt wurde, 
ist erst im Januar dieses Jahres wieder freigeschaltet worden (ebd.).

Während der COVID-19-Pandemie wurden im Frühjahr dieses Jahres nicht 
nur Journalist*innen, sondern auch Berufsverbände wie die Ärzt*innenkammer, 
die Rechtsanwält*innenkammer oder die Architekt*innen- und Ingenieur*innen-
kammer zu Zielscheiben der Regierung, sobald diese sich z.  B. gegen die eingelei-
teten Corona-Maßnahmen wandten. So kritisierte die in Ankara ansässige Rechts-

4 Dünya Basın Özgürlüğü Raporu: Paradise Papers’ı haberleştiren gazeteciyi yargılayan tek ülke 
Türkiye. 18. April 2019, www.bbc.com/turkce.
5 Sınır Tanımayan Gazeteciler: Türkiye basın özgürlüğünde 180 ülkede 157’nciliğe geriledi. 
25. April 2018, www.bbc.com/turkce.
6 TGS Basin Özgürlügü Raporéu (2019–2020). 2. Mai 2020, https://tgs.org.tr.

http://www.bbc.com/turkce
http://www.bbc.com/turkce
https://tgs.org.tr
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anwält*innenkammer die Aussage des Präsidenten des Präsidiums des Amtes für 
Religiöse Angelegenheiten (Diyanet İşleri), Ali Erbaş, wonach „Homosexualität 
und Ehebruch die Krankheiten mit sich bringe“ (Öztürk 2020). Auf diese Kritik hin 
äußerte sich der Staatspräsident Tayyip Erdoğan: „Wenn es eine Institution gäbe, 
die sich zum Islam in unserem Land äußern kann, dann ist das das Präsidium des 
Amtes für religiöse Angelegenheiten. Die Erklärung der Rechtsanwaltskammer 
ist eine direkte Attacke auf den Islam und die Attacke auf das Präsidium gilt als 
eine Attacke auf den Staat. Alle müssen maßhalten.“ (ebd.) Den Berufsverbänden 
werden jetzt von der Regierung Veränderungen angedroht, die darauf abzielen, 
dass Gruppen innerhalb der Kammern um die Präsidentschaft der Kammer kon-
kurrieren müssen. Dadurch sollen die Kammern gespalten und einheitliche 
öffentliche Stellungnahmen unterbunden werden.7

3 �Grenzen emanzipatorischer Frauenpolitik in  
der neoliberal-konservativen Geschlechter-
ordnung und im biopolitischen Diskurs der AKP

Auch die sich als emanzipatorisch verstehende feministische Bewegung erfährt 
drastische Einschränkungen. Folgende Aspekte sollen hier näher betrachtet 
werden: institutionelle Reformen, die konservative Familienpolitik der AKP, 
der biopolitische Diskurs der AKP (im Rahmen dessen reproduktive Rechte von 
Frauen reguliert werden), frauenpolitischer Aktivismus und die zunehmende 
Gewalt gegenüber Frauen.

Auch hier ist die Einteilung der AKP-Herrschaft in Regierungsphasen (Phase 
der Demokratisierung, Phase des Übergangs und Phase der Abkehr von der 
Demokratie) hilfreich. In der ersten Phase waren gesetzliche und institutionelle 
Reformen zu beobachten, die Geschlechtergleichheit zum Ziel hatten: Zum Bei-
spiel sieht das im Jahr 2004 revidierte türkische Strafgesetz lebenslängliche Haft-
strafen für Ehrenmorde, verlängerte Haftstrafen für Polygamie ebenso wie für 
nicht angemeldete religiöse Eheschließungen vor (Parmaksız 2016). Diese Ände-
rungen sind vor allem ein Resultat der langjährigen Vorarbeit von Frauen-NGOs 
und deren Zusammenarbeit mit der Regierung (Al-Rebholz 2010). Auch im Gesetz 
zur Arbeit und sozialen Sicherheit aus dem Jahr 2003 sind Reformen im Sinne 
der Geschlechtergleichheit vorgesehen, wie gleiche Bezahlung, arbeitsrechtliche 

7 Erdoğan’dan ’baro ve tabip odası yapılarını değiştirme’ mesajı. 5. Mai 2020, www.birgun.net.

http://www.birgun.net
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Gleichbehandlung, Maßnahmen gegen sexuelle Belästigung und gegen Diskrimi-
nierung am Arbeitsplatz sowie eine Angleichung der Rentenansprüche. Mit der 
Unterzeichnung der CEDAW (Frauenrechtskonvention der UN) implementierte 
die türkische nationale Gesetzgebung zunehmend internationale Standards 
(Kandiyoti 2016: 112).

Heute jedoch lässt sich die Geschlechterpolitik der AKP am besten als „neo-
liberale Governance“ beschreiben, „die sich auf konservativ-islamische Referen-
zen und aggressiv-patriarchale Diskurse stützt“ (Coşar/Yeğenoğlu 2011; Kandiyoti 
2016). Ein zentraler institutioneller Einschnitt betraf das Generaldirektorat für die 
Stellung und Angelegenheiten von Frauen, das im Jahr 1991 im Zuge der Unterzeich-
nung der CEDAW als nationale Einrichtung für Geschlechtergleichheit gegründet 
worden war. Dieses Direktorat wurde im Jahr 2011 abgeschafft und sein Tätigkeits-
feld dem Ministerium für Familie und Sozialpolitik untergeordnet. Seither wird 
Gleichstellung nicht mehr eigenständig, sondern gemeinsam mit dem Schutz von 
Kindern, sowie behinderten und älteren Menschen behandelt. Diesem Zusam-
menschluss liegt ein konservativ-religiöses Verständnis vom Schutz der Familie 
zugrunde. Frauen gelten in dieser Perspektive nicht als Bürger*innen mit vollen 
Rechten, sondern als Schutzbedürftige (Kandiyoti 2016: 107). Dies ist eng mit der 
konservativen Familienpolitik und den vergeschlechtlichten Wohlfahrtspraktiken 
der AKP-Regierung verbunden.



624   Anıl Al-Rebholz

Die Türkei ließe sich im Rahmen gängiger Typologien als südeuropäisches 
Wohlfahrtsmodell einordnen, in dem Solidarität und Wohltätigkeitsnetzwerke 
wie Familie, Nachbarschaften und Gemeinschaften zusammen mit NGOs eine 
zentrale Rolle bei der Bereitstellung von Wohlfahrtsdiensten einnehmen – hier 
greift der Staat kaum umverteilend ein (Cindoğlu/Ünal 2017, Şentürk 2014, Buğra/
Candan 2011, Buğra/Keyder 2006). In diesem Modell zieht sich der Staat aus allen 
sozialstaatlichen Aufgaben zurück, staatliche Institutionen werden liberalisiert 
und privatisiert, staatliche Dienstleistungen werden auf NGOs oder in den priva-
ten Sektor ausgelagert – dabei wird die Familie zur zentralen gesellschaftlichen 
Akteur*in (Buğra/Keyder 2006). Das hat zur Folge, dass Frauen die Defizite des 
neoliberalen freien Marktwirtschaftsmodells auffangen. In einem solchen Modell 
müssen Frauen aber nicht nur unbezahlt ein Gros der Fürsorgearbeit leisten. 
Zusätzlich sind ihre Beschäftigungsquoten besonders niedrig, während Frauen, 
die einen Beruf ausüben, häufig im informellen Sektor des Arbeitsmarkts tätig 
sind. Dies hat wiederum zur Folge, dass sie nur über ihre Väter oder über ihre 
formell beschäftigten Ehemänner Zugang zum sozialen Sicherungssystem erhal-
ten (Buğra/Keyder 2006). Dieses vergeschlechtlichte Wohlfahrtssystem macht 
Frauen als Schwester oder Tochter von ihren Familien oder als Ehefrau und Mutter 
von ihren Ehemännern abhängig und setzt sie sowohl in der öffentlichen als auch 
in der privaten Sphäre patriarchalen Dynamiken aus (Cindoğlu/Ünal 2017: 45).

Die neoliberale Politik der AKP-Regierung und das eingeschränkte Wohl-
fahrtssystem, dessen Hauptsäule die Familie ist, schreibt Frauen vorwiegend 
die Rolle der Mutter, der Ehefrau und der Sorgenden für Kinder, Ältere und 
behinderte Familienmitglieder zu (ebd.; Kandiyoti 2016). Diese konservative Vor-
stellung einer zentrale Stellung der Familie im neoliberalen Staat führt das Par-
teiprogramm der AKP explizit aus: „Wenn die türkische Gesellschaft immer noch 
intakt ist, nachdem sie solche ernsthaften Probleme durchlebt hat, verdanken 
wir das der starken Familienstruktur.“ (zit. nach Buğra/Candan 2011). Die Familie 
und die Regulierung weiblicher Körperlichkeit ist zentraler Bestandteil der demo-
graphischen Politik der AKP. Die reproduktiven Rechte der Frau unterstehen dem 
biopolitischen Diktum der Regierungspartei, die eine wachsende junge Bevölke-
rung als Bedingung für ein starkes Land mit wirtschaftlichem Erfolg betrachtet. 
Dabei werden die unübersehbaren Widersprüche zwischen der Forderung der 
Regierung, wonach Familien drei bis vier Kinder haben sollten, und einer neo-
liberalen Ethik, welche das Individuum für dessen materiellen Erfolg selbst ver-
antwortlich macht, durch die Bezugnahmen auf islamische Motive (bspw. „Kinder 
als göttliches Geschenk“) überlagert (Cindoğlu/Ünal 2017). Die Biopolitik der AKP 
zielt auch auf die unverheiratete junge Männer und Frauen sowie Universitäts-
studierende ab: Sie werden sowohl durch finanzielle Anreize wie Mitgiftverspre-
chen, durch diskursive Praktiken, welche die Bedeutung des familiären Lebens 
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betonen, als auch mit dem Versprechen umworben, dass ihre Bildungsschulden 
getilgt würden, wenn sie jung heiraten (ebd.).

Diese liberal-konservative Familienpolitik, die eine Auslagerung der Wohl-
fahrtsumverteilung auf karitative NGOs forciert, bleibt nicht ohne Auswirkungen 
auf den frauenpolitischen Aktivismus: Unzählige regierungsfreundliche Frauen-
NGOs, die sich z.  B. unter der türkischen Familienplattform (TUYAP) vereinigen, 
durchdringen die Zivilgesellschaft und erhalten eine Mehrheit der Fördermit-
tel, während feministische NGOs marginalisiert werden (Kandiyoti 2016: 107). 
Dabei werden nicht nur Frauen der islamischen Elite, sondern auch Frauen der 
Unterschichten umworben – dies ist besonders auffällig vor Wahlen. Ein solches 
Vorgehen wurde v.  a. auch von den kommunalen Verwaltungen finanziert, wo 
entsprechend finanzielle Ressourcen zur Verfügung stehen und wo bis zu der 
Kommunalwahl am 31. März 2019 die AKP dominierte (ebd. 108).

Trotz Marginalisierung und Finanzierungsproblemen entstehen neue femi-
nistische NGOs  – einerseits stellen sie eine Antwort auf die Regierungspolitik 
dar, andererseits eine Reaktion auf die während der AKP-Regierungszeit dras-
tisch gestiegene Zahl von Gewalt- und Morddelikten gegenüber Frauen. Nach den 
Statistiken der im Jahr 2010 gegründeten „Wächterplattform für die Beendigung 
von Frauenmorden“ sind zwischen 2008 und 2012 insgesamt 700 Frauen ermor-
det worden – in den letzten fünf Jahren (2015–2019) stieg diese Zahl hingegen 
sprunghaft auf 1.954 an.8 Überhaupt ist die öffentliche und private Gewalt gegen-
über Frauen und die Überwachung weiblicher Sexualität ein fester Bestandteil 
des Alltags geworden. Regelmäßige Aussagen höchster politischer Amtsträger 
illustrieren dies: Der ehemalige stellvertretende Ministerpräsident Bülent Arınç 
konstatierte beispielsweise noch während seiner Amtszeit, „dass Frauen in der 
Öffentlichkeit nicht laut lachen dürfen“ oder dass „schwangere Frauen in der 
Öffentlichkeit sexuelle Erregung erzeugen“. Ähnlich klingt auch das Angebot 
des ehemaligen Ministerpräsidenten Ahmet Davutoğlu an heiratswillige junge 
Männer, der in seiner Funktion als Regierungschef sagte: „Für den Fall, dass ihre 
eigenen Familien keine Heiratspartnerinnen finden sollten, würde die Regierung 
diese finden“. Dabei handelt es sich nur um wenige ausgewählte Beispiele dafür, 
wie die Regierung die weibliche Sexualität aber auch das Privatleben ihrer Bür-
ger*innen in Einklang mit ihren biopolitischen Zielen unter Kontrolle bringen 
möchte (Cindoğlu/Ünal 2017: 40).

Diese frauenfeindliche Haltung der AKP-Regierung stützt sich auf einen kon-
servativ-autoritären Neoliberalismus mit islamischen Referenzen und bringt mit 

8 Kadin Cinayetlerini Durduracagiz Platformu, Veriler. 2.  Mai 2020, http://kadincinayetlerini 
durduracagiz.net.

http://kadincinayetlerinidurduracagiz.net
http://kadincinayetlerinidurduracagiz.net
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sich, was Wissenschaftler*innen als „Normalisierung der Frauenfeindlichkeit 
im öffentlichen Diskurs“ und „Normalisierung der Gewalt gegenüber Frauen“ 
bezeichnen (Cindoğlu/Ünal 2017; Kandiyoti 2016). Bei genauerer Betrachtung 
steht hinter den sogenannten Ehrenmorden nicht der angebliche Betrug der 
Ehefrau, der Freundin, der Tochter oder der Schwester, sondern ein verzweifelter 
Versuch der Männer, den Körper und das Verhalten der Frauen zu kontrollieren. 
Es geht darum, Frauen in die Schranken zu weisen, wenn diese z.  B. Make-Up 
tragen, ins Kino gehen oder mit einem Mann befreundet sein möchten, obwohl 
ihr Vater oder ihre männlichen Verwandten damit nicht einverstanden sind 
(Kandiyoti 2016). Die Normalisierung der Gewalt gegenüber Frauen kann damit 
nicht einfach als Symptom der bereits existierenden patriarchalen Geschlechter-
ordnung oder der Wiederkehr des Traditionalismus betrachtet werden, sondern 
als deren Untergang. Die Unterordnung der Frauen kann nicht mehr durch einen 
hegemonialen Konsens, sondern nur noch mit offener Gewalt gewährleistet 
werden, so die Analyse von Deniz Kandiyoti. Deshalb muss eher von einer Krise 
der Geschlechterordnung und der darauffolgenden maskulinen Restituierung 
gesprochen werden (Kandiyoti 2016: 108  ff.).

4 �Dezentralisierung als Hebel zur Festigung  
der Regierungsmacht der AKP

Einer jener legitimierenden Diskurse, der den Weg für die AKP als „islamische“ 
Partei an die Macht ebnete, war die Kritik am autoritär-zentralistischen, repu-
blikanischen Modernisierungsprojekt der kemalistischen Elite. Aus dieser Kritik 
heraus wurde der Appell für eine Dezentralisierung von Entscheidungsmecha-
nismen und der daraus folgenden Verlagerung ausgewählter Kompetenzen an die 
kommunalen Selbstverwaltungen formuliert. Ein solches Vorgehen fand auch die 
Unterstützung der liberalen Intellektuellen. Der neo-osmanischen Gesellschafts-
sehnsucht der AKP entsprechend wurde der Identitätsdiskurs und der Dezentra-
lisierungsdiskurs auch durch einen normativ-liberalen Zivilgesellschaftsdiskurs 
legitimiert, der die alte islamische Stiftungstradition und die religiösen Sekten 
als Teil der zivilgesellschaftlichen Sphäre sieht und diese deshalb wiederbeleben 
wollte (Al-Rebholz 2012: 133  ff).

In der Regel wird angenommen, dass der Transfer von Kompetenzen von der 
Zentralregierung auf lokale Entscheidungsträger*innen als Zeichen für Demo-
kratisierung, für mehr Mitwirkung und Entscheidungsmacht von Bürger*innen 
und lokalen Akteur*innen angesehen werden kann. Durch die Dezentralisierung 
soll eine erhöhte Motivation der lokalen Eliten und Entscheidungsträger*innen, 
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eine effektivere Koordinierung unter den lokalen Akteur*innen, eine höhere 
Rechenschaftsfähigkeit der Regierung dank der lokalen Partizipation und eine 
höhere Empfänglichkeit für die Bedürfnisse der lokalen Bevölkerung erzielt 
werden (Hall/Midgley 2004). Gleichzeitig wird in der Literatur auf die möglichen 
Gefahren der Dezentralisierung hingewiesen: Ohne einen effizienten Mechanis-
mus der Rechenschaftspflicht kann Dezentralisierung zu einem scheinwahren-
den Mittel einer autoritären, neo-populistischen Regierung werden. Damit läuft 
die Dezentralisierung Gefahr, anstatt mehr Partizipation der lokalen Bevölke-
rung zu ermöglichen, diese entweder durch Zwang oder durch klientilistische 
Politik zum Spielball der lokalen Machtelite zu machen (ebd.). Wie also ist die 
„Dezentralisierung als Demokratisierung“ in der jüngeren Geschichte der Türkei 
verlaufen?

Als die AKP im Jahr 2002 mit ihrem Gründer Recep Tayyip Erdoğan, der selbst 
von 1994 bis 1998 Bürgermeister von İstanbul war, an die Macht kam, erließ die 
Regierung in den Jahren 2004 und 2005 eine Reihe von Gesetzen zu Kommunal-
behörden und -verwaltungen (Bartu/Kolluoğlu 2008: 13; Eder 2009: 178). Diese 
Gesetze haben die Befugnisse der zentralen Stadtverwaltungen, die ohnehin 
schon mit viel Macht ausgestattet waren, erweitert  – einschließlich der vollen 
Befugnis über städtische Transformationsprojekte (Gentrifizierungsprozesse) 
und Stadträume zu entscheiden. Gleichzeitig wurde der Weg dafür geebnet, dass 
Großstadtverwaltungen bei der Realisierung von Projekten mit privaten Firmen 
zusammenarbeiten können (ebd.).

Die Kooperation mit dem Privatsektor und mit NGOs ist ohnehin eine häufig 
zu beobachtende Tendenz in Ländern mit einem schwächeren Staat – und dies 
insbesondere im neoliberalen Zeitalter (Hall/Midgley 2004). Während der AKP-
Regierungszeit ist diese Zusammenarbeit in einer Art und Weise weiterentwickelt 
worden, die die Grenzen zwischen Partei, kommunalen Verwaltungen, Zentral-
regierung, karitativen NGOs und Unternehmen mehr und mehr verwischten 
(Buğra/Candaş 2011). Im Einklang mit der oben bereits erwähnten islamischen 
Stiftungstradition aus osmanischer Zeit wurden religiös motivierte Dachverbände 
wie der TGVT (Türkischer Verein für freiwillige Organisationen), in dem über 100 
NGOs mit islamischen Bezügen vereint sind, zu aktiven Akteur*innen im gemisch-
ten Wohlfahrtsmodell (ebd.: 522; Özden/Bekmen 2015: 92).

Auch kommunale Entscheidungsorgane wurden mit neuen Kompetenzen 
und Befugnissen, sowie Bürgermeister*innen aus dem AKP-Kader ausgestattet. 
Sie kooperieren mit privaten Unternehmen und religiösen NGOs bei der Umver-
teilung von Sachleistungen wie Kohlelieferungen, der Lebensmittelversorgung, 
von Suppenküchen, dem Aufbau von riesigen Zelten zum abendlichen Fasten-
brechen während des Ramadan usw. – das alles sind Aktivitäten, die insbeson-
dere vor bevorstehenden Wahlen intensiviert werden (Eder 2009, Buğra/Candaş 
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2011, Kandiyoti 2016). Während sich einerseits der Staat aus den materiellen Ver-
bindlichkeiten zurückzieht, nimmt andererseits im gemischten Wohlfahrtregime 
die Reichweite und der Einfluss der AKP Regierung auf die kommunale Ebene 
zu, da diese mit islamischen NGOs und dem Privatsektor zusammenarbeitet. 
Während diese Wohlfahrtspolitik auch viel Raum für klientilistische Verhältnisse 
und Schirmherrschaften lässt, kann die Zentralregierung sich zudem finanzielle 
Ressourcen verschaffen, ohne dass sie für Mittel der NGOs, Privatunternehmen 
oder der kommunalen Selbstverwaltungen einer Rechenschaftspflicht gegenüber 
dem Parlament und internationalen Finanzinstituten unterliegt. Gleichzeitig 
kann auch die Gesellschaft durch populistische Politiken und Diskurse weiter 
durchdrungen werden (Eder 2009: 179  ff).

Dank der oben geschilderten Verhältnisse gewachsener Macht und Kom-
petenzen der kommunalen Verwaltungen ist der städtische Raum, insbesondere 
in İstanbul, unter dem Vorschein der Modernisierung heruntergekommener 
Stadtteile zu einer nahezu unerschöpflichen finanziellen Ressource geworden, 
zumal diese gentrifizierten Stadtteile hohe Renditen für Investoren abwerfen 
(Alonso 2015). So war einer der Gründe für die Gezi-Park-Proteste von 2013 mit 
Millionen an Beteiligten auch der Umstand, dass ein nicht unerheblicher Teil der 
Bevölkerung eine gentrifizierungsbedingte Verdrängung aus den Wohnvierteln 
nicht mehr hinnehmen wollte (Çelik 2015: 220  ff.). Es wurde gegen die ökonomi-
schen Ungleichheiten und die aggressiven neoliberalen Urbanisierungspolitiken 
der AKP im städtischen Raum protestiertet (Abbas/Yiğit 2015: 63  ff.). Die soge-
nannte Dezentralisierung wurde unter der AKP-Regierung auf der Diskurs- und 
der politischen Ebene als Demokratisierung geframt. Ihre Implementierung ver-
deutlicht jedoch, dass die Dezentralisierung lediglich als scheinwahrende Politik 
zu verstehen ist. Unter diesen Vorzeichen ist es auch höchst fraglich, wie städ-
tische Governance – als Zeichen von Demokratisierung hochgelobt – von weit-
verbreiteter Korruption frei sein soll (Hall/Midgley 2004). Kritiker äußern heute 
offen, dass die AKP-Regierung das Land zusammen mit fünf nahestehenden 
Bauunternehmen regiert. Nach einem Bericht der Weltbank nimmt die Türkei 
hinsichtlich der Anzahl verwirklichter Bauprojekte zwischen 1990–2018 weltweit 
den sechsten Rang ein – dabei sind es fünf regierungsnahe türkische Bauunter-
nehmen (Limak, Cengiz, Kolin, Kalyon und MNG), welche die Mehrheit dieser 
Bauprojekte realisiert haben.9

Nachdem die AKP bei den Kommunalwahlen vom 31. März 2019 das erste Mal 
seit 25  Jahren eine Wahlniederlage auf kommunaler Ebene einstecken musste, 

9 AKP’nin ‘mega projeci’ beşli firması, en çok ihale alan şirket listesinde. 29. Dezember 2018, 
https://artigercek.com/haberler/.
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scheint das Konzept der Dezentralisierung als vermeintliche Demokratisierung 
eine 180 Grad Wende genommen zu haben. Die AKP hat hier in allen drei Groß-
städten (İstanbul, Ankara und Izmir) gegen Kandidaten der oppositionellen Koali-
tion verloren und in der Konsequenz einen neuen Gesetzesvorschlag für die kom-
munalen Selbstverwaltungen vorbereitet. Wenn dieses Gesetz wirksam werden 
sollte, könnte die Großstadtverwaltung durch den Gouverneur von İstanbul dazu 
gezwungen werden, dass etwa das Megaprojekt İstanbul-Kanal (ein Kanal parallel 
zum Bosporus) verwirklicht wird. Und dies trotz zahlreicher Proteste zivilgesell-
schaftlicher Akteure und trotz des Einwands des İstanbuler Bürgermeisters Ekrem 
İmamoğlu. Dieses Gesetz wird es dann ermöglichen, dass der Gouverneur (als 
Repräsentant der Zentralregierung) die Ressourcen, das Personal und schweres 
Baugerät der Metropole İstanbul für den Bau des İstanbul-Kanals nutzen kann 
(Şimşek 2020).

Bisher wurde gezeigt, wie die AKP die Dezentralisierung kommunaler Selbst-
verwaltungen – im Gegensatz zur Dezentralisierungs-Verheißung – als eine poli-
tische Strategie für die Durchdringung der Gesellschaft und zur Erweiterung ihrer 
Macht instrumentalisiert. Wie im Kapitel über Frauenaktivismus zuvor dargestellt 
wurde, wird auch diese Strategie durch das vergeschlechtlichte Wohlfahrtsystem 
und von einer aggressiven patriarchalen Ordnung begleitet. Die beiden hier bei-
spielhaft näher beleuchteten Felder demonstrieren auch, wie das Verhältnis zwi-
schen Staat und Zivilgesellschaft während der neoliberal-autoritären Regierung 
der AKP nochmals neu formiert wurde.

5 �Autoritäre Neoliberalisierung und  
bürgerschaftliches Engagement

Um von einer funktionierenden Zivilgesellschaft sprechen zu können, setzt das 
normative Verständnis von Zivilgesellschaft folgende Minimalkriterien voraus: 
eine funktionierende demokratische Öffentlichkeit, die Pluralismus toleriert, ein 
intakter Rechtsstaat und eine freie Zivilgesellschaft. Darüber hinaus müssen die 
Voraussetzungen für die Existenz einer freien wie unabhängigen Zivilgesellschaft 
durch verschiedene politische, juristische und sozioökonomische Maßnahmen 
abgesichert sein (Al-Rebholz 2012: 67). Was wäre, wenn diese minimalen Voraus-
setzungen in der heutigen Türkei nicht mehr gegeben sind? Wie ist der aktuelle 
Zustand des zivilgesellschaftlichen Aktivismus und dessen Handlungsmöglich-
keiten zu verstehen? Ich werde im Folgenden in Anlehnung an Michael Hardt und 
Antonio Negri, die in ihren Arbeiten unter anderem auf den foucaultschen und 
gramscianischen Ansatz zurückgreifen, einen theoretischen Rahmen skizzieren, 
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der helfen soll, die Grenzen und Möglichkeiten zivilgesellschaftlicher Politik in 
der heutigen Türkei nachzuvollziehen (Bilgiç 2018).

Im Zeitalter des globalen Neoliberalismus identifizieren Hardt und Negri ver-
schiedene Achsen, entlang derer vier Formen von Subjektkonstitution zu beob-
achten sind: Sie sprechen von den „Verschuldeten“, den „Verwahrten“, den „Ver-
netzten“ und den „Vertretenen“ (Hardt/Negri 2013). Wie können diese vier breiten 
Kategorien die aktuelle Situation der türkischen Politik greifbar machen?

Seitdem die AKP bei den allgemeinen Wahlen vom 7. Juni 2015 ihre parlamen-
tarische Mehrheit verloren hat und die pro-kurdische HDP mit 13,1 Prozent in das 
Parlament eingezogen ist, befindet sich die Türkei in einem Ausnahmezustand, der 
sich nach dem gescheiterten Putschversuch von 15./16. Juli 2016 verschärfte. In der 
Folge wurden „Bürger zu Informanten“ (Al-Rebholz 2017) oder – wie es Hardt und 
Negri ausdrücken – „zugleich Beobachter und Beobachtete oder Aufseher und 
Gefangene“ (Hardt/Negri 2013: 26). Die zunehmende Transformation zur Über-
wachungsgesellschaft ist unter anderem durch Einschränkungen der Meinungs-
freiheit, der Überwachung von Posts auf den Social-Media-Kanälen (Facebook, 
Twitter) und gewalttätiger Polizeiintervention bei öffentlichen Demonstrationen 
(z.  B. zuletzt beim nächtlichen Frauen-Demonstrationszug in İstanbul anlässlich 
des 8. März 2020) gekennzeichnet.

Im neoliberalen Zeitalter, in dem „Leben Schulden machen bedeutet“, in 
dem „die Produktion nicht mehr auf individuellen, sondern auf gesellschaftli-
chen Arbeitsformen basiert,“ wird auch Verschuldung zum normalen Gesell-
schaftszustand (ebd.). Dies bestätigen einerseits die hohen Verschuldungsraten 
der türkischen Mittel- und der unteren Mittelschicht. Andererseits stellen die 
angekündigten Maßnahmen der Regierung im Kampf gegen das SARS-CoV-2-Virus 
ein aussagekräftiges Beispiel für das Verschuldungsparadigma dar: Im ersten 
Hilfspaket der Regierung wurden die Kreditschulden von Kleinunternehmen um 
drei Monate verlängert. Darüber hinaus wurde der Bevölkerung ermöglicht, zu 
„günstigen“ Zinskonditionen Kredite aufzunehmen; ferner ist der Eigenanteil für 
den Erwerb von Wohnungskrediten von 20 % auf 10 % reduziert worden. Von ca. 
100 Billionen Türkische Lira (YTL) Hilfsleistungen wurden 2 Billionen YTL für 
bedürftige Familien reserviert; die restliche Summe soll der Unterstützung von 
Unternehmen zugutekommen.10

Bei der Dimension der Vernetzung geht es bei Hardt und Negri nicht um die 
Unterdrückung der Meinungsfreiheit der Bürger*innen durch das Blockieren von 
Internetseiten, Blogbeiträgen und Social-Media-Posts etc. Vielmehr ersticken 
die „Vernetzten“ unter einem „Zuviel an Information, Kommunikation und Mei-

10 Erdoğan’dan korona zirvesi sonrası açıklama. 18 März 2020, www.yenicaggazetesi.com.tr.
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nungsäußerung“ (Hardt/Negri 2013: 21). Die Autoren unterscheiden zwischen der 
Qualität und der Quantität der Informationen und schlussfolgern, dass politisches 
Handeln und Befreiung nur das Resultat von qualitativ hochwertigen Informatio-
nen sein kann (ebd.). In der Türkei werden aber oppositionelle Medienanstalten 
(Radio- und TV-Sender sowie Zeitungsverlage) nicht nur geschlossen, sondern 
auch durch regierungsnahe Unternehmen übernommen. In der Konsequenz 
wurde die Verbreitung von Informationen über öffentliche Angelegenheiten 
monopolisiert, seitdem die heutige türkische Medienlandschaft von wenigen Pro-
Regierungs-Unternehmen dominiert wird (Yeşil 2018, Kirişçi/Sloat 2019).

Bei der Vertreter-Dimension geht es um die Frage, ob die oft als alternativ-
los betrachtete repräsentative Demokratie (zusammen mit dem kapitalistischen 
System) eine „echte Demokratie“ ermögliche oder verhindere (Hardt/Negri 2013: 
32)? Ist es nicht eher so, dass „Medien, Lobbyisten und kapitalistisch finanzierte 
Werbekampagnen dazu dienen, um der herrschenden politischen Klasse ihren 
Machterhalt zu sichern (ebd.)“? Wie wird trotz „Verschuldung“ und „Über-
wachung“ für die Unterstützung durch die Bevölkerung geworben? Eine der 
Hauptsäulen der autoritären Regierung der AKP besteht darin, dass die Politik 
längst von einem polarisierenden und ausschließenden populistischen Diskurs 
beherrscht wird, der die Bevölkerung in die „unseren“ und die „anderen“ unter-
teilt. Durchdrungen von islamischen Referenzen aber auch von populistisch-
nationalistischen Tönen polarisiert dieser politische Diskurs und forciert eine 
Identitätspolitik, welche die „Vertretenen“ in das „konservativ-gläubige Uns“ 
gegen die „säkularen Verräter der Anderen“ aufteilt (Krişçi/Sloat 2019). So über-
tüncht die Regierung die letzten Widersprüche zwischen Verschuldung, Über-
wachung und Vernetzung durch den populistisch-nationalistischen Diskurs, der 
mit islamischen Referenzen durchwoben ist. Die so „Vertretenen“ sind alle, die 
die oben beschriebenen Subjektivitäten „in sich vereinen und die Summe ihrer 
Unterdrückung verkörpern“ (Hardt/Negri 2013: 32).

Anhand dieser Erläuterungen möchte ich hier die These vertreten, dass die 
Bürger*innen in der Türkei heute unter derart ökonomischem Druck (Verschul-
deten) stehen, politischer (Vertretenen), medialer (Vernetzten) und juristischer 
(Verwahrten) Gewalt ausgesetzt sind, dass die Bedingungen bürgerschaftlichen 
Engagements erheblich erschwert sind.
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Schlußfolgerungen
Von einem hegemonietheoretischen Ansatz aus betrachtet war ich in meiner 
Doktorarbeit zur folgenden Schlussfolgerung gekommen: „Da keine dominante 
soziale Gruppe in der Türkei in der Lage ist, ein ideologisch konsistentes hegemo-
niales Projekt zu schaffen und dies länger als eine Dekade aufrechtzuerhalten, 
bleibt ein zentrales Merkmal des Versuchs, einen hegemonialen gesellschaftli-
chen Konsens in einer bestimmten historisch-gesellschaftlichen Konstellation in 
der Türkei zu realisieren, immer notwendigerweise prekär.“ (Al-Rebholz, 2012: 
349  f.) Heute, gefangen im Dreieck von Autoritarismus, neoliberalem Kapitalis-
mus und Populismus, ist es höchst fragwürdig, ob überhaupt noch von einem 
fragilen gesellschaftlichen Konsens in der Türkei gesprochen werden kann.

Michel Foucault hat aufgezeigt, dass das, was auf dem Weg zur Freiheit der Sub- 
jekte steht, und somit die Handlungsfähigkeit zivilgesellschaftlicher Akteur*innen 
ausmacht, nicht die Übung der Macht-Techniken und der Machtverhältnisse ist. 
Denn um überhaupt von Machtverhältnissen sprechen zu können, erfordert dies 
auch die Freiheit seitens der Subjekte, die Realität anders verhandeln zu können. 
Die Freiheit der Subjekte wird von Herrschaftsverhältnissen behindert, die keinen 
Raum für Verhandlungen und Wahlmöglichkeiten lassen (Foucault 1982). In 
Anlehnung an die oben analysierten Felder des Frauenaktivismus, der sogenann-
ten Dezentralisierung und der Subjektivitätsformen betrachte ich die Möglichkei-
ten für einen zivilgesellschaftlichen Aktivismus als sehr eingeschränkt – trotz des 
reichen Erbes gegenhegemonialer Bewegungen und Akteur*innen mit emanzipa-
torischem Anspruch (Al-Rebholz 2012). Unbeachtet der schwerwiegenden Ein-
schränkungen für die Zivilgesellschaft sind einige Analytiker*innen immer noch 
optimistisch, auch teilweise wegen des Erbes der Gezi-Proteste von 2013 (Kandiyoti 
2016, Somer 2019, Al-Rebholz 2013). Auch ich bin optimistisch, weil trotz einer 
der ambitioniertesten Ankündigung der Regierungspartei, eine fromme Jugend-
generation zu schaffen, sich die heutige Jugend in der Türkei immer weniger auf 
ethnische, religiöse oder ideologische Identitäten11 stützt, sondern sich mit einer 
Vielfalt von Subjektivitäten in einer transnationalisierten Welt identifiziert (Sak-
tanber/Beşpınar 2012). Hinzu kommt: Diese „fromme Jugend“ stellte während der 
Gezi-Proteste die Freiheit über alles andere – sie wollte nicht nur gegen die eigene, 
sondern gegen jegliche Unterdrückung aller Anderen kämpfen (Çelik 2015: 226).

Anıl Al-Rebholz ist Associate Professor an der İstanbul Gelişim University, İstanbul,  
Kontakt: anial@gelisim.edu.tr.

11 Religiousness among Youth Decreased in Turkey. 12. Dezember 2019, www.duvarenglish.com.
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Zusammenfassung: Seit den Parlamentswahlen von 2014 ist ein offener Kon-
flikt zwischen der ungarischen Regierung und kritischen zivilgesellschaftlichen 
Organisationen entbrannt. Nach Auffassung des Fidesz-Regimes sind die meisten 
Watchdog-NGOs politisch, parteiisch und vertreten ausländische Interessen. Als 
Beleg hierfür wird die Unterstützung durch internationale Geberorganisationen 
herangeführt. Die Regierung verabschiedete im April 2017 ein Gesetz, das zivil-
gesellschaftliche Organisationen, die u.  a. aus ausländischen Quellen finanziert 
werden, dazu verpflichtet, sich als „vom Ausland finanzierte Organisation“ regis-
trieren zu lassen. In einer darauffolgenden Kampagne bezeichnete die ungari-
sche Regierung unabhängige NGOs u.  a. als „Soros-Organisationen“. Der Aufsatz 
untersucht, ob diese diskursive Strategie der Abwertung erfolgreich war, d.  h. ob 
die Regierung die diskursiven Gelegenheitsstrukturen der Watchdog-Organisatio-
nen begrenzen konnte. Laut einer Meinungsumfrage vom November 2017 genießt 
die Zivilgesellschaft ein hohes Ansehen in der ungarischen Gesellschaft. Aller-
dings ist die politische Funktion zivilgesellschaftlicher Organisationen in Ungarn 
weniger gesellschaftlich anerkannt als die karitative Funktion, was geringere 
Handlungsspielräume für politisch aktive zivilgesellschaftliche Organisationen 
bedingt. Darüber hinaus stimmten Befragte einer strengeren Kontrolle zivil-
gesellschaftlicher Organisationen zu – insbesondere derjenigen, die ausländische 
Gelder erhalten. Im ersteren Fall hatte ein höheres Einkommen eine statistische 
Bedeutung, während letztere Haltung stark mit der Unterstützung der Fidesz-
Regierung korrelierte.

Abstract: Growing conflict has been noted between the Hungarian government 
and NGOs since the general election in 2014. The government considers most 
watchdog NGOs to be politically biased and to be representing foreign interests. 
International donor organizations’ support for Hungarian civil society is seen as 
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further evidence of this claim. The government passed a law in April 2017, which 
obliged civil society organizations with support from foreign donors to register as 
“foreign funded organization”. A later government campaign labelled such watch-
dog organizations as ‘Soros-organizations’. This article investigates whether the 
government successfully managed to diminish discursive opportunity structures 
for watchdog NGOs. According to opinion poll data from November 2017, Hungar-
ian society values civil society organisations highly. However, civil society organi-
zations’ political role receives less social acknowledgement in Hungary than their 
charitable function, which means that politically active civil organizations have 
lesser opportunities. Moreover, respondents supported stricter control of civil 
society organizations, especially of those that receive funding from abroad. The 
former attitude was significantly correlated with higher income, while the latter 
was linked to supporting the re-election of the Fidesz government.

1 �Einleitung
Im April 2017 hat die ungarische Regierung ein neues Gesetz erlassen, das zivil-
gesellschaftliche Organisationen, die mehr als 7,2 Millionen Forint (ca. 21.000 EUR) 
an Fördermitteln aus dem Ausland erhalten, dazu zwingt, sich als „vom Ausland 
unterstützte Organisation“ gerichtlich registrieren zu lassen. Laut der Präambel 
des Gesetzes vertreten „ausländische Interessengruppen“, die ungarischen NGOs 
finanzielle Ressourcen zur Verfügung stellen, auf diese Weise ihre eigenen statt 
die gemeinschaftlichen Interessen Ungarns. Das Gesetz löste heftige Kritik in 
Ungarn und im Ausland aus und die Maßnahmen wurden mit dem restriktiven 
Vorgehen gegen NGOs in Russland und in der Türkei verglichen. Gleichzeitig 
wurden NGOs nicht nur gesetzlich, sondern auch diskursiv stigmatisiert. Regie-
rungspolitiker*innen haben Wachhund- und Menschenrechtsorganisationen 
als „gefälschte“ zivilgesellschaftliche Organisationen, als „Soros-Agenten“ oder 
als Mitglieder des „Soros-Netzwerks“ bezeichnet. Das Gesetz und das damit ein-
hergehende Framing der ungarischen Regierung hatte die Absicht, die diskur-
siven Gelegenheitsstrukturen (Koopmans/Statham 1999) und in der Folge das 
Mobilisierungspotential unabhängiger zivilgesellschaftlicher Akteur*innen ein-
zuschränken. In diesem Artikel möchte ich untersuchen, inwieweit diese Stra-
tegie erfolgreich war. Die empirische Grundlage hierfür stellt eine allgemeine 
Bevölkerungsumfrage (N=1100) vom November 2017 dar. Dabei werde ich gesell-
schaftliche und politische Merkmale identifizieren, die in einem statistisch sig-
nifikanten Zusammenhang mit der negativen Einstellung gegenüber zivilgesell-
schaftlichen Organisationen stehen.
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Dabei gehe ich wie folgt vor: Zunächst werde ich den demokratischer Back-
lash und das Konzept der Zivilgesellschaft in Ostmitteleuropa nachzeichnen, um 
die schrumpfenden Räume ungarischer NGOs entsprechend zu kontextualisie-
ren. Im zweiten Abschnitt wird der Konflikt zwischen der Regierung und den 
Wachhund-NGOs erläutert. Der dritte Abschnitt konzentriert sich auf diskursive 
Gelegenheitsstrukturen. Schließlich folgt eine Analyse der empirischen Daten 
und ein Fazit. Die Ergebnisse deuten auf eine höhere Legitimität der Wohltätig-
keitsfunktion von zivilgesellschaftlichen Organisationen hin und zeigen die 
Auswirkungen der politischen Polarisierung auf die diskursiven Möglichkeiten 
ungarischer NGOs.

2 �Der Konflikt zwischen ungarischen NGOs  
und der Orbán-Regierung

Den Zusammenhang zwischen Populismus und shrinking spaces für zivilgesell-
schaftlichen Aktivismus stellt die anti-pluralistische Dimension des Populismus 
dar (Mudde 2004). Während die Grundidee des Pluralismus von einer Hetero-
genität von Ideen, Interessen, Werten und Gruppen ausgeht, (über-)betont der 
Populismus den (homogenen) Willen der Mehrheit auf kosten „partikularer 
Interessen“. Populistische Bewegungen können damit zwar Teil der Zivilgesell-
schaft sein, zielen aber auch darauf ab, die Autonomie der Zivilgesellschaft zu 
untergraben (Arato/Cohen 2018). Deshalb wurden populistische Bewegungen als 
un-zivile Zivilgesellschaft bezeichnet, auch wenn sie Basisinitiativen mit breiter 
sozialer Unterstützung darstellen können (Mudde 2003). Zwei Beispiele für solche 
populistische Bewegungen stellen einerseits die sogenannten Bürgerkreise dar, 
die nach der Niederlage der Fidesz bei den Wahlen von 2002 gegründet wurden 
(Greskovits 2020). Andererseits kann auf die 2012 initiierten Friedensmärsche hin-
gewiesen werden, die jährlich stattfinden und eine Reaktion auf die zunehmende 
Kritik der EU am Kurs der Fidesz darstellen (Metz 2015). Auch wenn in beiden 
Fällen die Initiative von oben kam, konnte doch eine beachtliche Zahl von Fidesz-
Anhänger*innen erfolgreich und nachhaltig mobilisiert werden.

Solche (und andere) regierungsnahe zivilgesellschaftliche Initiativen werden 
dann auch tatsächlich von der Fidesz unterstützt. Gleichzeitig gibt es einen 
wachsenden Antagonismus zwischen unabhängigen ungarischen NGOs und dem 
Orbán-Regime, einen Antagonismus der zu konkreten politischen Maßnahmen 
führte und der bereits eine zehnjährige Geschichte hat. Die Wahlen von 2010 
gewann die von Viktor Orbán angeführte Fidesz mit einem Erdrutschsieg, und 
erlangte im ungarischen Parlament eine Zwei-Drittel-Mehrheit. Mit einer weitrei-
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chenden Gesetzgebungsbefugnis hat Ungarns neue Regierung 2011 das System 
der Förderung zivilgesellschaftlicher Organisationen neu geordnet. Gemäß der 
neuen Verordnung wurde der Nationale Zivilfonds (NCA), die wichtigste staatliche 
Institution zur Finanzierung von NGOs, in Nationaler Kooperationsfonds umbe-
nannt (NEA). Mit der Umbenennung ging eine Umstrukturierung einher, der 
zu Folge Regierungsbeamt*innen größeren Einfluss bei der Vergabe staatlicher 
Mittel zur Förderung zivilgesellschaftlicher Aktivitäten bekamen. Auch die Prio-
ritäten der Finanzierung wurden geändert. Während die Aufgabe des NCA darin 
bestand, „die Zivilgesellschaft zu stärken, das zivilgesellschaftliche Engagement 
von Organisationen zu fördern, die Partnerschaft und Arbeitsteilung zwischen 
Regierung und Zivilgesellschaft zu fördern“, konzentriert sich der NEA darauf, 
„das Funktionieren und die Aktivitäten ziviler Initiativen zu unterstützen, die 
nationale Einheit zu stärken und ihre Rolle beim Streben nach dem Gemeinwohl 
zu fördern“(Arató/Mikecz 2015).

Der Druck von Seiten der Fidesz-Regierung stieg weiter. Viktor Orbán stellte 
in seiner bekannten Rede zur illiberalen Demokratie im Jahr 2014 fest, dass nur 
solche Organisationen als „zivil“ angesehen werden können, die der Nation als 
Gemeinschaft dienen. Wachhund-Organisationen hingegen, die Mittel aus dem 
Ausland erhalten, seien für ihn lediglich „vom Ausland bezahlte Aktivisten“ 
(Orbán 2014). Aber es blieb nicht nur bei öffentlichkeitswirksamen Äußerungen. 
Unmittelbar nach den Wahlen von 2014 behauptete der Minister des Premier-
ministeramts, dass die Verteilung der Mittel der EEA und Norway Grants politisch 
voreingenommen sei, weil ehemalige Mitglieder*innen der oppositionellen LMP 
(Grüne Partei Ungarns) am Entscheidungsprozess über die Mittelverteilung betei-
ligt waren. Die Polizei durchsuchte die Büros der ungarischen Geber-NGOs der 
EEA and Norway Grants, doch konnten weder die ungarische Steuerbehörde noch 
die Staatsanwaltschaft einen Missbrauch feststellen.

Dieses NGO-feindliche Framing und Vorgehen wurde während der sog. Flücht-
lingskrise nochmals verschärft. So startete die ungarische Regierung im Juni 2015 
eine Plakatkampagne, in der sie im ganzen Land Migrant*innen in ungarischer 
Sprache aufforderte, „den Ungarn nicht die Jobs wegzunehmen“, „die ungari-
sche Kultur zu respektieren“ und „ungarische Gesetze zu befolgen“. Unmittelbar 
nachdem die Werbetafeln auf den Straßen erschienen, begannen anonyme Akti-
vist*innen die Plakate abzureißen oder ironisch in ihrer Aussage zu verkehren.1 In 

1 Die anonymen Aktivist*innen haben Buchstaben oder Wörter abgekratzt und damit den Sinn 
der Plakate verkehrt. So wurde aus „Wenn du nach Ungarn kommst, musst du die Kultur respek-
tieren“ etwa „In Ungarn braucht man Kultur”. Die Zweischwänzige Hundepartei hat kurz danach 
eine Crowdfunding-Kampagne gestartet und innerhalb von wenigen Wochen 33 Millionen Forint 
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den sozialen Medien verbreiteten sich humorvolle und kreative Neugestaltungen 
der Plakate viral (Nagy 2016). Trotz oder vielleicht wegen solcher Strategien des 
Widerstands stigmatisierte die ungarische Regierung die Solidaritätsinitiativen 
und Flüchtlingshelfer-Organisationen als Förderer*innen „illegaler“ Migration. 
NGOs, welche Mittel von der Open Society Foundation erhalten haben, wurden 
pauschal als „Soros-Organisationen“ abgestempelt. Gleichzeitig wurde der Phi-
lanthrop und Investor George Soros von den Spindoktor*innen der ungarischen 
Regierung als Hauptverursacher der Migration nach Europa bezeichnet – auch 
hier folgte eine Plakatkampagne, in der es hieß: „Wir dürfen es nicht zulassen, 
dass Soros am Ende lacht.“

2017 hat die ungarische Regierung diese Konfrontation weiter eskaliert und 
brachte das eingangs erwähnte Gesetz ins Parlament ein, das NGOs dazu zwingt, 
sich gerichtlich als „vom Ausland unterstützte Organisation“ registrieren zu 
lassen, wenn internationale Finanzmittel akquiriert werden. Die neue Rechtsvor-
schrift löste Proteste aus, die von Wachhund-NGOs organisiert wurden. Heftige 
Kritik äußerten auch Oppositionsparteien und die Europäische Union – Juni 2020 
hat der Europäische Gerichtshof schließlich geurteilt, Ungarns NGO-Gesetz sei 
mit dem europäischen Recht nicht vereinbar. Ebenfalls 2017 startete die Regie-
rung eine nationale Konsultation mit dem Titel „Lasst uns Brüssel stoppen! “, 
die – wie die Regierung es ausdrückte – darauf abzielte, die nationale Souverä-
nität zu schützen.2 Hier wurde etwa gefragt, ob „internationale Organisationen“ 
„illegale Migrant*innen“ ermutigen, gegen das Gesetz zu verstoßen, oder ob „vom 
Ausland finanzierte Organisationen“ beabsichtigen würden, sich in ungarische 
Angelegenheiten einzumischen. In demselben Jahr fand eine zweite nationale 
Konsultation zum „Soros-Plan“ statt. In diesem Fragebogen wurde nicht nur die 
Verschwörungstheorie lanciert, wonach Soros den Plan verfolgen würde, die 
Bevölkerung Europas durch Migrant*innen auszutauschen. Auch wurden das 
ungarische Helsinki-Komitee und Amnesty International als „Soros-Organisatio-
nen“ bezeichnet. Das ungarische Helsinki-Komitee verklagte die für die Konsul-
tation zuständige Regierungsbehörde. Ende 2019 entschied der Oberste Gerichts-
hof, dass die Regierung den Ruf der Organisation beschädigt hatte.

(ca. 95.000 Euro) gesammelt. Damit konnten 500 Plakate finanziert werden, die die Regierungs-
kampagne ironisch kritisierten.
2 Die sogenannten Nationalen Konsultationen wurden von der Fidesz-Partei 2005 und damit 
noch in der Opposition eingeführt und nach der Machtübernahme 2010 institutionalisiert. In 
den Nationalen Konsultationen werden Bürger*innen zu verschiedenen Themen befragt. Die 
Themen und Fragen sind oft suggestiver Natur und das Verfahren kann als stimmungsbildend 
interpretiert werden.



640   Dániel Mikecz

3 �Diskursive Gelegenheitsstrukturen –  
Hypothesenformulierung

So wie der rechtliche Rahmen eines politischen Systems, Bündnisstrukturen und 
Institutionen die politischen Gelegenheitsstrukturen für soziale Bewegungen 
definieren (Kriesi 2004), so setzt auch die Resonanz von Interpretationsrahmen 
Mobilisierungspotential frei. Um letzteres theoretisch zu erfassen und zu ope-
rationalisieren, führten Koopmans und Statham (1999) das Konzept der diskur-
siven Gelegenheitsstrukturen ein, das inzwischen in der Bewegungsforschung 
weit verbreitet ist. Dabei zielen die meisten Studien darauf ab, kulturelle Zwänge 
abzubilden, die die Erfolgschancen von Bewegungen definieren. Wie McCammon 
et al. (2007) in ihrer Arbeit gezeigt haben, kann der diskursive Kontext das Ergeb-
nis des Agierens einer sozialen Bewegung erheblich beeinflussen. Giugni und 
Kolleg*innen stellten zudem am Beispiel der extremen Rechten fest, dass deren 
Mobilisierung stärker von institutionellen und kulturellen Möglichkeiten als von 
grievances abhängt (Giugni et al. 2005). Koopmans und Olzak (2004) zeigten 
dagegen, dass mit der Sichtbarkeit, der Resonanz und der Legitimität drei Arten 
diskursiver Rahmungen die Diffusion kollektiven Handelns durch Massenmedien 
beeinflussen. Laut Bröer und Duyvendak (2009) sind nicht nur Informationen 
über kollektives Handeln wesentlich, sondern auch emotionale Konnotationen 
politischer Diskurse, die emotionsgetriebene Einstellungen und kollektive Aktio-
nen legitimieren können.

Deshalb muss für die vorliegende Analyse der historische Kontext Ostmittel-
europas berücksichtigt werden. Aufgrund ihrer zentralen Rolle in der anti-kom-
munistischen Opposition bleibt die Zivilgesellschaft auch heute ein zentraler 
Bezugspunkt für Bewegungen gegen den Illiberalismus. Vor dem Fall des kom-
munistischen Regimes und der Legalisierung von Parteien boten vor allem soziale 
Bewegungen Orte, in denen Dissident*innen sich vernetzen und freie Debatten 
führen konnten (Glenn 2001: 50). In Ungarn erfüllte eine grüne Bewegung gegen 
das Wasserwerk Gabčíkovo-Nagymaros und selbstverwaltete studentische Orga-
nisationen diese Funktion. Jüngst zeigte Elżbieta Ciżewska-Martyńska in ihrer 
Studie, dass das Zivilgesellschaftsframe, oder wie sie es ausdrückte, das Frame 
der „Anti-Politik“, immer noch die Mobilisierungsfähigkeit sozialer Bewegungen, 
bürgerschaftlicher Aktivitäten und des politischen Denkens in den Visegrad-Län-
dern definiert (Ciżewska-Martyńska 2015: 52). Dieses antipolitische Erbe spiegelt 
sich im Misstrauen von NGOs gegenüber politischen Parteien, in der Hypermora-
lisierung der Politik und in ästhetisierten Formen kollektiven Handelns wider. 
So waren etwa die Demokratische Charta von 1991 (Bozóki 1996) oder die Milla-
Demonstrant*innen von 2011 (Jensen 2015) davon überzeugt, größere moralische 
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Autorität als Politiker*innen beanspruchen zu können, da sie in ihrer Wahr-
nehmung universelle bürgerliche Werte und keine partikularen parteipolitischen 
Interessen vertraten (Mikecz/Böcskei 2017). Vor diesem Hintergrund lautet die 
erste Hypothese, dass der Anti-NGO-Diskurs aufgrund des traditionell hohen 
Stellenwerts von Zivilgesellschaft in Ungarn trotz der Bemühungen der Regierung 
wenig Resonanz findet (H1).

Die Einbettung des zivilgesellschaftlichen Konzepts in die ungarische poli-
tische Kultur könnte den ungarischen Wachhund-NGOs auch diskursive Mög-
lichkeiten eröffnen. Die Regierung wollte diese Gelegenheitsstrukturen jedoch 
verengen, indem sie die Ansprüche zivilgesellschaftlicher Akteur*innen delegi-
timierte. Diesem Ziel diente die narrative Strategie, Wachhund-NGOs als „Soros-
Organisationen“ oder aus „ausländische Agenten“ zu bezeichnen und damit aus 
der Zivilgesellschaft zu exkludieren. Gleichzeitig könnte der politische Diskurs 
der ungarischen Regierung zur Stigmatisierung von Flüchtlingshilfe- und Wach-
hund-Organisationen diskursive Gelegenheitsfenster für anti-pluralistische und 
populistische Einstellungen eröffnen. Dabei kann das Vorhandensein politischer 
Einstellungen auf individueller Ebene auf mehrere soziologische Faktoren zurück-
geführt werden. Gidron und Hall stellten (2017) fest, dass für weiße Männer der 
Arbeiterklasse die subjektive Wahrnehmung eines abnehmenden sozialen Status 
mit der Abstimmung für populistische Parteien zusammenhängt. Dies könnte die 
Konsequenz eines Zusammenspiels kultureller und wirtschaftlicher Entwicklun-
gen signalisieren. Guiso et al. (2017) kamen zu einem ähnlichen Ergebnis, als sie 
die Bedeutung der wirtschaftlichen Unsicherheit als Schlüsselfaktor für die Nach-
frage nach populistischen Politiken identifizierten. Hawkins, Riding und Mudde 
(2012) entwickelten eine Methode zur Messung des Populismus mit Hilfe norma-
tiver Aussagen, die auf populistische und pluralistische Einstellungen hinwei-
sen. Ihre Ergebnisse zeigten, dass populistische Einstellungen eine signifikante 
Korrelation mit Einkommen, Bildungsniveau und ideologischer Selbsteinschät-
zung haben. In Übereinstimmung mit diesen Erkenntnissen kann angenommen 
werden, dass der von der ungarischen Regierung initiierte NGO-kritische Diskurs 
bei Personen mit ökonomisch unsicherem Hintergrund sowie bei Fidesz-Anhän-
ger*innen Anklang finden wird (H2).

4 �Überprüfung der Hypothesen
Vor dem Hintergrund des skizzierten Forschungsstandes wird im Folgenden der 
Zusammenhang zwischen negativen Einstellungen gegenüber zivilgesellschaft-
lichen Organisationen und Geschlecht, Einkommen, Wohnsitz, Bildungsniveau 
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Tabelle 1: Vergleich von Aussagen über das Image zivilgesellschaftlicher Organisationen
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Geschlecht          
Männlich 2,9 3,1 3,3 3,7 3,0
Weiblich 2,9 3,0 3,1 3,8 3,0

Residenz          
Budapest 2,9 3,0 3,1 3,6 3,1
Kreishauptstadt 2,9 3,3 3,5 3,9 3,0
andere Stadt 3,0 2,9 3,1 3,7 2,9
Dorf 2,8 3,0 3,1 3,7 3,0

Höchster Bildungsstand        
Hauptschulabschluss 
oder weniger

2,9 3,0 3,1 3,7 2,9

Berufsschule 3,0 3,2 3,2 3,8 3,0
Abitur 2,9 3,0 3,3 3,8 3,0
BA / MA-Abschluss 2,8 3,2 3,3 3,7 3,2

Nettoeinkommen*        
96000 HUF oder 
weniger

3,0 3,1 2,9 3,7 3,0

96.001–180.000 HUF 2,9 3,1 3,2 3,8 3,0
180.001 HUF oder 
mehr

2,8 3,2 3,3 4,0 3,0

Bevorzugte Regierung nach den Wahlen 2018      
Fidesz-Regierung 2,8 3,0 3,3 3,6 2,9
Linker Flügel, liberale 
Regierung

3,1 3,3 3,1 4,0 3,1

Jobbik Regierung 2,9 2,9 3,2 3,7 3,0

Gesamt 2,9 3,1 3,2 3,7 3,0
  N = 728 N = 687 N = 694 N = 720 N = 725
  Std. Ab- 

weichung  
= 1,15

Std. Ab- 
weichung  

= 1,04

Std. Ab- 
weichung  

= 1,03

Std. Ab
weichung  

= 0,92

Std. Ab- 
weichung  

= 1,07

* Das mittlere Nettoeinkommen in Ungarn betrug 2017 160 000 HUF (~ 447 €).
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Tabelle 2: Vergleich der Mittel zur Aussage über die Kontrolle von Organisationen der 
Zivilgesellschaft
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Geschlecht      
Männlich 3,6 3,8 0,2
Weiblich 3,6 3,8 0,2

Residenz      
Budapest 3,6 3,8 0,3
Kreishauptstadt 3,6 3,7 0,1
andere Stadt 3,6 3,8 0,2
Dorf 3,6 3,9 0,3

Höchster Bildungsstand    
Hauptschulabschluss oder weniger 3,6 3,7 0,1
Berufsschule 3,7 3,9 0,2
Abitur 3,6 3,9 0,3 
BA / MA-Abschluss 3,5 3,8 0,3

Nettoeinkommen*    
96000 HUF oder weniger 3,8 3,8 0,1
96.001 – 180.000 HUF 3,6 3,7 0,2
180.001 HUF oder mehr 3,6 3,9 0,3

Bevorzugte Regierung nach den Wahlen 2018  
Fidesz-Regierung 3,8 4,0 0,2
Linker Flügel, liberale Regierung 3,4 3,6 0,1
Jobbik Regierung 3,6 3,9 0,3

Gesamt 3,6 3,8 0,2
  N = 719 N = 717  
  Std. Abweichung  

= 1,02
Std. Abweichung  

= 1,03
 

* Das mittlere Nettoeinkommen in Ungarn betrug 2017 160 000 HUF (~ 447 €).
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und Parteipräferenzen untersucht. Die empirische Grundlage stellt hierfür eine 
Umfrage dar, die TNS Hoffman im November 2017 im Auftrag des Republikon 
Instituts durchgeführt hat. Die Stichprobe von 1.100 Befragten ist repräsentativ 
für die ungarische Bevölkerung in Bezug auf Geschlecht, Alter, Siedlungstyp 
und höchsten Bildungsabschluss. Für die beiden Hypothesen werden v.  a. drei 
Fragen betrachtet: Zunächst konnten die Befragten ihre Einstellung gegenüber 
zivilgesellschaftlichen Organisationen über fünf Items mit einer fünfstufigen 
Likert-Skala zum Ausdruck bringen. Die einzelnen Items lauteten: Zivilgesell-
schaftliche Organisationen seien Gruppen, die (1) gegen die Regierung protes-
tieren; (2) die politische Empfehlungen aussprechen; (3) die ausländisch finan-
zierte Organisationen darstellen; (4) die Wohltätigkeitsorganisationen sind; (5) 
die Organisationen sind, die Einfluss auf die Politik nehmen. Darüber hinaus 
wurde gefragt, ob die Befragten strengere Kontrollen von zivilgesellschaftli-
chen Organisationen befürworteten, oder ihrer Finanzierung aus dem Ausland 
zustimmten.

Tabelle 1 zeigt, dass zivilgesellschaftliche Organisationen v.  a. im Wohltätig-
keitssektor akzeptiert werden. Für alle untersuchten Variablen liegt der Mittel-
wert der Zustimmung zu Wohltätigkeitsorganisation über dem Durchschnitt. Ins-
besondere Personen mit höherem Einkommen, liberale und linke Wähler*innen 
sowie Einwohner*innen von Kreisstädten stimmen einer solchen Konzeptua-
lisierung von NGOs zu. Die Wahrnehmung zivilgesellschaftlicher Organisa-
tionen als solche, die aus dem Ausland finanziert werden, liegt ebenfalls über 
dem Durchschnitt, erreicht jedoch geringere Zustimmungswerte als im Fall der 
Wohltätigkeitsfunktion. Unter den Bewohner*innen von Kreisstädten fand der 
NGO-feindliche Diskurs die höchste Zustimmung. Auch Befürworter*innen der 
Fidesz-Regierung, männliche Befragte und Personen mit höherem Bildungs- 
und Einkommensniveau reagierten eher zustimmend auf das Image, zivilgesell-
schaftliche Organisationen wären aus dem Ausland finanzierte Akteur*innen. Die 
anderen drei Vorstellungen von zivilgesellschaftlichen Organisationen weichen 
nicht besonders vom Durchschnitt ab. Liberale und linke Wähler*innen stimmten 
eher dem Bild zu, wonach zivilgesellschaftliche Organisationen eine politische 
Rolle haben (beispielsweise als regierungskritische Demonstrant*innen oder 
Organisationen, welche die Politik zu beeinflussen versuchen).

Während die Wohltätigkeitsrolle zivilgesellschaftlicher Organisationen in 
der ungarischen Gesellschaft eine größere Zustimmung findet, gab es eine breite 
Unterstützung für die strengere Kontrolle von NGOs im Allgemeinen und v.  a. von 
denjenigen Organisationen, die ausländische Fördermittel erhalten. Insbeson-
dere Fidesz-Wähler*innen, aber auch Unterstützer*innen der Jobbik Partei befür-
worteten eine strengere Überwachung von NGOs, die auch internationale Mittel 
erhalten. Während in allen Gruppen die Befragten einer strengeren Kontrolle aus-



� Die Öffentliche Meinung und diskursive Gelegenheitsstrukturen   645

ländisch finanzierter Organisationen als ‚gewöhnlicher‘ NGOs zustimmen, ist der 
Unterschied zwischen Budapester*innen und Dorfbewohner*innen, Hochschul-
absolvent*innen, Wohlverdiener*innen und Jobbik-Wähler*innen größer.

Tabelle 3: Lineare Regressionsanalyse, p <0,05

  Abhängige Variable: Interpre-
tation von Organisationen der 
Zivilgesellschaft als Organi-
sationen mit ausländischer 
Finanzierung

Abhängige Variable: Aus-
ländisch finanzierte zivile 
Organisationen sollten strenger 
kontrolliert werden

Nicht standar- 
disiert B.

Sig. Nicht standar- 
disiert B.

Sig.

Geschlecht –0,149 0,086 –0,098 0,218

Residenz –0,014 0,725 0,062 0,108

Höchster Bildungsstand 0,032 0,529 0,076 0,102

Nettoeinkommen 0,174 0,041 –0,066 0,394

Bevorzugt eine Fidesz-
Regierung nach den Wahlen 
von 2018

0,088 0,341 0,257 0,002

Die Regressionsanalyse zeigt einen signifikanten Zusammenhang zwischen der 
Wahrnehmung von NGOs als vom Ausland finanzierte Organisationen und dem 
Nettoeinkommen auf. Es besteht auch eine signifikante Korrelation zwischen 
der Unterstützung der Fidesz und der Zustimmung zu einer strengeren Kontrolle 
über ausländisch finanzierte NGOs. Alle anderen soziodemographischen und 
Einstellungsvariablen zeigen keinen signifikanten Zusammenhang. Der Bildungs-
abschluss oder die Frage, ob jemand in der Stadt oder im ländlichen Raum lebt, 
haben hier keinen statistischen Einfluss.

6 �Schlussfolgerungen
Nach den Wahlen von 2014 beschuldigte die in ihrem Amt bestätigte Orbán-
Regierung NGOs, die für die Organisation der Verteilung der EA and Norway 
Grants zuständig waren, politisch voreingenommen zu sein. Dies war der Beginn 
einer ganzen Reihe von Konflikten zwischen Wachhund-NGOs und der Fidesz. 
Die ungarische Regierung verabschiedete in dieser Konfliktperiode auch das 
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umstrittene Gesetz, das international finanzierte NGOs stigmatisierte. Es folgte 
eine diskursive Eskalation (so etwa durch die sog. nationalen Konsultationen oder 
entsprechende Plakataktionen), deren Ziel es war, Wachhund- und regierungskri-
tische NGOs als Unterstützer*innen illegaler Migration von George Soros‘ Gnaden 
darzustellen. Ein wesentliches Hindernis für die Infragestellung der sozialen Legi-
timität zivilgesellschaftlicher Organisationen ist die Bedeutung des Konzepts der 
Zivilgesellschaft für die politische Kultur. Seit dem demokratischen Übergang im 
Jahr 1989 wurde die Zivilgesellschaft als einer der Garanten für die Kontrolle der 
Machthaber*innen angesehen. Während diese Funktion der Zivilgesellschaft in 
intellektuellen Kreisen ein tragfähiges Konzept blieb, stellt es in Ostmitteleuropa 
keine in der Breite der Bevölkerung wirksamen Überzeugung dar (Smolar 1996).

Wie die empirischen Daten zeigen, erfahren karitative NGOs breite Anerken-
nung in Ungarn. Gleichzeitig wird der Zivilgesellschaft ihre politische Funktion 
nicht gänzlich abgesprochen. Die Ungar*innen stimmen weder mehrheitlich zu, 
noch lehnen sie es ab, dass NGOs politische Empfehlungen aussprechen, protes-
tieren oder Einfluss auf die Politik nehmen. Auch ein negatives Image zivilgesell-
schaftlicher Organisationen als vom „Ausland finanzierte Organisationen“ fand 
keine nennenswerte Zustimmung. Die geringere Anerkennung der politischen als 
der Wohltätigkeitsfunktion von NGOs schränkt die Möglichkeiten für politisch 
aktive zivilgesellschaftliche Organisationen ein. Ohne Zeitreihendaten kann man 
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zwar den Nachweis nicht erbringen, dass dieses Ergebnis direkt auf die politi-
sche Agitation der Regierung gegen NGOs zurückzuführen ist. Dennoch kann 
plausibel davon ausgegangen werden, dass die weniger konfliktreiche Wohltätig-
keitsrolle bereits vor der Auseinandersetzung zwischen der Regierung und den 
Wachhund-NGOs größere gesellschaftliche Anerkennung fand. Folglich konnte 
die erste Hypothese, wonach der Anti-NGO-Diskurs wegen des hohen normativen 
Status des Konzepts der Zivilgesellschaft in Ungarn wenig Resonanz finden wird, 
teilweise bestätigt werden. Zusammenfassend kann hier festgehalten werden, 
dass Organisationen der Zivilgesellschaft eine hohe Legitimität besitzen, wenn 
auch vorwiegend mit Bezug auf ihre gemeinnützige und nicht ihre politische  
Rolle.

Darüber hinaus stimmten die Befragten einer strengeren Kontrolle zivilgesell-
schaftlicher Organisationen zu  – insbesondere derjenigen, die ausländische 
Mittel erhalten. Im ersteren Fall hatte ein höheres Einkommen eine statistische 
Signifikanz, während letzteres eine starke Korrelation mit der Unterstützung 
der Fidesz-Regierung aufwies. Daher konnte die zweite Hypothese, wonach der 
NGO-kritische Diskurs bei Personen mit ökonomisch unsicheren Hintergrund 
sowie bei Fidesz-Anhänger*innen Anklang finden wird, auch teilweise bestätigt 
werden, da die diskursiven Möglichkeiten politisch aktiver zivilgesellschaftlicher 
Organisationen entlang der politischen Polarisierung zwischen Regierung und 
Opposition strukturiert werden. Interessanterweise fand der abwertende Regie-
rungsdiskurs von den „vom Ausland finanzierten Organisationen“ bei Befragten 
mit hohem Einkommen großen Anklang. Eine mögliche Erklärung ist das höhere 
politische Interesse wohlhabender Bürger*innen, das sie anfälliger für politische 
Botschaften macht.

Dániel Mikecz ist Research Fellow am Zentrum für Sozialforschung des Instituts für  
Politikwissenschaft am Kompetenzzentrum der Ungarischen Akademie der Wissenschaften,  
Kontakt: mikecz.daniel@tk.mta.hu
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Zusammenfassung: In dem aktuell geführten Diskurs um den ‚Shrinking Space‘ 
von Zivilgesellschaft wird bereits sprachlich durch den Begriff, wie auch thema-
tisch, ein Rückgang zivilgesellschaftlichen Handelns appliziert. Die Angriffe auf 
den Raum der Zivilgesellschaft, so die Diagnose vieler Autor*innen, müssen als 
zunehmendes und global verbreitetes Problem gesehen werden. Dennoch lässt 
sich empirisch das Wachstum vieler Zivilgesellschaften beobachten. Diese Annah-
men muten in der Gleichzeitigkeit paradox an und führen häufig zu analytischer 
Verwirrung. Ich argumentiere in diesem Artikel, dass sich dieses Paradox auf-
lösen lässt, indem man sich zum einen eingesteht (1), dass der Begriff Shrinking 
Space nur als kritischer, nicht jedoch als deskriptiver Begriff verwendet werden 
sollte, und zum anderen (2), dass eine adäquate Beschreibung des Handlungs-
raums von Zivilgesellschaft verlangt, diesen als multidimensionalen Dynamik-
bereich zu verstehen, der von unterschiedlichen gesellschaftlich-politischen Ent-
wicklungen und Akteur*innen in seiner Kontingenz beeinflusst wird. Ich schlage 
vor, deswegen besser von Contested Space zu sprechen.

Abstract: In the current discussion on ‚shrinking spaces’ for civil society, the 
term is deployed to discursively to indicate the decline of civil society engage-
ment. Recent attacks on civil society spaces, according to the diagnosis of sev-
eral authors, should be recognized as growing and global problem. Yet, we can 
empirically observe a growth of civil society organisations and activities. This 
trend appears paradoxical and hence often leads to analytical confusion. I argue 
in this article that the paradox can be resolved by admitting (1) that the term 
shrinking space should be used as a critical, rather than as a descriptive term, and 
(2) that the space of civil society engagement is more adequately understood as 
multidimensional dynamic space, whose contingency is influenced by different 
socio-political developments and actors. I therefore suggest speaking of contested 
spaces.
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1 �Eine begriffliche Erfolgsgeschichte
Angriffe und Einschränkungsversuche auf die Zivilgesellschaften dieser Welt 
haben sich unter dem Anglizismus Shrinking Space of Civil Society (SSCS) oder 
kurz Shrinking Space1 in den betroffenen Communities, den einschlägigen 
wissenschaftlichen Foren, aber auch verstärkt in der Öffentlichkeit zu einem 
Diskurs geformt. Eine kursorische Prüfung aktueller Suchmaschinenergebnisse 
unter dem Stichwort [shrinking space] verweist bei 19 von 20 Links der ersten 
beiden Seiten Artikel zum Thema shrinking space of civil society. Das angezeigte 
Snippet verrät: „The shrinking space, often referred to as the closing space for 
civil society, has become a global trend. In recent years, legislation to restrict 
rights to freedom of association, assembly and expression have multiplied, and 
access to funding for civil society organisations has diminished.”2 Der Begriff 
Shrinking Space kann somit mittlerweile als politisch-sozialer Ausdruck eines 
Diskurses verstanden werden, der die Angriffe verschiedener Akteur*innen auf 
zivilgesellschaftliche Organisationen (ZGOs) problematisiert und in der letzten 
Dekade stark an Fahrt aufgenommen hat.3 Die Schlagwortsuche bei Google 
Scholar ergibt für den Zeitraum 2000–2010 425, für die Jahre 2010–2020 hin-
gegen bereits 1.640 Artikel zu dem Thema.4 Institutionell geadelt wurde der 
Ausdruck u.  a. auch durch die Studie ‚Shrinking space for civil society: the EU 
response’ (2017) der Generaldirektion Externe Politikbereiche der Europäischen 
Union.

Wenngleich die meisten Berichte, die das SSCS Phänomen beschreiben, 
Länderberichte darstellen, wird in der Regel auch die Globalität des Phänomens 
betont. Als Verursacher*innen des Schrumpfens werden zumeist Regierungen 
gesehen und es werden verschiedene, einschränkende Maßnahmen beschrieben, 
die eine umfangreiche Liste ergeben: Die Beschneidung von verfassungsrecht-
lich geschützten Grundrechten wie der Versammlungsfreiheit und der Meinungs-
freiheit durch repressive Polizeieinsätze, sowie die öffentliche Stigmatisierung 
von ZGOs einerseits und ihre zunehmende Überwachung andererseits. Mögliche 
Handlungseinschränkungen sind zudem die Kontrolle und die Einschränkung 

1 Synonym wird auch vom Closing Civic Space gesprochen.
2 Google Snippet sind Kurzzusammenfassung einer Webseite, die als Vorschau auf den Inhalt 
dienen. Die Google-Suchanfrage wurde am 11.04.2020 in den Standardsucheinstellungen durch-
geführt. Der Snippetlink führt zu www.forumsyd.org
3 Die Maecenata Stiftung führt seit 2018 eine fortlaufende Bibliographie zum Thema. Einzusehen 
unter: https://web.maecenata.eu/images/200427_The_shrinking_space_for_civil_society_-_bib 
liography.pdf
4 Durchgeführt am 11.04. auf www.googlescholar.com

http://www.forumsyd.org
https://web.maecenata.eu/images/200427_The_shrinking_space_for_civil_society_-_bibliography.pdf
https://web.maecenata.eu/images/200427_The_shrinking_space_for_civil_society_-_bibliography.pdf
http://www.googlescholar.com
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von Finanzierungen philanthropischer Aktivitäten, vor allem internationaler 
Geldgeber*innen und Spender*innen durch etwa das ‚ausländische-Agenten-
Gesetz‘ Russlands. Staatliche Regulierungsinitiativen, die mit hohen Rechen-
schaftsauflagen einhergehen, wirken dort einschränkend, wo sie missbräuchlich 
gegen regierungskritische Organisationen eingesetzt werden oder durch den 
unverhältnismäßig hohen Verwaltungsaufwand überfordernd wirken. Regulie-
rungsmaßnahmen ziehen zudem oft Einschränkungen zweiter Ordnung nach 
sich, wenn Banken, die vor den hohen Hürden der Rechenschaftspflicht zurück-
schrecken, den Organisationen keine Kredite oder andere Dienstleistungen mehr 
zur Verfügung stellen oder dadurch Spender*innen und Firmen abgeschreckt 
werden (Hayes et al. 2017).

Der Begriff SSCS umschreibt somit in erster Linie staatliche Angriffe auf Zivil-
gesellschaft (ZG). Der Grund für die zunehmende staatliche Repressionen wird 
zumeist in einer Verschiebung zugunsten autoritärer Regierungsführung oder der 
Erosion demokratischer Rechtsstaatlichkeit gesehen (Carothers/Brechenmacher 
2014; EU Response 2017; Simsa 2019). Verfolgt man den Verlauf des Diskurses 
in seiner Konjunktur, zeigt sich, dass die Repressionsmaßnahmen zunächst als 
Problem des globalen Südens, von Autokratien und sogenannter Failed States 
gesehen wurden (u.  a. Borgh/Terwindt 2012). Ab Mitte der 2010 Jahre wird dieses 
Phänomen zunehmend auch für die westlichen Demokratien und global beschrie-
ben (Forum 2018; Hummel 2019a/b).
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Entsprechend dieser Entwicklungen kommen verschiedene Disziplinen im 
Diskurs zusammen: Die ersten richtungsweisenden Beiträge stammen aus dem 
Umfeld der Friedens- und Konfliktforschung, dem Völkerrecht und insbesondere 
dem Menschenrechtsaktivismus (u.  a. Actalliance 2011; Carothers/Brechenma-
cher 2014; Rutzen 2015). Erst im Anschluss daran folgen Auseinandersetzungen, 
etwa im Bereich der Demokratietheorie, der politischen Theorie und, was durch-
aus verwundern darf, der Zivilgesellschaftsforschung (Alscher et al. 2017; Simsa 
2019; Anheier/Toepler 2019; Hummel 2019 a/b).

Es sind also zuerst Autor*innen des Völkerrechts, des politikwissenschaft-
lichen Bereichs der Internationalen Beziehungen, sowie Menschenrechts-
aktivist*innen, die den Begriff nutzen, um die zunehmende Repression unde-
mokratischer Regierungen zu beschreiben, die aus Machtkalkül heraus ihren 
Bürger*innen die in den letzten Dekaden schwer errungenen, international 
garantierten Freiheitsrechte entziehen. Global wird mit den Angriffen auf die 
Zivilgesellschaften der Länder deswegen zugleich eine Krise der Demokratie, 
also eine allgemeine Verschlechterung von Demokratie und Menschenrechten 
diagnostiziert. Diese ‚Herkunft‘ erklärt den Fokus des Begriffs, der, wie Hayes es 
beschreibt, eine Überbetonung der Freiheitsrechte des Zivilpaktes, namentlich 
der Versammlungs-, Meinungs- und Assoziationsfreiheit in sich trägt (Hayes et al 
2017: 7).5

So wichtig dieser Fokus sicherlich ist, trägt er aus Sicht der Zivilgesellschafts-
forschung zweierlei Probleme in sich:

Zum einen kolportiert er ein simplifizierendes Verhältnis von Demokratie und 
Zivilgesellschaft. Er stellt gewissermaßen eine direkte Korrelation zwischen Zivil-
gesellschaft und Demokratie her, und folgert demgemäß: je weniger Zivilgesell-
schaft, umso weniger Demokratie und umgekehrt. Zivilgesellschaft wird in der 
Folge also immer durch eine bestimmte Linse, als Voraussetzung und Notwendig-
keit von Demokratie(aufbau), gesehen – warum dies irreführend ist, erkläre ich 
im Abschnitt 3.

Zum anderen, und dies möchte ich in nächsten Abschnitt ausführlicher dar-
stellen, wird mit dem Schrumpfungsnarrativ eine Verkleinerung der Zivilgesell-
schaften als Ganzes präjudiziert, was empirisch kaum haltbar ist.

Drei Beispiele sollen das zeitgleiche Auftreten von Wachstums- und Ein-
engungsprozessen, die paradox wirken, verdeutlichen; Die deutsche ZG (einer 
sogenannten etablierten Demokratien), Polens ZG als eines jener Sorgenkinder, 
denen die Demokratien-Indices gerade massive Autokratisierungstendenzen 

5 So wurde das oben genannte EU response paper beispielsweise vom European Parliament‘s 
Subcommittee on Human Rights angefordert.
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bescheinigen und die russische ZG als eine der ‚lupenreinen‘ Wahlautokratien 
dieser Welt.6

2 �Das Paradox
Es gibt beobachtbare Repression gegen ZGOs weltweit und auch in zunehmender 
Tendenz. Gleichzeitig wachsen aber auch viele Zivilgesellschaften.

2.1 �Beispiel Deutschland: Der Streit um politisches Engagement

Die Einschränkungen zivilgesellschaftlicher Akteur*innen in Deutschland erstre-
cken sich von Diffamierungskampagnen, Klagen rechter oder konservativer Par-
teien und Bewegungen gegen ZGOs, über die Diskussion um die Aberkennung von 
Gemeinnützigkeit als Instrument der Einschüchterung, bis hin zu Regulierungs-
auflagen, die die Arbeit vieler ZGOs erschweren.

Beispielsweise kündigte im Februar diesen Jahres der thüringische AfD-Lan-
deschef Björn Höcke während der 200. Versammlung von PEGIDA mit Blick auf 
die ebenfalls dort versammelten Gegendemonstranten der aufgeheizten Menge 
an, die sogenannte Zivilgesellschaft trockenlegen zu wollen und erntete dafür 
tosenden Applaus. Konservative Parteien wie die CDU spielten dieses Spiel, bei-
spielsweise als Alexander Dobrindt (CSU) den Begriff der ‚Antiabschiebeindus-
trie‘ prägte, mit dem er das Engagement zivilgeschäftlicher Organisationen in der 
Geflüchtetenhilfe zu kriminalisieren suchte.

In den letzten Jahren gab es in Deutschland mehrere Fälle, in denen Vereinen 
die Gemeinnützigkeit entzogen oder eine Entzugsprüfung auf Initiative von politi-
schen Parteien zur Disposition gestellt wurde: Auf Antrag des CDU-Bezirksverban-
des Nordwürttemberg forderte der CDU-Parteitag im Dezember 2018, die Gemein-
nützigkeit der Deutschen Umwelthilfe (DUH) zu prüfen, sowie ihr die Mittel aus 
dem Bundeshaushalt zu streichen (CDU 2018: 39). Die DUH hatte im Vorfeld vor 
Gerichten in mehreren deutschen Städten Fahrverbote für ältere Diesel-Fahrzeuge 
erstritten und sich als starker Antagonist der Automobilindustrie im Dieselskan-
dal positioniert. In diesem Rahmen wurde auch über die generelle Beschneidung 
von Verbandsklagen diskutiert, die mittlerweile zu einer Gesetzesvorlage zur Ein-

6 Wahlautokratien werden vom V-Dem-Institut als Regierungsform, in der sich autoritäre Macht-
ausübung mit demokratischen Formalitäten wie Wahlen verbindet, beschrieben. Das V-Dem-
Institut teilt die Welt in vier Regierungsformen: Liberale Demokratien, Wahldemokratien, Wahl-
autokratien und geschlossene Autokratien.
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schränkung des Verbandsklagerechts geführt hat (CDU 2019: 50; BMVI 2020). Die 
FDP-Bundesfraktion forderte 2018 strengere Anpassungen bei der Einstufung 
der Gemeinnützigkeit von Organisationen. Gegenstand des Antrags war die Tier-
rechts-Organisation Peta und ihr Eindringen in Schlachthöfe zur Dokumentation 
von Tierrechtsverstößen (Deutscher Bundestag 2018). Das prominenteste Beispiel 
in der Debatte dürfte die globalisierungskritische ZGO Attac sein, der im April 2014 
die Gemeinnützigkeit aberkannt wurde; nach mehreren Revisionen bestätigte 
der Bundesfinanzhof Anfang 2019 die Aberkennung. In der Urteilsbegründung 
hatte dieser den Zweck der (politischen) Bildung massiv eingeschränkt und freie 
Zusammenschlüsse wie Attac oder Campact mit parteinahen, staatlich finanzier-
ten Stiftungsvereinen gleichgesetzt. Die AfD hatte im Vorfeld dazu gefordert, auch 
Campact, eine Kampagnenplattform, die Gemeinnützigkeit zu entziehen, was im 
Oktober 2019 auch erfolgte.

Neben der Betroffenheit, die der Entzug bei jedem Einzelfall auslöst, ist 
vor allem der sogenannte Chilling-Effekt, also eine abschreckende Wirkung auf 
andere NGOs, die sich in ähnlichen Tätigkeitsfeldern engagieren, zu befürchten.

Bestimmte staatliche Auflagen und Regulierungen erwiesen sich ebenfalls in 
vielen Fällen als behindernd: So kriminalisierte die staatliche Einführung einer 
Demokratieerklärung  – die sogenannte Extremismusklausel  – aufgrund ihrer 
Formulierung viele linke Bildungsinitiativen. ZGOs, die eine staatliche Förderung 
in der Demokratiebildung beantragten, mussten eine solche Erklärung von 
2011–2014 unterzeichnen. Im Mai 2018 wurde bekannt, dass das Bundesfamilien-
ministerium von 2015–2018, also nach Abschaffung der Klausel, insgesamt 51 
Demokratieprojekte im Rahmen des Projekts Demokratie leben! vom Bundesamt 
für Verfassungsschutz überprüfen ließ. Betroffene Initiativen wurden vom Minis-
terium nicht über die Überprüfungen informiert.

Viele international tätige ZGOs, vor allem in Bereich der humanitären Hilfe 
und in der Entwicklungszusammenarbeit, klagen, dass im Zuge von Anti-Geld-
wäsche- und Anti-Terrorismusgesetzgebungen Einschränkungen entstehen, in 
bestimmten Ländern Bankkonten zu eröffnen oder Gelder zu überweisen.

Zudem sehen sie sich vermehrt mit sogenanntem partner oder beneficiary 
vetting konfrontiert. Das sind Forderungen an Geber*innen, nicht nur Partner-
organisationen und Zulieferer*innen, sondern sogar die Hilfsempfangenden einer 
Sicherheitsüberprüfung zu unterziehen, um sicherzustellen, dass diese nicht 
auf einer EU- oder UN-Sanktionsliste stehen oder mit terroristisch eingestuften 
Gruppen in Verbindung gebracht werden können. Die Hilfsorganisationen sind 
zumeist durch ihre Verträge mit den deutschen Geber*innen – etwa der Kredit-
anstalt für Wiederaufbau (KfW), dem Bundesministerium für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit und Entwicklung (BMZ) oder dem Auswärtigen Amt – an die 
Anti-Terror-Bestimmungen gebunden (Roepstorff/Faltas/Hövelmann 2020).
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Andere Regulierungshürden sind älterer Natur und bestehen eher in Rechts-
unsicherheiten. Beispielsweise werden die Gleichstellungsbemühungen bestimm-
ter Minderheiten (etwa Transgender oder homosexueller Menschen) über keinen 
Zweck in der Abgabenordnung abgedeckt, bzw. diese ist so formuliert, dass nur 
die Gleichstellungsförderung von Mann und Frau gemeinnützig ist. In der Orga-
nisationssatzung einer ZGO, die sich gegen Diskriminierung von LGBTQ* einsetzt, 
wird deswegen wahrscheinlich als Zweck ‚Bildung‘ und die ‚Förderung von Kultur‘ 
stehen. Es liegt dann in der Zuständigkeit der Finanzämter zu entscheiden, ob ein 
Verein gemeinnützig ist oder nicht und ob er dies auch bei der nächsten Überprü-
fung noch ist: „Der Verein kann nur hoffen, dass nicht später ein anderer Finanz-
beamter bemängelt, dass die Tätigkeit des Vereins nicht zu den Satzungszwecken 
passt. Denn dass ein Verein Kulturarbeit fördert, aber außerdem die Ehe für Homo-
sexuelle fordert, kann ihn die Gemeinnützigkeit kosten.“7 Dies betrifft auch andere 
ZGO, beispielsweise aus dem Bereich des Menschenrechtsaktivismus, der als expli-
ziter Förderzweck ebenfalls nicht in der Abgabenordnung steht. Streng im seman-
tischen Sinne sind diese Hürden freilich keine Einschränkungen (shrinking), denn 
dies würde voraussetzen, dass die Handlungsräume bereits existierten, bevor man 
sie wieder eingeschränkt hat. Es liegt dann vielmehr eine Behinderung im Sinne 
der (weiteren) Ausbaufähigkeit des Raumes vor.

Gleichwohl wächst die Zivilgesellschaft in Deutschland. Die Zahlen der ein-
getragenen Vereine, Stiftungen, gemeinnützigen GmbHs und Genossenschaften 
steigen seit einigen Jahren stetig. Die Zahlen der Vereinsgründungen liegen dabei 
leicht über denen der Löschungen, doch vor allem der Stiftungssektor hat in den 
letzten Jahren einen wahren Boom erlebt (Datenreport Zivilgesellschaft 2019). Mit 
rund 600.000 eingetragenen Vereinen bildet der Verein die am häufigsten genutzte 
Rechtsform in Deutschland, die Anzahl der Stiftungen liegt derzeit bei rund 22.000. 
Das Wachstum zeigt sich auch an dem Arbeitgeberpotenzial der Zivilgesellschaft: 
Dort stieg die Anzahl sozialversicherungspflichtiger und geringfügig Beschäftigter 
deutlich und ist im letzten Jahrzehnt von 2,9 auf 3,7 Millionen gewachsen, womit 
sie rund neun Prozent aller Erwerbstätigen ausmacht (Datenreport WZB 2018).

Auch die finanzielle Situation, wenngleich für viele Organisationen prekär, 
leistet dem Argument des Schrumpfens keinen Vorschub. Die Finanzierungstruk-
tur des dritten Sektors bildet sich, neben den Ressourcen des Ehrenamts, in erster 
Linie aus Mitgliedsbeiträgen und Spenden, sowie aus erwirtschafteten Mitteln, 
und hier ist insgesamt kein Rückgang zu verzeichnen. Die Hochrechnungen zum 
Spendenvolumen hängen stark von der Erhebungsmethode ab und schwanken 
deshalb zwischen 3,7 und 8,0 Milliarden Euro jährlich, jedoch ist kein substan-

7 Gemeinnützigkeit sichern: www.zivilgesellschaft-ist-gemeinnuetzig.de

http://www.zivilgesellschaft-ist-gemeinnuetzig.de
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tieller Rückgang zu verzeichnen (Datenreport Zivilgesellschaft 2019). Im interna-
tionalen Vergleich der Spenden und Ehrenamtsbereitschaft landet Deutschland 
im Fünf-Jahresdurchschnitt des World Giving Index auf dem 19. Platz (Stand 2018) 
und verbesserte sich damit seit 2013 um drei Plätze. Auch die Engagement-Quote 
bildet kein Shrinking ab: Laut Freiwilligensurvey liegt die Quote des freiwilligen 
Engagements in Deutschland bei rund 43,6 Prozent (Stand 2014), die Erhebung des 
sozio-oekonomischen Panels (SOEP) kommt aufgrund einer engeren Engagement
definition 2013 auf rund 30 Prozent (Alscher/Priller 2016). Fazit der Studien ist: 
Das Engagement verändert sich zwar, geht aber nicht zurück. Selbst wenn es so 
wäre, läuft der Sektor nicht Gefahr, durch staatliche Mittelstreichungen essentiell 
gegängelt zu werden: „Öffentliche Mittel spielen im Finanzierungsmix zivilgesell-
schaftlicher Organisationen in der Realität eine geringere Rolle, als die Diskussion 
um die finanzielle Abhängigkeit der deutschen Zivilgesellschaft von staatlichen 
Mitteln und damit ein wichtiger Hebel möglicher Einschränkungen (…) vermuten 
ließe“ (Priemer/Krimmer/Labigne 2015).

Stellenweise ist die unglückliche Verwendung des ‚Schrumpf‘-Begriffs bereits 
diskutiert worden: Demnach sei das Paradox aufzulösen, indem man vorrausetze, 
dass nur bestimmte, kleine Teile der organisierten Zivilgesellschaft betroffen  
seien, nämlich jene der ‚claims-making‘ oder advokatorisch tätige ZGOs (Anheier/
Toepler 2019). Der Großteil der Dienstleister*innen sei von Repressionen nicht 
betroffen oder nur in Folge von Kollateralschaden unzureichender Reformierung. 
Insofern könne man, bezogen auf den anwaltschaftlich tätigen Bereich der ZG, 
weiterhin von shrinking space sprechen.

Leider geht diese charmante Lösung nicht so einfach auf, denn zum einen 
lässt sich zeigen, dass die advokatorisch tätigen ZGOs in der liberalen Demokratie 
mitnichten schrumpfen und weniger werden. Zum anderen sehen wir, dass sich 
auch in den übrigen Bereichen, auch bei den Dienstleistern, in den letzten Jahren 
eine Form der Politisierung vollzieht, die sie somit nolens volens ebenfalls stärker 
zur Zielscheibe von Repressionen werden lassen.

In Deutschland sind Minderheitenrechte seit den 1960  Jahren gestärkt 
worden (Merkel 2015), was sich auch in der ZG deutlich erkennen lässt. Seit den 
1970er-Jahren steigt der Anteil von Organisationen, die sich als fördernde The-
menanwälte verstehen (Priemer/Krimmer 2017). Vergleicht man ZiviZ-Daten von 
2010 mit denen aus 2017, sind die Beschäftigungszahlen in zivilgesellschaftlichen 
Organisationen im Bereich der Bürger*innen- und Verbraucher*inneninteressen 
sowie im Natur- und Umweltschutz nicht gesunken, sondern gestiegen (Priemer/
Krimmer 2017; Priemer/Krimmer/Labigne 2015).8 Nicht bestätigt wird somit für 

8 Es gibt in den Daten keine Kategorie „Menschenrechte“ oder ähnliches, weswegen die beiden 
Kategorien Umwelt und Bürger*inneninteressen die advokatorischen ZGOs am ehesten umfassen.
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Deutschland ein Befund, wie er etwa für die Zivilgesellschaften der skandinavi-
schen Länder vorliegt: „From voice to service“ meint, dass es im 20. Jahrhundert 
einen Rückgang von bewegungsbasierten Organisationen mit politischer Inte-
ressenartikulation zugunsten rein dienstleistungsorientierter Anbieter*innen 
gegeben hat. Der Anteil von Organisationen dieses Typs ist in Deutschland seit 
den 1990er-Jahren eher rückgängig, der Anteil der Themenanwält*innen steigt 
(Priemer/Krimmer 2017). Auch Stiftungen entwickeln in den letzten Jahren ein 
verstärktes, ‚politisches‘ Bewusstsein und die Förderung der demokratischen 
Kultur hat deutlich an Bedeutung gewonnen (Bundesverband Deutscher Stiftun-
gen 2018; Hummel 2019b). Ebenso haben sich Dienstleister*innen, wie die Caritas 
oder die AWO, aktuell stärker advokatorisch positioniert, etwa durch Mietrechts-, 
Gleichstellungs- oder Toleranzkampagnen, und wurden dafür auch vermehrt 
angegangen.9 Letztlich sei auch noch auf die Fridays-for-Future-Bewegung als 
Zeichen wachsender zivilgesellschaftlicher Mobilisierung verwiesen, die aktuell 
die größte soziale Bewegung seit der Anti-Atomkraft Bewegung der 1980ern dar-
stellt.

2.2 �Beispiel Polen: Ein Wiedererwachen der Advocacy

Die polnische ZG gilt, neben Ungarn, momentan als Sorgenkind innerhalb der 
Europäischen Union. Mit den Wahlerfolgen der rechts-konservativen PiS und dem 
dadurch ausgelösten politischen Rechtsruck zeichnen sich schwere Angriffe auf 
die ZG in Polen ab. Die Regierung hat den öffentlichen Dialog mit den zivilgesell-
schaftlichen Organisationen deutlich verringert, die deliberativen Zeiträume 
erheblich verkürzt, gleichzeitig wurden Dialoggremien aufgelöst und Gesetz-
gebungsverfahren umfassen seltener öffentliche Konsultationen, an denen nur 
einige, privilegierte zivilgesellschaftliche Organisationen teilnehmen (Forum 
2019). Ende 2016 wurden in Polens wichtigsten Nachrichtensendungen der staat-
lich kontrollierten öffentlichen Medien einige ZGOs – meist Stiftungen – als Ver-
bündete der politischen Opposition präsentiert und des Missbrauchs öffentlicher 
Gelder beschuldigt. Dies kann als Strategie gesehen werden, die in Anlehnung 
an das russischen „ausländische Agenten“-Gesetz steht. Mit dem Nationalen 
Zentrum für zivilgesellschaftliche Entwicklung wurde mittlerweile ein Zentra-
lisierungsorgan in Polen eingerichtet, mit dem die Verteilung aller staatlichen 
Mittel, sowie der europäischen und sonstigen internationalen Unterstützung für 

9 So nahmen beide Organisationen beispielsweise an den Unteilbar-Demonstrationen teil und 
riefen über ihre Netzwerke zur Teilnahme auf.



658   Siri Hummel

ZGOs kontrolliert werden kann. Ende 2017 wurde mit dem Ausschuss für öffent-
liche Leistungen eine weitere Kontrollbehörde eingerichtet. Die eher unheilige 
Allianz der katholischen Kirche und der rechts-konservativen PiS bedeutet vor 
allem für Organisationen, die im Bereich der Menschen- und Minderheitenrechte 
(Frauen, LGBTQ*, ethnische Minderheiten), Migrant*innen- oder Umweltschutz 
arbeiten, eine zunehmend feindliche Umgebung. Mit den neuen Auflagen 
wurden die Registrierungsverfahren für einige dieser ZGOs verlängert. Ferner 
lässt sich zeigen, dass ZGOs, die sich mit Themen wie der Gleichstellung oder mit 
Geflüchteten beschäftigen, der Zugang zu öffentlichen Mitteln erschwert wurde, 
während Gruppen, die ihre Übereinstimmung mit der ideologischen Ausrichtung 
der Regierung erklärten (z.  B. Förderung christlicher und nationaler oder patrio-
tischer Werte), mehr Mittel erhielten. So gewährte der vom Justizministerium ver-
waltete Justizfonds mehreren ZGOs Zuschüsse für die Unterstützung von ehema-
ligen Strafgefangenen, die in dem Metier keine einschlägigen Erfahrung hatten, 
aber offen erklärten, dass ihre Aktivitäten auf christlichen Werten beruhen (Paz-
derski 2019). Obwohl Polen bereits eines der restriktivsten Abtreibungsgesetze in 
der EU hat, soll dieses weiter verschärft werden. Zunächst konnten Proteste der 
liberalen Zivilgesellschaft erfolgreich weitere Versuche, das Abtreibungsgesetz 
in Polen zu verschärfen, verhindern, wenngleich sich viele der Organisationen 
scharfen Angriffen ausgesetzt sahen. Nun hat Polens Parlament in erster Lesung 
zwei Gesetze angenommen, die das Recht auf Schwangerschaftsabbruch auf-
grund schwerer fetaler Defekte abschafft, sowie „öffentliche Sexualerziehung“ 
verbieten würde. Beide Gesetze wurden als Bürger*inneninitiativen von ultrakon-
servativen Organisationen eingebracht.

Angesicht der Corona Krise, die eine katalytische Wirkung auf die Demon-
tage der demokratischen und rechtstaatlichen Institutionen entfalten könnte, 
kann dies auch für den freien Handlungsraum der ZG nichts Gutes bedeuten. So 
weit, so beunruhigend. Dennoch ist schwer zu belegen, dass der Raum der Zivil-
gesellschaft als Ganzes oder auch in jenen kritischen Bereichen quantitativ am 
Schrumpfen ist.

Die polnische ZG ist im europäischen Vergleich aufgrund des kommunis-
tischen Erbes ein immer noch relativ kleiner, dennoch wachsender Sektor 
(Fein/Matzke 1997). Zudem entdeckt er aktuell sein kritisches Potenzial wieder, 
welches die erste Dekade der polnischen ZG nach 1989 auszeichnete (Freise/
Zimmer 2004). Trotz des starken Würgegriffs der rechtskonservativen Regierung 
verzeichnet er heute wieder wachsendes Engagement und Vertrauen in der 
Bevölkerung.

Bis vor kurzem wurde die zeitgenössische polnische Zivilgesellschaft in der 
konventionellen Sichtweise als schwach, teils gar apathisch dargestellt, in der 
die Bürger*innen mangels sozialen Vertrauens und gering ausgebildetem Inte-
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resse an der demokratischen Beteiligungskultur noch immer aufholbedürftig 
gegenüber ihren westeuropäischen Pendants seien. Die Organisationen werden 
häufig als ‚NGO-isiert‘, d.  h. als geberabhängig, bürokratisch und unpolitisch 
beschrieben (Jacobsson/Korolczuk 2017). In der Tat ist die Aktivismus- und 
Engagementquote des Landes noch relativ niedrig: Studien zufolge ist der Pro-
zentsatz der Polen, die sich ehrenamtlich engagieren, Mitglied in ZGOs sind oder 
sich an Demonstrationen beteiligen, der niedrigste unter den EU-Ländern (BBVA 
International Study 2013). Nur 13,7 Prozent gaben an, dass sie einer Organisation 
angehören, wobei religiöse Organisationen (23 Prozent), Sportvereine (15 Prozent) 
und Hobbyvereine (13 Prozent) am häufigsten genannt werden. Nur 2,5 Prozent  
der Polen*innen gehören mehr als einer Organisation an (Jacobsson/Korolczuk 
2017).

Dennoch lassen sich für den Sektor Wachstumsraten verzeichnen, sei es in 
der Finanzierung, der Beschäftigtenquote, bei der Aktivierung von Ehrenamt-
ler*innen oder einem steigenden Ansehen in der Bevölkerung. Das Gesetz über 
die gemeinnützige Tätigkeit und Freiwilligenarbeit (2003 mit einer Novellierung 
2010) hat auch in Polen die Möglichkeit eröffnet, ein Prozent der Einkommens-
steuer für NGOs spenden zu lassen, was mittlerweile circa fünf Prozent deren 
gesamten Finanzierungstruktur ausmacht. 2017 war das Jahr, in dem mit circa 
117  Mio. Euro eine der höchsten Steuerzuweisungen aller Zeiten aus der Ein-
kommensteuer von einem Prozent verzeichnet wurde (United States Agency for 
International Development 2019). Aus der jüngsten Umfrage des Edelman Trust 
Barometers geht hervor, dass Polen in einer Gruppe von neun untersuchten EU-
Mitgliedstaaten im Jahr 2018 das Land mit dem zweithöchsten Vertrauen in zivil-
gesellschaftliche Organisationen (54 Prozent) und das Land mit der zweitgrößten 
Steigerung von Vertrauen in einem Jahr (plus sechs Prozent) ist (Forum 2019).

Darüber hinaus engagieren sich immer mehr Polen – vor allem verstärkt die 
jüngeren Generationen – informell in Protestformen und Vereinigungen, sodass 
sich seit einigen Jahren eine zunehmende Mobilisierung sozialer Bewegungen in 
Polen abzeichnet (Domaradzka/Wijkström 2016). Beispiele hierfür sind der pol-
nische Frauenstreik sowie das „Komitee für die Verteidigung der Demokratie“ 
(KOD), eine proeuropäische Bürger*innenorganisation, die im November 2015 als 
Reaktion auf die Verfassungskrise gegründet wurde (Hassel 2016). Zehntausende 
Polen haben sich an den Demonstrationen gegen die umstrittenen Justizreformen 
der PiS Regierung beteiligt (Forum 2019). Auch wenn liberale Bürgerrechtsbewe-
gungen und ZGOs, die sich für ethnische oder sexuelle Minderheiten einsetzen, 
durch das zunehmend konservative Klima im Land bedroht sind, sprechen Akti-
vist*innen dennoch davon, so viel Sympathisant*innen wie selten auf die Straße 
und zur ostentativen Unterstützung bekommen zu haben. Die ZGOs scheinen 
sich zudem besser zu koordinieren und haben ihre Zusammenarbeit beim Aufbau 
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mehrerer thematischer Koalitionen und beim Austausch von Know-how verstärkt 
(ebd.). Es bleibt zu hoffen, dass sich dieser Widerstand und die vitalisierende 
Protestkultur an die Tradition der Solidarność-Bewegung anschließen kann und 
die Demontage demokratischer Institutionen erfolgreich zu verhindern vermag.

2.3 �Beispiel Russland: Die bipolare ZG

Russlands Zivilgesellschaft wird häufig als Paradebeispiel des Shrinking Space 
angeführt. Eingebettet in ein wahlautokratisches Regime muss sie sich in einem 
besonders schwierigen Umfeld behaupten und kann auch, historisch gesehen, 
nicht auf starke zivilgesellschaftliche Traditionslinien zurückgreifen. Wie in 
Polen hinterließ die Zeit der Sowjetunion mit ihren allein staatlich organisierten 
gesellschaftlichen Vereinigungen auch in Russland das Erbe einer kaum exis-
tenten und marginalisierten Zivilgesellschaft. Bis heute ist die politisch-zivil-
gesellschaftliche Kultur geprägt von der starken Rolle des Staates und einem 
weitgehend auf das Private zurückgezogene bürgerschaftliche Engagement. Der 
verstärkte Aufbau der Zivilgesellschaft erfolgte erst wieder ab der Perestroika und 
Transformationszeit, wobei die Entwicklung des Sektors stark vom Einfluss west-
licher Geldgeber geprägt wurde, was in der Folge unter Putin als wichtiges Argu-
ment für die verstärkte staatliche Kontrolle diente. So lassen sich seit circa der 
Mitte der 2000er zunehmende gesetzliche Verschärfungen für ZGOs beobachten. 
Die Volatilität des staatlichen Zugriffs zeigt sich deutlich am Gesetz für nichtkom-
merzielle Organisationen, das seit 2010 53 Mal geändert wurde (EU-Russia Civil 
Society Forum e.V. 2018). Waren 2006 bereits weitreichende Berichtsregularien 
eingeführt worden, wurde 2012 das Gesetz über ausländische Agenten erlassen. 
Viele Beobachter sahen dieses Gesetz als direkte Reaktion auf den russischen 
Protestwinter gegen die Duma-Wahlen 2011/12 (Reeve 2018). Mit dem Erlass sind 
alle Organisationen, die Gelder aus dem Ausland erhalten, verpflichtet, sich auf 
einer Liste des russischen Justizministeriums registrieren zu lassen. Dabei ist 
unerheblich, ob diese Gelder für politische Aktivitäten bestimmt sind. Wird eine 
Organisation als „ausländischer Agent“ erklärt, muss sie sich in jeglicher Form 
der Kommunikation als solcher ausweisen. Zudem verschärften sich die Doku-
mentations- und Berichtspflichten, viertel- bzw. halbjährlich ist über Finanzen, 
politische Aktivitäten und Managementstrukturen Bericht zu erstatten (Macha-
lek 2012). Die Regierung ist weiterhin zu unangekündigten Betriebsprüfungen 
ermächtigt und die Organisationen müssen politische Aktivitäten im Vorfeld 
ankündigen und sich regierungsseitig genehmigen lassen (ebd.). Zudem ist es 
Organisationen, die als ausländische Agenten gelten, untersagt, Kandidaten für 
Wahlen auf der Zentralebene zu nominieren und Referenden voranzutreiben, 
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sowie „an Wahlkämpfen in irgendeiner anderen Form“ teilzunehmen. Ebenso 
sind sie nicht in der Lage, Anbieter*innen von öffentlich Dienstleistungen (PPBS) 
zu werden (United States Agency for International Development 2019). Seit Eta-
blierung des Gesetzes wurden über 150 ZGOs als ausländische Agenten regis-
triert, die eingetragene Zahl der zivilgesellschaftlichen Organisationen ging 
jedoch 2018 erneut zurück. Bis Ende 2019 waren 75 Organisationen im Register 
der ausländischen Agenten eingetragen (ebd.). 2015 erfolgte mit dem Gesetz über 
unerwünschte ZGOs eine weitere Verschärfung. Nach dem Gesetz ist eine uner-
wünschte ausländische Organisation (UAO) eine ausländische oder internatio-
nale Organisation, die eine Bedrohung für die Verteidigung oder Sicherheit des 
Staates oder für die öffentliche Ordnung oder Gesundheit darstellt. Sie wird daher 
als gemeinwohlgefährdend eingestuft. Den Organisationen ist es nicht erlaubt, in 
Russland zu arbeiten. Darüber hinaus ist es illegal, Materialien von UAOs zu spei-
chern oder zu verteilen. Die unerwünschten Organisationen sind meist in den 
Bereichen Menschenrechte und Umweltschutz tätig. Im Jahr 2018 wurden vier 
weitere Organisationen in die Liste der UAOs aufgenommen, wodurch sich die 
Gesamtzahl auf 15 erhöhte (ebd.). Wenige Tage vor den Präsidentschaftswahlen 
im März 2018 wurden zwei europäische Organisationen, die Wahlbeobachtung 
durchführen – die Europäische Plattform für demokratische Wahlen (EPDE) und 
das Litauische Internationale Wahlstudienzentrum – für unerwünscht erklärt. 
Am 21.  März nahm das Justizministerium den German Marshall Fund of the 
United States auf die Liste der UAOs auf, und im August erklärte die russische 
Generalstaatsanwaltschaft die in den USA ansässige Pacific Environment für 
unerwünscht. 2018 wurden mehrere russische Bürger*innen, hauptsächlich Mit-
glieder der Open Russia Bewegung, wegen Kontakten zu den gelisteten „uner-
wünschten Organisationen“ bestraft. Darüber hinaus waren ZGOs gezwungen, 
hohe Geldstrafen zu zahlen, weil sie Verweise auf UAOs nicht von ihren Websites 
entfernt hatten (ebd.).

Neben der rechtlichen Gängelung ist vor allem das auch von der orthodoxen 
Kirche mitgetragene zunehmend feindliche Klima gegen Frauen- und sexuelle 
Minderheitenrechtsorganisationen, das von staatlichen Stellen und Medien 
gestützt wird, zu nennen. Ein weiterer besorgniserregender Trend sind die Ein-
griffsrechte, die die russische Führung über das Internet und damit über die 
Informations- und Mobilisierungsmöglichkeiten ihrer Bürger*innen verfügt. Wie 
in anderen Autokratien sind dort massive Einschränkungen zu befürchten. Im 
Jahr 2018 dokumentierte die Menschenrechtsgruppe Agora 668.000 Fälle von 
Einschränkungen der Internetfreiheit, hauptsächlich im Zusammenhang mit 
der erfolglosen Sperrung des verbotenen Telegram-Messengers. Dies stellt einen 
dramatischen Anstieg gegenüber von 115.706 Vorfällen im Jahr 2017 dar (United 
States Agency for International Development 2019). Auch die Versuche, ein staat-
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lich kontrolliertes Internet (souveränes Runet) gesetzlich zu verankern und auf-
zubauen, werden der Informationsfreiheit absehbar wenig dienlich sein (Schmidt 
2019).

So besorgniserregend diese Einschränkungen in Russland auch sind, auch 
hier darf ein generelles Schrumpfen des zivilgesellschaftlichen Sektors empirisch 
stark in Zweifel gezogen werden. Vielmehr lässt sich hier ein Wachstum ver-
zeichnen, das zum einen auf der Aufspaltung der russischen Zivilgesellschaft 
in einen systemloyalen Teil und einen systemkritischen fußt. Der erstgenannte 
Teil der ZG erfährt eine immer stärkere staatliche Förderung, die dem gesamten 
Sektor ein absolutes Wachstum beschert. Der kritische Teil der ZG entwickelte 
hingegen neue Formen der Mobilisierung und des Protestes, die nicht unbeachtet 
bleiben sollten (Skokova/Pape/Krasnopolskaya 2018; Ljubownikow/Crotty 2014). 
Erstere, die systemloyale ZG, besteht in erster Linie aus zahlreichen karitativen, 
sportlichen, kulturellen oder pädagogischen Organisationen, die soziale Dienst-
leistungen anbieten. Obwohl diese Organisationen nicht unbedingt staatstreu 
sein müssen, äußern sie selten öffentliche Kritik an der Regierung. Die andere 
ZG umfasst Vertretungsorganisationen von Menschenrechten oder Umwelt und 
andere Organisationen, die sich aktiv für öffentliche Interessen einsetzen und 
oft kritisch gegenüber den Behörden stehen. Diese Spaltung lässt sich in der 
Konsequenz an der Einteilung der ZG Bereiche im russischen Justizministerium 
ablesen, die sich wie folgt unterscheiden lässt: sozial orientierte, nicht kommer-
zielle Organisationen (1), sozial orientierte nicht kommerzielle Organisationen, 
die gemeinnützige Dienste anbieten (2), jene bereits erwähnten ‚ausländische 
Agenten‘ (3) sowie die ‚unerwünschten Organisationen‘ (4).

Für die russische Zivilgesellschaft insgesamt lässt sich ein Wachstum in den 
letzten Jahren verzeichnen, sowohl die staatlichen Mittel für (loyale) zivilgesell-
schaftliche Organisationen wuchsen, als auch die Freiwilligen- und Spenden
tätigkeit in der Bevölkerung, die die Ressourcenbasis der gesamten Zivilgesell-
schaft bildet. Wenngleich auch aus Kellerzahlen stieg Russland im CAF Index 
immerhin seit 2010 um zwölf Plätze auf 126 in 2018 (Charities Aid Foundation 
2010). Auch stieg in den letzten Jahren die Beschäftigungsquote sowie der Anteil 
von Organisationen mit hauptamtlichen Mitarbeitenden von 64 Prozent im Jahre 
2012 auf 73 Prozent im Jahr 2017 (United States Agency for International Deve-
lopment 2018: 183).

In den 2000ern wurden mehrere Konsultationsforen gebildet, wie beispiels-
weise das Bürger*innenforum oder die Gesellschaftskammer. Diese besteht aus 
126 Vertreter*innen zivilgesellschaftlicher Organisationen, die Belange der Zivil-
gesellschaft gegenüber den politischen Organen vertreten soll. Sie kann Stellung-
nahmen zu Gesetzesprojekten vornehmen sowie Kritik an der Regierung äußern. 
Außerdem stehen der Gesellschaftskammer 60  Minuten pro Tag im öffentlich-
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rechtlichen Rundfunk und Fernsehen zur Verfügung (Lang/Bürsch/Härtel 2010). 
Für viele regierungskritische ZGOs ist die Kammer gleichwohl nur ein Schein
forum, in dem lediglich eine Dialog-Imitation erfolgt. Bedingt durch das insti-
tutionelle Setting der Gesellschaftskammer, dem Nominierungsverfahren sowie 
der Aufgabenbeschreibung werde die Zivilgesellschaft systematisch in politisch 
gehörte (d.  h. Kammermitglieder) und ungehörte ZGOs geteilt (ebd.).

Die Parallelstruktur der ZG wird weiter ausgebaut durch die staatliche Kooptie-
rung von ZGOs und der Gründung sogenannter GONGOs (Government-Organized 
Non-Governmental Organisations), die staatlich finanziert zivilgesellschaftliche 
Strukturen nachbilden. Die Berichterstattung in den Medien über Wohltätigkeits-
organisationen nahm zu, was zu einer Verbesserung des öffentlichen Bildes der 
zivilgesellschaftlichen Organisationen führte. Putin betonte öffentlich mehrfach 
die Bedeutsamkeit des Dritten Sektors, wobei sich seine positive Einschätzung 
eben nur auf die sozial orientierten, nicht kommerziellen Organisationen bezieht 
(Kehl/Kummer/Then 2015). Insgesamt steigt die positive Einstellung der russi-
schen Gesellschaft gegenüber ZGOs. Laut dem Russian Public Opinion Research 
Center (WCIOM) sind 60 Prozent der Bürger*innen positiv gegenüber den ZGOs 
eingestellt, was eine Steigerung (Stand 2017) von 15 Prozent in den letzten fünf 
Jahren entspricht (United States Agency for International Development 2018: 190).

Die Regierung erklärte 2018 zum Jahr des Freiwilligen und zum ersten Mal 
widmete sich eine erweiterte Sitzung des Staatsrates der Entwicklung von Freiwil-
ligentätigkeit und den sozial orientierten nichtkommerziellen Organisationen. In 
diesem Rahmen wurde ein Gesetz verabschiedet, das Freiwilligenarbeit umfang-
reicher definiert und einige Entwicklungsprogramme, einschließlich spezifischer 
Maßnahmen zur Unterstützung der Aktivitäten von Freiwilligen und Gastorgani-
sationen, ansetzt. Fernen können Ehrenamtler*innen nun auch in medizinischen 
und sozialen Einrichtungen unbürokratischer eingesetzt werden, was vormals 
nicht möglich war.

Neben dem Ausbau der systemloyalen ZG zeichnet sich aber auch bei der 
Mobilisierung der kritischen ZG (vorsichtig) eine positive Entwicklung ab. Die 
Entscheidung der Regierung, das Renteneintrittsalter unmittelbar nach den Prä-
sidentschaftswahlen 2018 anzuheben, löste in der Bevölkerung breite Unzufrie-
denheit aus und führte zu einem deutlichen Rückgang der Zustimmungswerte 
des Präsidenten. Mit Protestaktionen wie ‚Er ist nicht unser Zar‘, die von Anhän-
ger*innen des Oppositionellen Alexej Nawalny organisiert und die von Staatsseite 
mit aller Härte angegangen wurden, konnte die seit langem größte Mobilisierung 
von systemkritischem zivilgesellschaftlichen Protest gelingen. Nach Angaben des 
Zentrums für wirtschaftliche und politische Reformen fanden 2018 2.526 Proteste 
in russischen Städten statt (gegenüber 1.479 im Jahr 2017: United States Agency 
for International Development 2019).
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3 �Warum das Konzept des Contested Space 
besser ist

Alle drei Beispiele zeigen, dass empirisch und in Hinblick auf harte Wachstums-
zahlen keine Rede vom Schrumpfen des Sektors oder des Engagements sein kann. 
Die Fälle zeigen wachsende ZG, die paradoxerweise dennoch zu Recht unter dem 
Thema Shrinking Space verhandelt wurden, gleichwohl unter verschiedenen Vor-
zeichen.

Der Knoten lässt sich lösen, wenn man nicht einen wie auch immer gearteten 
Größengehalt zu messen versucht, sondern die Prozesse und das Verhalten der 
Akteur*innen, die den Raum konstituieren. Der Begriff des umkämpften, des Con-
tested Space eignet sich hier gut, da er ZG als einen Raum beschreibt, der in erster 
Linie durch die (a) akteursabhängige Aushandlung von politischen Macht- und 
Gestaltungsansprüchen (Parteien, ZGOs, aber auch autokratische Regime) in (b) 
Abhängigkeit normativer Gesellschaftsvorstellungen (unseres Politik- und Demo-
kratieverständnisses etwa) und in (c) den institutionellen Settings seine Gestalt 
erfährt.10 Die multidimensionale Perspektive ermöglicht es, die einzelnen Ent-
wicklungsprozesse von ZG beispielsweise im multiple streams-Ansatz analytisch 
bestimmen zu können (Kingdon 1995).

Es handelt sich hierbei um keine Spitzfindigkeit des sprachlichen Gebrauchs: 
Der Begriff Shrinking Space beinhaltet in seinem Diskurs auch ein problemati-
sches, weil simplifizierendes Verständnis des Zusammenhangs von Demokratie 
und Zivilgesellschaft: Wie eingangs erwähnt, schwingt hier implizit immer die Vor-
stellung mit, dass eine schrumpfende Zivilgesellschaft notwendigerweise zu einer 
schrumpfenden Demokratie führe. Da ihr Schrumpfen zumeist mit dem Wachsen 
des Autoritären erklärt wird, führt im Umkehrschluss weniger Demokratie auto-
matisch zu weniger Zivilgesellschaft. Dieser Zusammenhang lässt sich nicht so 
einfach herstellen. Es ist daher sinnvoller, den Kampf um die Deutungshoheit des 
Handlungsraums von ZG anzuerkennen. Dies zeigt sich deutlich anhand der oben 
ausgeführten Fälle: An jedem dieser Beispiele lässt sich darlegen, dass „contested 
Space“ den Raum der ZG besser fasst.

Zum ersten: In einer repräsentativen Demokratie kann eine unpolitische ZG – 
oder auch eine nichtexistente ZG – durchaus legitim sein. Erst ein gewandeltes 
Demokratieverständnis hat in Deutschland dazu geführt, dass ZG Akteur*innen 
über die klassischen, korporatistischen Sozialpartner*innen hinaus als zulässig 

10 Sehr schön wurde die akteursbedingte Rolle, etwa der Einbindung von ZGOs auf EU-Ebene, 
bei Kohler-Koch 2011 ausgearbeitet.
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in der politischen Entscheidungsfindung erachtet werden. Die modernen Demo-
kratien sind entgegen ihrer antiken Vorgänger*innen geprägt durch Repräsen-
tativität. Lange galt die Vorstellung einer politischen Arbeitsteilung zwischen 
gewählten Politiker*innen und Wähler*innen, in der Politiker*innen mit mehr 
Sachverstand als die Durchschnittsbürger*in gute Politikergebnisse erzielen 
können, die Bürger*innen ihre Präferenzen über Parteienpositionen entsprochen 
finden und sich ihre Partizipation im Wahlgang erschöpft.11 In dieser Konstella-
tion, die die Bundesrepublik seit ihrem Bestehen prägt, ist wenig legitimatori-
scher Platz für politische Assoziationen, die keine Parteien sind. Allerdings haben 
diejenigen Stimmen, die für eine strenge Arbeitsteilung zwischen Eliten und der 
Restbevölkerung eintreten, seit den 1970er Jahren zunehmend an Boden verloren 
und an ihre Stelle ist eine gesellschaftliche Bewusstseinshaltung getreten, die 
eine stärkere, direktere Einbeziehung der Bürger*innen einfordert.12 Durch die 
Veränderung der Vorstellung von Politik bei substantiellen Teilen der beteiligten 
Akteur*innen der Medien und der Gesellschaft, die Politikgestaltung nicht mehr 
nur bei den Parlamenten und den Parteien sieht, sondern deliberativer und par-
tizipativer geworden ist, hat ZG an Handlungsraum gewonnen. Dies zeigt sich zum 
einen daran, dass in den vergangenen Dekaden auf Bundes-, Länder- wie Kom-
munalebene verstärkt Elemente der Bürger*innenbeteiligung eingeführt wurden, 
es zeigt sich aber auch an der Einbeziehung von ZG-Akteur*innen in beratenden 
Gremien, Anhörungen und Kommissionen.13 Dies führte und führt zum Wachs-
tum der ZG, bringt aber Konstellationen hervor, wo die Parteien alte Hoheitsrechte 
beschnitten sehen, bzw. ZG-Akteur*innen selbstbewusste Beteiligungsforderun-
gen stellen. Es ist wichtig, sich diese Tradition der Bonner Republik, die nur wenige 
Sozialpartner*innen wie Gewerkschaften und Arbeitnehmer*innenverbände als 
legitime Interessengruppen sieht und die politische Arbeit bei den Parteien ver-
ortet, ins Gedächtnis zu rufen, um zu verstehen, dass die Rechtsnormen, wie 
beispielsweise das Gemeinnützigkeitsrecht, das keinen politischen Aktivismus 
fördert, teilweise veraltet und nicht in der Lage sind, diese neuen Anspruchshal-
tungen adäquat zu erfüllen. Zugleich heißt das aber auch, dass das alte Verständ-
nis nicht zwingend weniger demokratisch war, sondern eben nur Ausdruck eines 

11 Vertreter dieses Demokratiekonzeptes sind beispielsweise Ernst Fraenkel oder Joseph 
Schumpeter, aber auch bei Alexis de Tocqueville findet sich schon die Angst vor einer ungefil-
terten Einflussmöglichkeit der breiten Bevölkerungsschichten, die die Debatte um Beteiligung in 
der Demokratie seit je her begleitet.
12 Siehe beispielsweise Glaab 2016. Vertreter direkter oder sogenannter deliberativer Demokra-
tietheorien sind u.  a. Benjamin Barber oder Jürgen Habermas.
13 Darüber hinaus wurde die ZG von der Politik lange in der Hoffnung, sie könne den Rückbau 
des Sozialstaates auffangen, hofiert und aufgebaut.
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anderen Demokratieverständnisses.14 Sehr schön lässt sich dies beispielsweise 
auch in der Auslegung des Artikel 21 (1) GG ausmachen: Die Parteien wirken bei 
der politischen Willensbildung des Volkes mit. Wo Politiker*innen klar den Auftrag  
der politischen Willensbildung bei den Partien sehen, betonen ZG-Akteurinnen 
das Wörtchen mit, und verweisen die Parteien auf ihren verfassungsrechtlichen 
Platz, nur ein(e) Akteur*in unter anderen zu sein. Was hier deutlich wird, ist das 
Interpretationsringen um einen modernen Demokratiebegriff und die Auseinan-
dersetzung darüber, welche gesellschaftliche Rolle ZG vor diesem Hintergrund 
spielen kann/sollte. Mit dem Konzept des Contested Space liefert sich die Erklä-
rung, warum in diesem Ringen zeitgleich Rückschläge als auch Erweiterungen für 
den zivilgesellschaftlichen Handlungsspielraum auftreten.

Zum zweiten: ZG kann auch undemokratischen Prozessen Vorschub 
leisten. Dies gilt im Falle von Polen, wo organisierte, konservative Abtreibungs-
gegner*innen die Regierung ebenso vor sich hertreiben wie die Migrationsgeg-
ner*innen der rechten sozialen Bewegungen in Deutschland, die eine restriktivere 
Ausgestaltung der Asyl- und Einwanderungspolitik einfordern. Auch mit dem his-
torischen Blick auf Burschenschaften und Vereine der (Vor-)Weimarer Republik 
oder die heutige Entstehung populistischer Assoziationsnetzwerke lassen sich 
Argumente eines demokratiezerstörenden Potenzials von Zivilgesellschaft stark-
machen (Berman 1997). Organisieren sich größere gesellschaftliche Teile in reak-
tionären Protestbewegungen und gewinnen diese in der Auseinandersetzung von 
Milieu- und Wertevorstellungen, die sich gerade in Folge der Globalisierung stark 
verändern, an Gewicht, kann auch aus der Zivilgesellschaft heraus das Erodieren 
von demokratischen Freiheiten stattfinden.15 Die positive, prodemokratische Kon-
notation des ZG-Begriffs hat dieses Problem lange überspielt, aber die Schatten-
seiten von ZG zeigen sich heute vielerorts durch extremistische Mobilisierungen 
und ein antidemokratisches, freiwilliges Assoziationswesen; ein Problem, das im 
Schrumpfungs-Diskurs und seiner Fokussierung auf staatliche Repressalien nur 
unzureichend adressiert wird. Der Handlungsraum der ZG stellt sich gleichsam 
von außen und aus sich selbst heraus als Contested Space dar, in dem sich seine 
Akteur*innen anhand von normativen Maßstäben messen lassen müssen und in 

14 Angesicht rechtsextremer sozialer Bewegungen wie PEGIDA mehren sich unter Politikwis-
senschaftler*innen auch wieder die Stimmen, die die Vorzüge der elitären Repräsentativordnun-
gen betonen.
15 Koppetsch erklärt den erstarkenden Rechtspopulismus als restaurative Reaktion in Teilen 
der Bevölkerung auf die globale Moderne. Ausgelöst aus einer Trias von kollektivem Deklassie-
rungsgefühl, Legitimationsverlust der geltenden Ordnung und Krisenerscheinungen, gewinnt 
diese quer durch die Schichten bei der konservativen Ober-, ländlich-kleinbürgerlichen Mittel-
schicht sowie prekären Unterschicht gleichermaßen Anhänger (Koppetsch 2019).
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dem auch die Frage zulässig ist, inwiefern das Konzept der ZG überhaupt demo-
kratiezuträglich ist.

Zum dritten kann ZG auch nur als Fassade gestaltet sein, die ihrer kritischen 
Kernelemente enthöhlt ist. Studien zeigen die Nahtlosigkeit, mit der eine organi-
sierte Zivilgesellschaft in autoritären Regimen systemkonform und -unterstützend 
wirken kann (Kover 2015, Lührmann/Lindberg 2018). Mit dem Beispiel Russland, 
aber auch im Nahen Osten und Afrika zeigen sich Staaten, in denen Zivilgesell-
schaftsorganisationen auch unter (stabiler) autokratischer Herrschaft überleben 
oder sogar gedeihen können (Doyle 2016; Bogdanova/Cook/Kulmala 2018). Nicht 
nur durch die Konjunktur deliberativer Ansätze hatte die ZG eine theoretisch 
begründete Aufwertung erfahren, sondern auch durch die empirische Trans-
formationsforschung, die die weitestgehend friedlichen Regimewechsel in Ost-
europa, sowie die Demokratisierungsprozesse in Lateinamerika in weiten Teilen 
den ortsansässigen ZG zuschrieben. Dadurch verankerte sich ein ausschließlich 
positiver Blick auf ZG, der lange Zeit auf diesem Auge blind war. Erst ab Mitte der 
2000er wurde diese pauschale, pro-demokratische Dimension in Frage gestellt 
und die integrative Wirkung der ZG in Autokratien oder die Dynamiken organi-
sierter Massen in nichtdemokratischen Regimen beleuchtet (u.  a. Heurlin 2009). 
Die Aufspaltung der russischen Zivilgesellschaft in einen systemloyalen Teil, der 
staatlich subventioniert und gefördert wird, während sich die kritischen ZGOs oft 
harter repressiver Gängelungen und Auflagen ausgesetzt sehen, ist Beispiel dafür, 
wie gut es autoritäre Systeme mittlerweile verstehen, die „guten“, für sie oppor-
tunen Eigenschaften von ZG – soziale Vertrauensbildung, Ehrenamtsmotivation 
und -struktur, soziale Dienstleistungen – aufrecht zu erhalten und ihr zeitgleich 
die kritischen Funktion zu nehmen (Kover 2015; Skokova/Pape/Krasnopolskaya 
2018). Dies zeigt, dass auch Autokratien im Wandel und geschickt darin sind, 
sich zu adaptieren. Die Vorstellungen einer Herrschaft, die Medien, Zivilgesell-
schaft und Opposition komplett unterdrücken muss, um zu überleben, ist geprägt 
von den Totalitarismuserfahrungen des letzten Jahrhunderts und erfasst viele 
aktuelle Entwicklungen unzureichend.

Während das Shrinking-Narrativ diese autoritären Fassaden-ZGs aus den 
Augen zu verlieren droht, bzw. nur deren kritischer Oppositions-ZG Aufmerksam-
keit widmet, kann im Contested Space die Entwicklung von ZG in hybriden oder 
autoritären Regimen hinreichender untersucht werden.
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4 �Schlußfolgerungen
Ob subventionierte Fassaden-ZG, wiederentdeckte Protestkultur oder die Aus-
einandersetzung um Demokratievorstellungen: Diese Beispiele zeigen, dass es 
nicht sinnvoll ist, von einem pauschalen Shrinking Space of Civil Society zu spre
chen. Dieser zum Buzzword gewordene Begriff benennt kein empirisches Faktum, 
stellt keine wissenschaftliche Analysekategorie dar und nimmt so den berechtig-
ten Sorgen über Angriffe auf ZGOs weltweit die argumentative Schärfe.

Wie eingangs gezeigt wurde, kommt der Diskurs aus einer völkerrechtlichen 
Tradition rund um Freiheits- und Menschenrechte, der als Erklärung der staat-
lichen Repressionen vor allem einen voranschreitenden Autoritarismus und 
die allgemeine Verschlechterung von Demokratie und Menschenrechten sieht. 
Wenngleich dies in vielen Fällen zutreffen mag, bleibt der Fokus unscharf und 
bringt einen problematischen Zirkelschluss von Demokratie und ZG mit sich. 
Anstatt zum Schlussbild eines generellen Druck- und Einschränkungsszenarios 
zu kommen, was empirisch nicht belastbar ist, sollte man also die Kontingenz 
des Handlungsraumes mit ihrer Erweiterung wie zeitgleichen Einschränkungen 
als solche klar kommunizieren – und die dahinter stehenden gesellschaftlichen 
Entwicklungen sowie die Erwartungen der beteiligten Akteur*innen in die Erklä-
rungsbegründung der Veränderung mit einbeziehen. Der Handlungsraum wird 
bestimmt von verschiedenen Akteur*innen sowie von verschiedenen gesell-
schaftspolitischen Entwicklungen – die Autokratisierungstendenz, die am häu-
figsten als Grund für den Shrinking Space angeführt wird, ist ein Faktor, der eine 
Rolle spielen kann, aber nicht zwingend muss. Deshalb habe ich hier den Begriff 
des umkämpften Handlungsraums (Contested Space) von Zivilgesellschaft als 
bessere Alternative starkgemacht, da dieser eine präzisere Erklärungskraft für 
beide Entwicklungsbewegungen – zu mehr und zugleich weniger Handlungs-
spielraum – aufweist.

Siri Hummel ist stv. Direktorin des Maecenata Institut für Philanthropie und Zivilgesellschaft, 
Berlin. Kontakt: sh@maecenata.eu
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1 �Einleitung
Um die Ausbreitung des Coronavirus einzudämmen, haben zahlreiche Länder 
weltweit die Versammlungsfreiheit durch Ausgangssperren oder ähnliche Maß-
nahmen (wie z.  B. die deutsche „Kontaktsperre“) zeitweise vollständig suspen-
diert. Nach Angaben des COVID-19 Civic Freedom Tracker hatten bis Mitte Juni 
2020 insgesamt 86 Länder in der einen oder anderen Form einen Notstand aus-
gerufen, 35 Länder hatten Einschränkungen der Meinungsfreiheit und 112 Länder 
Einschränkungen der Versammlungsfreiheit erlassen (ICNL/ECNL 2020).

Generell herrschte in den meisten Gesellschaften zunächst weitgehende 
Einigkeit darüber, dass strikte Maßnahmen der „sozialen Distanzierung“ tem-
porär nötig sind, um Leben zu retten und die öffentlichen Gesundheitssysteme 
vor dem Kollaps zu bewahren. Auch Menschenrechtsorganisationen wie Human 
Rights Watch (2020a) und Amnesty International (2020) betonten, dass selbst 
drastische Einschränkungen der Menschenrechte und die Ausrufung von Aus-
nahmezuständen legitime Reaktionen auf die Corona-Pandemie sein können. 
Nach dem Internationalen Pakt über wirtschaftliche, soziale und kulturelle 
Rechte, der „das Recht eines jeden auf das für ihn erreichbare Höchstmaß an kör-
perlicher und geistiger Gesundheit“ beinhaltet, sind die Regierungen in der Tat 
dazu verpflichtet, epidemische, endemische, Berufs- und sonstige Krankheiten 
zu verhindern, zu behandeln und zu bekämpfen (Vereinte Nationen 1966).

*Kontakt: Felix Bethke, Leibniz-Institut Hessische Stiftung Friedens- und Konfliktforschung 
(HSFK), Frankfurt am Main, E-Mail: bethke@hsfk.de
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Gleichzeitig sind die ergriffenen Maßnahmen aber alles andere als unproble-
matisch, wie Human Rights Watch (2020a) und Amnesty International (2020), 
das internationale zivilgesellschaftliche Bündnis CIVICUS (2020) und Menschen-
rechtsexpert*innen der Vereinten Nationen (OHCHR 2020) gleichermaßen betont 
haben. Maßnahmen, die im Namen des Rechts auf Gesundheit ergriffen werden, 
schränken mitunter zivile und politische Menschenrechte in unangemessener 
oder unverhältnismäßiger Weise ein – mit negativen Folgen, die potenziell weit 
über die aktuelle Krisensituation hinausreichen. Pandemien, so warnten Doug 
Rutzen und Nikhil Dutta (2020) bereits Mitte März, bildeten einen fruchtbaren 
Nährboden für „governmetal overreach“.

Diese Warnung bekräftigend argumentieren wir in diesem Kurzbeitrag, dass 
die Corona-Pandemie einem globalen Trend, der sich seit Anfang der 2000er Jahre 
beobachten lässt, einen weiteren, massiven Schub geben könnte: der Welle von 
Einschränkungen zivilgesellschaftlicher Handlungsspielräume. Dabei erinnern 
wir an die Rolle, die ein anderes außergewöhnliches Ereignis mit globalen Aus-
wirkungen bei der Entstehung dieser Welle der Shrinking Civic Spaces gespielt hat: 
die Terroranschläge vom 11. September 2001 und die anschließende Ausbreitung 
von Antiterrormaßnahmen. Die Erfahrungen mit 9/11 und dem „globalen Krieg 
gegen den Terror“ zeigen die potenziell dauerhaften Folgen, die Notfallmaßnah-
men und Notfallnormen entfalten können.

2 �Shrinking Civic Spaces und die Rolle von 9/11
Seit Anfang der 2000er Jahre hat eine wachsende Zahl an Regierungen rund um 
die Welt Maßnahmen ergriffen, die die Handlungsspielräume zivilgesellschaftli-
cher Aktivist*innen und Organisationen einschränken. Diese Einschränkungen 
reichen von administrativen Hindernissen, die die Registrierung von Organisa-
tionen behindern, über „NGO-Gesetze“, die die externe Finanzierung von Orga-
nisationen delegitimieren, beschränken oder verbieten, und Maßnahmen der 
Zensur, der Überwachung und Einschüchterung bis hin zur gerichtlichen Ver-
folgung oder physischen Bedrohung von zivilgesellschaftlichen Organisationen 
und Aktivist*innen.

Dieses Phänomen der Shrinking Civic Spaces ist vielfältig und hat mehrere 
Ursachen (Poppe/Wolff 2017: 472–473). Es gibt allerdings kaum Zweifel, dass 
9/11 und der nachfolgende „globale Krieg gegen den Terror“ bei der Ausbreitung 
des Phänomens eine wichtige Rolle gespielt haben. Der von den USA voran-
getriebene Fokus auf die Terrorismusbekämpfung bot einerseits Regierungen auf 
der ganzen Welt „einen bequemen Diskurs und eine Rechtfertigung dafür, ihre 
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Macht gegenüber NGOs und politischen Gegnern zu verstärken“ (Howell et al. 
2008: 87). Andererseits drängte die internationale Antiterrorpolitik die Länder 
auch direkt in diese Richtung. Wie Thomas Carothers und Saskia Brechenmacher 
(2014: 29) hervorheben, verabschiedeten nach dem 11.  September 2001 mehr 
als 140 Regierungen neue Anti-Terrorismus-Gesetze, „oft in Reaktion auf den 
Druck der USA, auf Resolutionen des UN-Sicherheitsrats und auf die von der 
Financial Action Task Force (FATF) entwickelten Richtlinien zur Terrorismus-
bekämpfung“. Das Mandat der FATF, die 1989 von den G7 zur Bekämpfung von 
Geldwäsche gegründet wurde, wurde nach 9/11 auf die Terrorismusfinanzierung 
ausgeweitet. In diesem Zusammenhang verabschiedete sie die „Recommendation 
8“, derzufolge gemeinnützige Organisationen „besonders anfällig“ für den Miss-
brauch zum Zwecke der Terrorismusfinanzierung seien. In Folge „befürworteten 
oder ermutigten“ die Gutachter der FATF restriktive NGO-Regeln in zahlreichen 
Ländern der Welt: von Kambodscha und Indien über Russland und Usbekistan 
bis hin zu Kolumbien und Paraguay (Hayes 2012: 10). Es dauerte bis 2016, bis zivil-
gesellschaftliche Aktivist*innen die FATF dazu brachten, diese umstrittene Norm 
zu revidieren – aber dann war „ein Großteil des Schadens bereits angerichtet“ 
(Green/Baydas 2017).

3 �Shrinking Civic Spaces im Kontext der 
Corona-Pandemie

Die seit Anfang 2020 ergriffenen Reaktionen auf die Corona-Pandemie zeigen, 
dass diese bereits eine Dynamik ausgelöst hat, die den Auswirkungen von 9/11 
ähnelt: Einige Regierungen nutzen die Ausbreitung des Coronavirus offensicht-
lich als Gelegenheit und Rechtfertigung, um Einschränkungen vorzunehmen, die 
über das strikt gesundheitspolitisch Notwendige teils deutlich hinausgehen. Hier 
können wir nur einige besonders bemerkenswerte Beispiele nennen:1

Innerhalb Europas bietet Ungarn sicherlich das dramatischste Beispiel. Am 
11.  März 2020 verhängte die Regierung von Premierminister Viktor Orbán per 
Dekret den nationalen „Gefahrenzustand“, und am 30. März verabschiedete das 
Parlament ein Gesetz „Zum Schutz vor dem Coronavirus“, das den Notstand unbe-

1 Überblicke über diese Maßnahmen geben neben dem bereits genannten COVID-19 Civic Free-
dom Tracker (ICNL/ECNL 2020) auch die Länderbeiträge zur Debatte „Fighting COVID 19“ auf 
dem Verfassungsblog www.verfassungsblog.de sowie das #COVID19 Government Measures Data-
set von ACAPS www.data.humdata.org.
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fristet verlängerte und es der Exekutive bis auf Weiteres erlaubte, per Dekret und 
ohne parlamentarische Kontrolle zu regieren. Das Notstandsgesetz ermöglichte 
es der Regierung auf unbestimmte Zeit, im Namen der Pandemieeindämmung 
weitreichende Einschränkungen bürgerlicher Freiheitsrechte zu erlassen. Zudem 
definierte es die Verbreitung von falschen oder verzerrten Nachrichten sowie 
Aktivitäten, die die Schutzmaßnahmen der Regierung beeinträchtigen, als Ver-
brechen, die mit bis zu fünf Jahren Gefängnis bestraft werden (Bovermann 2020).2

In Ägypten nutzte die Regierung von Präsident Abdal Fattah al-Sissi die Pan-
demie, um das an Widerstand zu unterdrücken, was trotz der ohnehin massiven 
Repression der letzten Jahre geblieben ist. Neben temporärer Ausgangssperre und 
einem dreimonatigen Ausnahmezustand wurden etwa zahlreiche Online-Nach-
richtenportale und Social Media-Konten blockiert, die angeblich Falschinforma-
tionen über das Coronavirus verbreitet hätten (Reporters Without Borders 2020). 
Im April verabschiedete das Parlament zudem Ergänzungen des Notstandsgeset-
zes, die es dem Präsidenten u.  a. erlauben, jegliche Art öffentlicher Versamm-
lungen einzuschränken, um „Sicherheit und öffentliche Ordnung aufrechtzuer-
halten“ (Human Rights Watch 2020b).

Allgemein sind neben den Einschränkungen der Versammlungsfreiheit Ein-
griffe in die Meinungsfreiheit und die Ausweitung von Überwachungsmaßnah-
men in zahlreichen Ländern zu beobachten  – ganz nach dem Vorbild Chinas, 
dessen Politik die Unterdrückung von Journalist*innen und Whistleblower*innen 
am Beginn der Pandemie forcierte (Hernández 2020). In Thailand wurde im März 
2020 ein Regierungsdekret erlassen, das u.  a. die Veröffentlichung oder Verbrei-
tung von falschen oder verzerrten Nachrichten über COVID-19 verbietet und die 
Strafverfolgung von Journalist*innen ermöglicht (ICNL/ECNL 2020). In Kambod-
scha wurden nach Angaben von Human Rights Watch (2020c) zwischen Januar 
und März 17 Bürger*innen – darunter Mitglieder der aufgelösten Oppositionspar-
tei – verhaftet, unter dem Vorwurf der Verbreitung von Falschnachrichten über 
COVID-19. Mit der gleichen Begründung wurden auch in Malaysia Menschen ver-
haftet (Shah 2020).

2 Im Laufe des Juni 2020 wurde der Gefahrenzustand tatsächlich beendet. Zeitgleich verabschie-
dete das ungarische Parlament allerdings neue gesetzliche Regelungen, die es der Regierung 
nach Analysen von Menschenrechtsorganisationen weiterhin erlauben, ohne parlamentarische 
Zustimmung jegliche Maßnahmen anzuordnen, die sie in Reaktion auf die aktuelle oder zukünf-
tige Gesundheitsnotlagen für nötig hält. In der Zwischenzeit erlassene Gesetzesänderungen und 
Dekrete – wie etwa das genannte Verbot von „Panikmache“ durch falsche oder verzerrte Nach-
richten im Kontext öffentlicher Notlagen  – bleiben zudem in Kraft (ECPMF 2020; Hungarian 
Helsinki Committee et al. 2020).
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4 �Schlussbemerkungen
Internationalen Menschenrechtsnormen enthalten zentrale Prinzipien, an die 
Regierungen – im Prinzip – gebunden sind, wenn sie in Reaktion auf die Corona-
Pandemie Menschenrechte einschränken (Article 19 2020/Human Rights Watch 
2020a). Staatliche Restriktionen, die als Notfallmaßnahmen verhängt werden, 
müssen demnach nicht nur rechtmäßig, notwendig, verhältnismäßig und nicht-
diskriminierend sein, sondern auch zeitlich eng begrenzt werden. Das bedeutet, 
so argumentieren Doug Rutzen und Nikhil Dutta (2020), dass alle Notfallmaß-
nahmen nur für einen kurzen Zeitraum und mit einem klar definierten Ende 
erlassen werden sollten, so dass sie automatisch verfallen, wenn sie nicht explizit 
verlängert werden.

Sobald die Büchse der Pandora uneingeschränkter Exekutivgewalt geöffnet 
ist, ist es mitunter schwierig, sie wieder zu schließen. Parlamentarische und 
judikative Kontrolle der Notfallmaßnahmen ist deshalb von zentraler Bedeutung. 
Und da wir hier über Einschränkungen zivilgesellschaftlicher Handlungsspiel-
räume sprechen, sollten auch zivilgesellschaftliche Akteure systematisch kon-
sultiert werden – spätestens, sobald es um die Überprüfung und mögliche Fort-
schreibung von Notfallmaßnahmen geht, gibt es dagegen keine guten Gründe  
mehr.

Wie das Beispiel der globalen Diffusion restriktiver Antiterrorismus-Normen 
nach 9/11 zeigt, sind diese Prinzipien nicht nur relevant, um die Notfallmaß-
nahmen einzelner Länder auf je nationaler Ebene zu bewerten. Ebenso wichtig 
ist es, zu beobachten, inwieweit innerhalb der Weltgesundheitsorganisation, der 
Vereinten Nationen oder der G20 in Reaktion auf die Corona-Pandemie interna-
tionale Normen angepasst oder geändert werden. Die FATF-Empfehlung 8 bietet 
hier eine wichtige Erfahrung, die nicht wiederholt werden sollte.

Felix Bethke ist Politikwissenschaftler und wissenschaftlicher Mitarbeiter am Leibniz-Institut 
Hessische Stiftung Friedens- und Konfliktforschung (HSFK) in Frankfurt am Main. Kontakt: 
bethke@hsfk.de.

Jonas Wolff ist Politikwissenschaftler, Programmbereichsleiter und Vorstandsmitglied der 
HSFK. Kontakt: wolff@hsfk.de
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1 �Einleitung
Es waren schwere Zeiten für rechte Parteien und Bewegungen. Zu Beginn der 
Corona-Krise schien es keinen Platz für ihre klassischen Themen und Positio-
nierungen zu geben, weswegen es zunächst eher ruhig um sie blieb. Mit Ein-
führung von Maßnahmen zur Eindämmung des Virus war dann ein Ansatzpunkt 
gefunden. Diese Maßnahmen variierten in verschiedenen Staaten (respektive 
Bundesländern) aufgrund der jeweiligen Situation mitunter stark, da das Virus in 
manchen Regionen stärker verbreitet war als in anderen. Dennoch kristallisierte 
sich über Staatsgrenzen hinweg ein Themenfeld als gemeinsamer Nenner heraus, 
nämlich das der persönlichen Freiheitsrechte.

Die Einschränkungen drückten sich in unterschiedlichen Maßnahmen und 
Anordnungen wie Lockdowns, Versammlungsbeschränkungen oder dem Tragen 
eines Mund-Nasen-Schutzes aus. Die persönliche Freiheit fungierte somit als 
Mobilisierungsscharnier zwischen rechten und liberal-konservativen Auffassun-
gen von Staat. Dieser sollte sich möglichst wenig in die Belange von Bürger*innen 
einmischen (es sei denn es gehe um Themen wie den Schutz der traditionellen 
Kernfamilie oder des Privatbesitzes). Die Gründe für eine solche Auffassung 
variieren ebenso wie die konkreten Vorstellungen ihrer Umsetzung. Oftmals eint 
sie jedoch ein rechtspopulistischer Ansatz: Die Existenz einer (korrupten) Elite 
und die (notwendige) Opposition des ethnisch homogen gedachten Volkes. Dies 
brachte vielerorts Menschen bis in den dreistelligen Bereich auf die Straße, um 
gegen die Maßnahmen zur Eindämmung des Virus – oder in ihrem Wording gegen 
die „Grundrechtsbeschneidungen“ – zu protestieren.

Ohne Zweifel müssen Grundrechte vor dem Eingriff des Staates geschützt 
werden. Wie in diesem Heft ersichtlich wird, bekämpfen manche Staaten jegli-
ches zivilgesellschaftliches Engagement und verunmöglichen ein freies Leben für 
marginalisierte Gruppen (wie Frauen*, Migrant*innen, LGBTIQ etc.). Auch staat-

*Kontakt: Verena Stern, Fakultät für Soziologie, Universität Bielefeld,  
E-Mail: verena.stern@uni-bielefeld.de
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liche (digitale) Überwachung ist seit langem Bestandteil intensiver Debatten, die 
zwischen (vermeintlicher) Sicherheit und persönlichen Rechten für Bürger*innen 
changieren. Vor diesem Hintergrund entstand auch Aufruhr um die Corona-Warn-
App, die Kontakte zu potentiell Infizierten nachverfolgen helfen soll. Dennoch ist 
Trennschärfe geboten: Maßnahmen zur Eindämmung eines Virus rechtfertigen 
keine NS-Vergleiche und die individuellen Einschränkungen bedeuten auch Soli-
darität mit denjenigen, die zu potenziellen Corona-Risikogruppen gehören.

Zudem haben wir es durch die Errungenschaften von Bewegungen der letzten 
Zeit, wie Black Lives Matter oder #MeToo, verstärkt mit weißen cis Männern zu 
tun, die den Verlust ihrer Privilegien mit vermeintlichen shrinking spaces bekla-
gen. Warum es dennoch problematisch ist, Maßnahmen zur Eindämmung von 
COVID-19 mit einer Beschneidung von Grundrechten, persönlicher Freiheit und 
Meinungsfreiheit gleichzusetzen, wird im Folgenden diskutiert.

2 �„Hygienedemos“
Seit März dieses Jahres werden in mehreren Ländern – beispielsweise in den USA, 
Spanien und auch Deutschland – Kundgebungen gegen die Maßnahmen zur Ein-
dämmung der Pandemie abgehalten. Doch wer protestiert hier eigentlich und was 
haben die Forderungen der Demonstrierenden mit rechten Themen zu tun?
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Über die Proteste in Deutschland wurde besonders zu Beginn viel medial 
berichtet – die breite Zusammensetzung der Teilnehmenden gab Rätsel auf. Es 
stand die Frage im Raum, um wen konkret es sich denn nun handelt. In Berlin 
beispielsweise wurde im April die Initiative „Nicht ohne uns!“ ins Leben gerufen, 
die sich als demokratische Opposition zur regierenden Elite versteht und mit 
Giorgio Agamben einen prominenten intellektuellen Vertreter an Bord hat. Mit der 
Politisierung des Virus konnten sie für ihre Proteste vor der Volksbühne erfolg-
reich mobilisieren. Aber auch an den Protesten in Stuttgart, die unter dem Motto 
„Querdenken 711“ stattfanden, wurde zahlreich partizipiert – in der Hochphase 
der Kundgebungen versammelten sich angeblich 5.000 Teilnehmer*innen. Mit 
fortlaufenden Lockerungen der Maßnahmen gab es weit weniger Zulauf, dennoch 
fanden vereinzelte Proteste statt, wie die Mahnwachen vom „Netzwerk Demokra-
tie e.V.“ in Karlsruhe oder die Freiheitsdemos von Attila Hildmann in Berlin, wo er 
unter anderem vor einer angeblich bevorstehenden Diktatur warnte.

Allgemein besuchte eine durchaus heterogene Mischung mit unterschiedli-
chen Motivationen diese Veranstaltungen. Grundsätzlich zeigte sich das Publi-
kum mit den Corona-Einschränkungen unzufrieden und wollte mit der Teilnahme 
an den Protesten zeigen, dass sie die Maßnahmen der Politik nicht hinnehmen. 
Die Motivation mancher Teilnehmenden wurde mit persönlicher Betroffenheit 
begründet oder hatte ideologische Hintergründe. So fanden sich darunter Men-
schen, die ihren Job durch die Corona-Krise verloren hatten ebenso wie Impfgeg-
ner*innen, Esoteriker*innen und (extrem) rechte Akteur*innen. Aus der Gesamt-
bevölkerung gab es laut Umfragen mit 15 % jedoch nur geringe Unterstützung für 
die Demonstrationen.1 Denn die meisten Befragten zeigten sich mit den Maßnah-
men und dem Zeitpunkt der Lockerungen zufrieden (Ehni 2020).

Die breite Zustimmung für die regierenden Zentrumsparteien erschwerte es 
besonders zu Beginn, rechte Themenfelder zu identifizieren und dafür zu mobi-
lisieren. Mit den Maßnahmen eröffnete sich ein Gelegenheitsfenster, das sich 
mit rechten Frames deuten ließ. Eine zentrale Protestforderung war dabei immer 
wieder Freiheit. In Deutschland bedeutete dies einen wiederkehrenden Bezug auf 
das Grundgesetz und die Ablehnung (angeblich) freiheitsraubender Einschrän-
kungen, wie die Maskenpflicht oder zeitweilige Versammlungsbeschränkungen. 
Protestreden, Slogans und Plakate rekurrierten neben den omnipräsenten Frei-
heitsframes aber auch auffällig häufig auf Verschwörungsnarrative, antisemi-
tische sowie Holocaust-relativierende Inhalte. So wurden beispielsweise „Juden-
sterne“ mit der Aufschrift „ungeimpft“ getragen. Die Verschwörungserzählungen 
galten zu einem großen Teil Bill Gates, unter anderem mit dem Slogan „Gib Gates 

1 ZDF Politikbarometer: Mehrheit für vollständige Grenzöffnung in EU. 15. Mai 2020, www.zdf.de.

http://www.zdf.de
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keine Chance“. Aber auch an Grundsatzfragen, nämlich ob es das Virus über-
haupt gibt und ob es sich dabei vielleicht nicht um eine Biowaffen-Züchtung aus 
dem Labor handelt, beziehungsweise ob dessen Gefährlichkeit unproportional 
und übertrieben eingestuft wird, entzündeten sich zahlreiche Verschwörungs-
mythen. Diese Narrative wurden zur Bildung einer kollektiven Identität und zur 
Mobilisierung niederschwellig etwa über Chatgruppen (häufig bei Telegram) 
verbreitet. Bei den Corona-Protesten gelang es somit rechten Strömungen – ver-
gleichbar mit PEGIDA, wenn auch nicht in dem Ausmaß – ihre Ideologien zu ver-
breiten und weit in die Mitte der Gesellschaft zu mobilisieren. Deren inhaltliche 
Angebote knüpften an gesellschaftlich vorhandene Einstellungen zu Rassismus, 
Antisemitismus und Autoritarismus an (Decker et al. 2018; Zick et al. 2019). 
Außerdem knüpfte das Framing an rechtspopulistische Darstellungen von einer 
Elite (Vertreter*innen des Staats, der Medien und der Wissenschaft) und einem 
widerständigen Volk, das sich erhebt, an.

3 �Mangelnde Solidarität
Teil dieses Diskurses sind auch die Ablehnung und Infragestellung der Wissen-
schaft. Fakten und langjährige Forschung werden skeptisch hinterfragt, während 
sich Personen, die verdrehte oder pseudo-wissenschaftliche Meinungen in You-
Tube-Videos zur Verfügung stellen, zu Expert*innen stilisieren.

Darin wird auch immer wieder scheinbar belegt, dass das Virus nicht tödlich 
sei oder das Tragen von Masken nichts bringe. So wird die Gefährdung anderer 
heruntergespielt – und damit auch das eigene unsolidarische Verhalten. Denn die 
persönliche Freiheit funktioniert in diesem Kontext nur unter der Voraussetzung 
der Schwächung ohnehin schon vulnerabler Personengruppen.

Dies schließt auch an sozialdarwinistische Zugänge an, die bei rechten Dis-
kursen und vereinzelt auch in der Debatte um die sogenannten Hygieneproteste 
auftauchten. Demnach wäre es nicht dramatisch, wenn durch das Virus die Alten 
und Schwachen sterben würden, denn damit würden die Starken übrigbleiben 
(und für einen guten Weiterbestand des Landes/Volkes sorgen). Auch Boris Palmer 
schlug in die sozialdarwinistische Kerbe: In einem Interview sprach er davon, dass 
durch die Corona-Maßnahmen Menschen in Risikogruppen gerettet würden, die 
aufgrund von Alter oder Vorerkrankungen wenig später ohnehin sterben würden.2 
Bei Palmer handelt es sich um einen – wenn auch streitbaren – Grünen Politiker, 
der nach der Austrittsempfehlung seiner Partei aufgrund seiner Äußerungen eine 

2 FDP wirbt um Grünenpolitiker Boris Palmer. 10. Mai 2020, www.zeit.de.

http://www.zeit.de
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Eintrittseinladung in die FDP erhielt. Daran zeigt sich, dass es für rechte Diskurse 
nicht zwangsläufig ausgewiesener rechter Parteien bedarf. Ansätze für rechte 
Zugänge und Themen finden sich ebenso in der politischen und gesellschaftlichen 
Mitte und sind anschlussfähig für gemeinsame Proteste und Protestforderungen.

4 �Fazit
Auch wenn die empirische sozialwissenschaftliche Forschung zu COVID-19 und 
den Auswirkungen der Pandemie aufgrund der Aktualität des Themas noch am 
Beginn steht, lassen sich bereits Einschätzungen zu rechten Themen im Kontext 
der Corona-Krise formulieren.

Zunächst zeigt sich, wie fruchtbar mittlerweile der Nährboden für rechts-
populistische Tendenzen ist, die seit den 2010er-Jahren beobachtbar sind. Staat, 
Medien und Wissenschaft werden zu Feind*innen stilisiert und das Volk als hero-
ischer Retter der Demokratie fantasiert und damit auch Teile der so genannten 
Mitte der Gesellschaft (zumindest kurzfristig) mobilisiert.

Vor diesem Hintergrund werden Maßnahmen zur Eindämmung eines Virus, 
dessen tatsächliche Gefahr ohnehin bestritten oder angezweifelt wird, abgelehnt. 
Mit Frames von Freiheit und Demokratie wird gegen die angebliche Beschneidung 
der persönlichen Freiheitsrechte und Grundrechte protestiert.

Auch wenn Kritik und Skepsis immer legitim sind – und Protest ein geeig-
netes Mittel darstellt, um sich Gehör zu verschaffen – muss ein genaueres Augen-
merk auf deren Kontext und Rahmungen gelegt werden. Sind damit eindeutig 
verschwörerische, antisemitische oder auch rassistische (beispielsweise anti-
asiatische) Inhalte verbunden, können Teilnehmer*innen dieser Proteste nicht 
die wahren Verteidiger*innen der Demokratie sein.

Verena Stern, Politikwissenschaftlerin und Soziologin, Fakultät für Soziologie, Universität 
Bielefeld, E-Mail: verena.stern@uni-bielefeld.de
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“Wir müssen uns klarmachen, dass Politik immer organisiert ist und dass die schwierigste 
aller Fragen wohl die nach dem Typus der Organisation ist, den wir brauchen”
(Badiou 2015, 49).

1 �Einleitung
Die Partei ist wieder da. In der linken politischen Theorie lässt sich ein neues (Dean 
2018) und wieder Prominenz erlangendes (Schulman 2019) Interesse an der Partei 
als Organisationsform erkennen. Verstärkt setzen diese Denker*innen wieder auf 
den Wert der (Partei-)Disziplin als Grundlage für gesellschaftlichen Wandel (Dean 
2019: 10). Es gilt also zu untersuchen ob die Luxemburg’sche Skepsis gegenüber 
dem Zentralismus auch empirisch wieder einem leninistischen Verständnis der 
Partei als strategischer politischer Organisation weicht (Gómez Velázquez 2018). 
Und in der Tat: Aus der Perspektive der sozialen Bewegungsforschung lässt sich 
ein solcher Trend durchaus bestätigen. Nach Jahrzehnten des anti-institutionel-
len Gestus sozialer Bewegungen vom Global Justice Movement bis zu Occupy, 
wenden sich nun viele linksradikale Bewegungen der Parteienwelt zu. Aus der 
Anti-Austeritätsbewegung gingen sogar Parteien hervor, so zum Beispiel Podemos 
in Spanien (della Porta et al. 2018). Nach der oftmals von Spektakel, Party und 
Individualismus geprägten Protestwelle der 2000er entwickeln Bewegungen ein 
neues Interesse an der Partei als zentraler Organisationsform. Welche Konsequen-
zen hat das für die Attraktivität und Effektivität linker Mobilisierung und Politik?

Am Beispiel des Zusammenspiels der Bewegungsorganisation Momentum 
und der britischen Labour-Partei lässt sich dieser Trend gut untersuchen. Momen-
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tum organisierte hier nicht nur den atemberaubenden Aufstieg Jeremy Corbyns, 
sondern verschob auch das Parteiprogramm stark nach links und organisierte 
anschließend auch die bisher weitreichendste und kreativste Mobilisierung für 
die Wahlen zum Unterhaus mit Busladungen voller junger engagierter Wahl-
kämpfer*innen, die das radikale Labour-Programm datengetrieben in den Mar-
ginals (umkämpfte Wahlbezirke) im Häuserwahlkampf vertraten. Und dann die 
krachende Niederlage. An diesem Begriff – der Niederlage – will ich im Folgenden 
das spannungsgeladene Verhältnis von Partei und Bewegung ausleuchten.

2 �Bewegung und Partei
Bewegungen und Parteien sind keine eindeutig voneinander getrennten Objekte. 
Vielmehr bestehen immer Übergänge, Einflussnahmen, Kooperation und Konflikt. 
Rucht (1987: 301–304) hat vier Dimensionen des Verhältnisses zwischen Parteien 
und Bewegungen festgestellt: Die Bewegung als Vorstufe zur Partei; Die Bewegung 
als Schöpfquelle der Partei; Die Partei als Avantgarde der Bewegung; Die Partei 
als Sprachrohr der Bewegung. In den letzten Jahrzehnten waren sich Bewegungen 
und Parteien jedoch eher fremd. Zwar gibt es einzelne Parteien, die aus Bewegun-
gen hervorgegangen sind, etwa Bündnis 90/Die Grünen, diese wurden allerdings 
von den Bewegungen gerade im Falle des Wahlerfolgs schnell als inhaltlich und 
politisch „gescheitert“ empfunden (Stifel 2018). Dies ist kein Zufall, wie Badiou 
(2015: 43) erläutert: „The electoral dispositif is not just, or even primarily, a repre-
sentative dispositif: it is also a dispositif that represses movements, anything that 
is new, and anything that tries to break away from it.“ In diesem Sinne lässt sich 
eine gegenseitige Geringschätzung zwischen Parteien und Bewegungen erkennen: 
Vorbehalte gegenüber der Partei in Bewegungen und Ignoranz gegenüber Bewe-
gungen in der Partei. Diese gegenseitige Geringschätzung spiegelt sich auch in der 
Forschung. Della Porta et al. (2017: 3) stellen etwa eine „reciprocal indifference“ 
von Parteienforschung und sozialer Bewegungsforschung fest.

In den letzten Jahren lässt sich diese reziproke Ignoranz allerdings immer 
weniger aufrechterhalten. Es zeigt sich, dass Parteien gerne wie Bewegungen 
sein, oder zumindest wie solche erscheinen wollen (Gerbaudo 2018). Zudem 
stellte sich in den letzten Jahren eine zunehmende Unzufriedenheit mit dem Indi-
vidualismus und der damit einhergehenden Ineffektivität linker Bewegungen ein. 
Zu viele dieser Bewegungen tendieren zur Fragmentierung und Spaltung (Anderl 
2018) und haben – so Jodi Dean (2018) – 30 Jahre lang die Niederlage eingeübt. 
Deshalb wenden sich immer mehr Linke wieder der Parteienwelt zu, wie sich auf 
besondere Weise an der engen Kooperation von Momentum und Labour unter 
Corbyn erkennen lässt.
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3 �Niederlage trotz Momentum
Die Wahl von Jeremy Corbyn zum Vorsitzenden von Labour war eine absolute 
Sensation. Die vom progressiven Neoliberalismus geprägte Parteielite hatte ihn 
erbittert bekämpft und hörte damit auch nach der Wahl nicht auf. Dass Corbyn 
trotz dessen gewählt wurde hat ihm die 2015 gegründeten Organisation Momen-
tum ermöglicht. Auf Basis einer radikalen, gut auf die Verhältnisse abgestimmten 
Analyse des Kapitalismus mit queer-feministischem und antinationalistischem 
Einschlag brachten diese Aktivist*innen eine neue Dynamik in die Partei; auch 
begünstigt durch erforderliche Kenntnisse in den sozialen Medien, Enthusiasmus 
und einer jungen Bewegungsästhetik. So bahnten sie Corbyn den Weg und unter-
stützten ihn auch nach der Wahl, was er Momentum inhaltlich mit einem der weit-
reichendsten ökonomischen, aber auch sozialen und kulturellen Programme sowie 
mit prominenten Auftritten für Bewegungsgrößen wie Ash Sarkar zurückbezahlte. 
Corbyns Wahl brachte buchstäblich ein neues Momentum in die Labour-Partei, 
die nach Jahrzehnten des neoliberalen „Mitte“-Kurses abgewirtschaftet hatte und 
am Boden lag. Unter ihm verdoppelte sich die Mitgliedschaft in kurzer Zeit.1 Dann 
kam allerdings die Brexit-Abstimmung, die – zur Überraschung vieler – im Sinne 
des EU-Austritts Großbritanniens ausging. Nach dem Referendum erklärten einige 
Labour-Abgeordnete ein Misstrauensvotum gegen Corbyn wegen seiner zu zöger-
lichen pro-EU Haltung. Die neuerliche Urwahl brachte ihn allerdings mit noch 
größerer Mehrheit als Parteivorsitzenden hervor. Trotz einer enorm feindseligen 
Medienlandschaft und entgegen aller Erwartungen gewann Labour 2017 dann mit 
40 % der Stimmen beinahe die Wahl zum Unterhaus (ein Zugewinn von 9,6 %).

Wichtiger in diesem Kontext ist allerdings: Gemeinsam mit Momentum hat 
Corbyn eine ganze Generation neu politisiert und für Alternativen zum Neolibe-
ralismus mobilisiert. Allerdings unterschätzte er dabei die anhaltende Dynamik 
des Brexit, welche nach der Volksabstimmung keineswegs beendet war, sondern 
in hitziger Debatte weiter die Politik dominierte. Corbyn hatte darauf keine 
adäquate Antwort. Sein Programm war „a world transformed“2 – er war schlicht 
nicht positioniert auf dem wahltaktisch entscheidenden Cleavage der Folgejahre. 
Dies führte zu einem Schlingerkurs und der Wahlniederlage 2019. In einem über-
raschend schwachen Wahlergebnis erhielt Labour bei der Parlamentswahl nur 
32 % der Stimmen und verlor damit 42 Sitze. Hierbei fiel insbesondere ins Gewicht, 
dass die „rote Wand“ aus ehemaligen Industriestädten im Norden und Zentral-

1 The Corbyn Effect: Who – and Where are the Thousands of New Labour Members? In: The 
Guardian. 13 Januar 2016, www.guardian.com.
2 So der Titel eines jährlich vor dem Labour Parteitag abgehaltenen Politfestivals von Momen-
tum und ihren Alllianzpartner*innen.

http://www.guardian.com
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england verlorenging. Entscheidend hierbei war die Wanderung von wohl knapp 
800.000 Labour-Wähler*innen, die im Vergleich zu 2017 die Seite wechselten und 
damit beinahe in allen umkämpften Wahlkreisen das Pendel mehr oder weniger 
knapp auf die Seite der Konservativen ausschlagen ließen. Das waren die Stimmen 
derjenigen, die Labour-Klientel sind, aber unbedingt den Brexit umgesetzt sehen 
wollten. Gleichzeitig kassierten die Liberal Democrats, die Grünen und die sozi-
aldemokratische Scottish National Party (SNP) abtrünnige Labour-Stimmen. All 
das waren „Remain“-Wähler*innen aus Labour-Klientel, denen der Kompromiss-
kurs nicht EU-freundlich genug war. Letztere wirkten sich auf die Sitzverteilung 
allerdings kaum aus. Die Polarisierung rund um den Brexit und der Schlinger-
kurs von Labour half nur den Konservativen, begünstigt durch ein Wahlsystem, 
das – ähnlich wie in den USA – kleine Parteien diskriminiert. Deshalb brachten 
es die Grünen trotz 965.697 Stimmen auf nur einen Sitz. Zum Vergleich: Die Tories 
erhielten pro 38.264 Stimmen eine*n Abgeordnete*n. Bei genauer Analyse der 
Wahlkreise zeigt sich zudem, dass in den Marginals häufig die Brexit Party einige 
tausend Stimmen kassierte, die in vielen Fällen Labour zum Erreichen der Mehr-
heit fehlten. Daher gilt es im linken Flügel der Labour-Partei beinahe als Konsens, 
dass es Corbyns Fehler war, das EU-Referendum nicht ernst genug genommen 
zu haben. Zwar sind bei weitem nicht alle linken Labour-Mitglieder Lexiteers, 
jedoch macht die Wahlanalyse klar, dass unter den Bedingungen des Verhältnis-
wahlrechts und einer deutlichen Mehrheit von Wahlkreisen mit Brexit-Mehrheit 
(wesentlich mehr als sich dies in absoluten Zahlen beim Referendum darstellte) 
nur ein Anti-EU Kurs die 2019-Wahl hätte gewinnen können.3

Was an dieser Argumentation auffällt ist, wie fremd sie insbesondere in 
der deutschen Debatte darüber erscheint. Statt die Wahlkreisanalyse wirklich 
nachzuvollziehen hat sich in den deutschen Medien vielmehr die Empirie-ferne 
Meinung gehalten, Corbyn hätte mehr auf die EU setzen müssen, um die Wahl zu 
gewinnen. Das ist angesichts der Tücken des Verhältniswahlrechts schlichtweg 
falsch. Interessanter für den hier diskutierten Kontext ist die Frage, warum Corbyn 
den Kurs gefahren ist, den er fuhr. Hierfür ist es hilfreich, die interne Analyse der 
Niederlage nachzuvollziehen.

Im Nachgang der Wahl ließ sich beobachten, wie Corbyn und seine Vertrauten 
zwei Legitimationsstrategien wählten. Erstens behaupteten sie, Labour habe zwar 
die Wahl verloren, aber die inhaltliche Auseinandersetzung gewonnen: „We won 
the argument“ (Corbyn 2019). Zudem betonten sie immer wieder, dass diese Wahl 
nur ein kleiner Schritt einer großen Bewegung gewesen sei. Dies zeigte sich ins-

3 Ein Counterfactual wäre anzunehmen, dass Corbyn selbst die Stimmung in den Jahren zuvor 
stärker auf pro-EU hätte drehen können. Das ist vielleicht richtig, aber schwer zu belegen.
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besondere am Beispiel einer Videokonferenz von Momentum mit Corbyns engstem 
Vertrauten, dem Schattenfinanzminister und führenden Kopf der Socialist Cam-
paign Group innerhalb von Labour, John McDonnell.4 Nachdem er sich entschul-
digt und Verantwortung für die Niederlage übernommen hatte, steckte er nicht 
etwa den Kopf in den Sand, sondern betonte den Bewegungscharakter von Labour, 
der in den drei Jahren vor der Wahl geschaffen wurde und welche Leistungen 
gemeinsam darin vollbracht wurden, Labour zu radikalisieren, neu aufzustellen 
und gemeinsam zur politischen Bewegung – gerade der jungen Leute – zu machen. 
Labour ist nun zwar eine schwache Oppositionspartei gemessen an den Sitzen im 
Parlament, doch laut dieser Analyse ist Labour eine umso stärkere Bewegung; zah-
lenmäßig und vor allem in Bezug auf die transformative Agenda und die in ihrer 
Radikalität und Generalität nie zuvor dagewesenen Politikprogramme.

4 �Momentum trotz Niederlage?
Es war schlichtweg nicht Corbyns Priorität, die EU entweder zu verteidigen oder 
zu verunglimpfen. Er hatte so große Pläne für ein ganz anderes Großbritannien 
in deren Schatten die EU-Mitgliedschaft nur ein Faktor unter vielen war. Hörte 
man Corbyn vor der Wahl sprechen, war er ein Quell transformativer Ideen für 
eine bessere Welt, während Boris Johnson über „Get Brexit Done“ hinaus nichts 
zu sagen hatte. Wahltaktisch hat Corbyn damit alles falsch gemacht. Wofür hat 
er es dann gemacht?

Corbyns von vielen als stur bezeichnete Einschätzung der Lage vor und nach 
der Wahl lässt sich mit einem Politikverständnis erklären, das Badiou das Leben 
für eine Idee nennt. Dieses ist orientiert an der universellen Gleichheit und kann 
daher im Prinzip in der Praxis immer nur verlieren. Diese Niederlagen sind aller-
dings notwendige Schritte in einem historischen Lernprozess, oder mit Badiou 
gesprochen: „all failures have to do with the fact that a point has been badly 
handled“ (dieser Punkt war in diesem Fall der Brexit). „And that is why every 
failure is a lesson which, ultimately, can be incorporated into the positive univer-
sality of the construction of a truth“ (Badiou 2015: 28). Zentral für das Vorankom-
men dieser Idee ist nun – weiterhin mit Badiou denkend – die organisationale 
Frage. Für Corbyn hieß die Antwort, mit Rucht (1987: 304), Die Partei als Sprach-
rohr der Bewegung. Das war wahltaktisch mit Sicherheit die falsche Option. Eine 
Niederlage. Doch aus Sicht der Bewegung ist diese Niederlage in einem Punkt 

4 Momentum Post-Election Call with John McDonnell. 16 Dezember 2019, www.youtube.com.

http://www.youtube.com


� Zu viel Momentum? Das Verhältnis von Bewegung und Partei    687

nichts dagegen was es bedeuten würde, die Idee wahltaktischen Manövern zu 
opfern („Get Brexit done“). Das wäre „the slow, irreversible defeat of that which 
has come to terms with what exists“ (Badiou 2015: 15).

Corbyn hat also zwei miteinander verknüpfte Dinge getan: Er hat Labour zur 
Bewegungspartei gemacht und der Partei damit eine bestimmte Idee gegeben. 
Nur damit hat er der verkrusteten Labourpartei wieder Leben eingehaucht und 
die Partei zu einem unterstützenswerten Projekt für die Linke gemacht. Mit dieser 
Idee ist er an der Wahlurne aber gescheitert. Diese Fehlleistung ist aus einer 
Badiou’schen Perspektive insofern nicht überraschend, dass sie nur ein Punkt in 
einem langen Matchplan ist. Dieses Match geht über viele Runden und braucht 
für den Sieg eine Organisation, die sich nicht mit dem abfindet, was existiert und 
damit langsam stirbt. Eine solche Sicht auf die Dinge zeigt sich in der Bewegung 
rund um Momentum auch Monate nach der Wahlniederlage. In einem von vielen 
Tweets am Tag von Corbyns Abschied schrieb beispielsweise Amelia Horgan, eine 
einflussreiche Aktivistin: „Corbyn (the man & the movement) gave hope to millions 
of people that things can be different, that things don’t have to be like this. That’s 
no small thing, and it won’t just go away“5.

Das Problem damit, das System Partei neu zu konzipieren und als trans-
formative Organisation neu aufzustellen ist, dass Wahlen weiterhin in den 
realen Gegebenheiten stattfinden und Niederlagen reale Auswirkungen auf reale 
Menschen haben. Seien sie auch nur ein Punkt im langen Marsch, die Austerität 
schmerzt auch im Hier und Jetzt. Deshalb kann einem Politikverständnis wie 
dem Badiou’schen mit gutem Recht Zynismus vorgeworfen werden. Im Nachgang 
der Wahl zeigte sich aber, dass Momentum keinesfalls einem zynischen Modell 
anhängt, das Opfer für den revolutionären Marsch in Kauf nimmt. Dies lässt sich 
beispielsweise am Indikator vergossener Tränen in der oben genannten Video-
konferenz belegen. Während die Niederlage für den Maoisten Badiou nur ein 
Punkt im langen Marsch zur Wahrheit ist, so ist sie für die Bewegungspartei eine 
schmerzende Erfahrung, die zeigt, dass nicht nur ein instrumenteller Bezug zur 
Partei vorherrschte, sondern der Gewinn der Wahlen Priorität hatte.

Der Schmerz hat innerhalb der Bewegung jedoch nicht den Blick darauf ver-
stellt, was mit außerparlamentarischen Mitteln innerhalb des electoral dispositif 
erreicht wurde. Diese Interpretation der Niederlage und damit des Verhältnisses 
von Partei und Bewegung lässt sich auch am Statement ablesen, das Jeremy 
Corbyn am letzten Tag seiner Amtszeit (03.04.2020) an alle Momentum-Mitglieder 
versandte. Hierin sprach er davon, dass es die Ehre seines Lebens war, der Bewe-
gung zu dienen, denn „leaders are only ever lent power by the movements that 

5 Horgan, Amelia: https://twitter.com/joan0fsnark/status/1246006815483199489

https://twitter.com/joan0fsnark/status/1246006815483199489
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support them.“ Die Niederlage an der Wahlurne solle nicht darüber hinwegtäu-
schen, was erreicht wurde: „Momentum supporters have rewritten the political 
rules, inspired political movements across the world and breathed new life into 
the Labour Party. […] Together, we’ve shifted the political landscape for good, 
brought Labour back to its values and committed our party to common sense 
socialist policies, a Green New Deal and peace and justice at home and abroad.“

Ganz im Sinne eines langen Lernprozesses, zu dem Niederlagen zwangsläufig 
gehören, fügte er hinzu: „Our movement for socialism is powerful, and I know 
our time will come.“ Auch die Frage nach der Hierarchie der notwendigen Mittel 
beantwortet er in dieser E-Mail deutlich. An erster Stelle steht die Bildung einer 
Organisation, an zweiter Stelle stehen die kurzfristigen Siege: “Building a strong 
socialist movement – one that brings people together whatever their background 
to build an equal, just, and sustainable society – is not easy or quick. But what 
could be more important? If we continue to work together, we will get there.”

6 �Die Partei und die Angst vor dem Momentum
Es wäre einfach zu argumentieren, dass es zwei unterschiedliche Logiken in 
Bewegungen und Parteien gäbe: erstere lang- und zweitere kurzfristig denkend. 
Dies würde bedeuten, dass Bewegungsparteien gewillt sind, auf kurzfristige Wahl-
erfolge zu verzichten, wenn es der langfristigen Bewegung nutzt, eine Logik, die 
der Partei und ihrer Orientierung am Wahlsieg widerspräche. Im Fall von Labour 
war es aber genau andersherum: Die alte Partei-Elite hatte nämlich auch eine Idee 
und machte dementsprechend innerparteiliche Politik mit unlauteren Mitteln. So 
brachte ironischerweise ein Report, den die Labour-Rechte wegen vermuteter 
antisemitischer Umtriebe im Corbyn-Lager in die Wege geleitet hatte, zutage, dass 
die Parteizentrale hochgradig daran beteiligt war, eine Niederlage für Corbyns 
Labour herbeizuführen.6 Diese Sabotage des Wahlkampfs 2017 von mehreren 
zentralen Mitarbeitern*innen, deren Job es eigentlich war, den Wahlkampf zu 
organisieren, hatte zum Ziel, Corbyn so schlecht wie möglich aussehen zu lassen 
(Bastani 2020). Bei nur 2.500 Stimmen Unterschied lässt sich annehmen, dass 
Labour 2017 die Wahl gewonnen hätte, wenn es diesen innerparteilichen Wider-

6 Zum Zeitpunkt des Verfassens dieses Artikels (16.04.2019) war der Report nur in Auszügen ver-
öffentlicht. Antisemitismus in der Partei wird in diesem Report auf über 800 Seiten aufgearbeitet 
und zeigt ein Problem mit anti-jüdischen und anti-israelischen Einstellungen, allerdings gerade 
nicht ausgehend von Corbyn oder Momentum. In schockierendem Detail enthüllt der unabhängige 
Report vielmehr Rassismus und Sexismus innerhalb der Labour-Rechten (Stewart/Walker 2020).
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stand nicht gegeben hätte. Für die alte Parteielite war das aber zu viel Momentum. 
Sie nahm lieber eine Wahlniederlage in Kauf, als Corbyn als Premierminister zu 
akzeptieren. Dieser sonderbare Vorgang stellt die theoretischen Überlegungen 
zum Wert der (Partei-)Disziplin als Grundlage für gesellschaftlichen Wandel 
(Dean 2019: 10) infrage: Was ist wenn sich die Bewegung auf eine Partei einlässt, 
deren alte Machtelite lieber an der Urne verliert als ihre Macht an die Bewegung? 
Im Fall von Labour liegt die Antwort in der Zukunft: Wenn Corbyn Recht hat und 
die Radikalisierung der Partei über seine Amtszeit hinweg fortlebt, bleibt diese 
Episode eine temporäre Niederlage; sollte sich dies nicht bewahrheiten, waren es 
aus Bewegungsperspektive drei verlorene Jahre.

Felix Anderl ist Politikwissenschaftler und arbeitet als Postdoctoral Research Associate am 
Centre for Research in the Arts, Social Sciences and Humanities der University of Cambridge, 
Kontakt: ffa22@cam.ac.uk
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Der Untergang kommunistischer Autokratien im östlichen Europa ist maßgeblich 
zivilgesellschaftlichen Akteur*innen zu verdanken: Dissident*innen hatten in 
den Jahren vor dem Fall des Eisernen Vorhangs eine Gegenöffentlichkeit und 
damit Räume für unabhängige politische Diskussionen geschaffen. So konnte frei 
von staatskommunistischer Einflussnahme über Menschenrechte und System-
reformen bzw. -alternativen debattiert werden. In der Konsequenz erodierte die 
Legitimität der kommunistischen Machthaber. Vertreter*innen der unabhängigen 
Zivilgesellschaft nutzen schließlich das durch die Perestroika aufgestoßene poli-
tische Gelegenheitsfenster und brachten die maroden Regime durch den Druck 
der Straße zu Fall – eine noch kurz zuvor unvorstellbare Entwicklung. Alles in 
allem wurde die bipolare Weltordnung somit im Wesentlichen von bewegten 
Bürger*innen überwunden  – und dies (meist) ohne den Einsatz von Gewalt. 
Kein Wunder also, dass die Entwicklungen im östlichen Europa einen weltweiten 
Boom der Zivilgesellschaftsforschung auslösten (Klein 2001, 32).

Als Schauplatz der Ereignisse erfüllte Ostmitteleuropa damit alle Vorausset-
zungen, um selbst zu einem Hotspot der Bewegungsforschung zu werden. Warum 
dies jedoch nicht eingetreten ist, wird in dem vorliegenden Artikel diskutiert. 
Dabei wird dargestellt, wie (1) die normative Aufladung der Zivilgesellschaft in 
den Jahren der Systemtransformation nach den Regimewechseln eine doppelte 
Enttäuschung bewirkte: Einerseits ebbte der Aktivismus im östlichen Europa 
schnell ab; andererseits zeigte sich, dass sich die wenigen aktiven Bürger*innen 
nicht zwangsläufig demokratiefördernd engagierten. Die der Zivilgesellschaft 
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zugeschrieben Rolle als Garantin der Demokratie führte überdies, vor dem 
Hintergrund ihrer angenommenen Schwäche, zu (2) Bemühungen des Kapazi-
tätsaufbaus des sogenannten Dritten Sektors, der in einem Fokus der Wissen-
schaft auf Nichtregierungsorganisationen (NGOs) statt Bewegungen mündete. 
Diese Aufmerksamkeitsverschiebung wurde zu einem der Hauptgründe dafür, 
dass (3) die Forschungstradition der Bewegungsforschung bei der Beschreibung 
des zivilgesellschaftlichen Aktivismus in Ostmitteleuropa eine marginale Rolle 
behielt. Die blinden Flecken (4), die hieraus entstanden, sind mittlerweile – auch 
wegen der zunehmend offensichtlichen Mobilisierbarkeit der Gesellschaften im 
östlichen Europa – kaum mehr zu übersehen! Zwar gäbe es somit aktuell genug 
Ansatzpunkte für ein Revival der Bewegungsforschung im ostmitteleuropäischen 
Kontext, doch wird selbiges heute (5) von einem illiberalen Zeitgeist behindert, 
der insbesondere in Ungarn und Polen politisch mehrheitsfähig ist und Shrinking 
Spaces produziert – sowohl für den Aktivismus als auch für die Bewegungsfor-
scher*innen selbst. Die aktuelle Situation ruft nicht nur nach neuen Forschungs-
vorhaben, sondern auch nach Solidarität mit Kolleg*innen in Ostmittel- 
europa (6).

1 �Die ‚gute Fee der Zivilgesellschaft‘
Bereits zehn Jahre nach den Ereignissen von 1989 hielt Klaus von Beyme ange-
sichts der eingangs beschriebenen unerfüllten Erwartungshaltung an die Zivil-
gesellschaften Osteuropas ironisch fest: „Es war wie im Märchen; als der Bann 
sich löste und das Gespenst [des Kommunismus; Anm. der Autoren] sich auflöste, 
trat gleichsam eine gute Fee hervor: die Zivilgesellschaft“ (von Beyme 2000: 41). 
Von Beymes offensichtlicher Skeptizismus gründete vor allem in der affirmativen 
wie normativen Aufwertung der Rolle der Zivilgesellschaft als Triebkraft nicht 
nur für den politischen Wandel, sondern für die Demokratie im Allgemeinen. 
Eine starke, sich selbst organisierende Zivilgesellschaft galt (und gilt) vielen als 
Grundvoraussetzung für eine funktionierende und robuste Demokratie. Hierfür 
sind zwei Gründe zentral: Erstens kann in einer Demokratie eine vitale Zivilgesell-
schaft staatliche Macht kontrollieren und limitieren, zusätzliche Kanäle der Inte-
ressenstransmission zwischen Bürger*innen und Staat schaffen sowie allgemein 
dabei helfen, demokratische Institutionen zu legitimieren. Zweitens stimuliert 
zivilgesellschaftliches Engagement eine demokratische Kultur der Toleranz und 
des Aushandelns von Interessen (Diamond 1994: 7  ff.). Ganz im Sinne eines neo-
tocqueville‘schen Ansatzes spricht Robert D. Putnam von der Zivilgesellschaft als 
Schule der Demokratie (Putnam 2000: 338).
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Die ‚gute Fee der Zivilgesellschaft‘ hatte sich in Ostmitteleuropa jedoch 
sehr schnell entzaubert. Konventionelle wie unkonventionelle Formen der Bür-
ger*innenbeteiligung nahmen nach einer hohen Mobilisierung im Kontext des 
Systemwandels in den Folgejahren deutlich ab (Ekiert/Kubik 2001: 183). Die Mit-
gliedschaft in zivilgesellschaftlichen Organisationen lag seit der Wende unter 
dem Niveau nicht nur westlicher, sondern auch anderer postautoritärer Gesell-
schaften wie etwa in Südamerika oder Südeuropa – und dies trotz häufig liberaler 
gesetzlicher Rahmenbedingungen und einer Zunahme von NGOs. Marc M. Howard 
machte in seiner viel beachteten Studie über den geringen zivilgesellschaftlichen 
Organisationsgrad der Nachwendejahre drei Gründe für diese Entwicklung aus: 
erstens, das große Misstrauen gegenüber öffentlichen bzw. staatlichen Organi-
sationen und Strukturen; zweitens, das Vertrauen in eigene private Netzwerke; 
und drittens, die Enttäuschung über die politischen und ökonomischen Entwick-
lungen nach der Wende (etwa über die hohe Arbeitslosigkeit) (Howard 2003: 145). 
Es schien also, als wurde das Vermächtnis der staatssozialistischen Ära – gemeint 
ist das grundsätzliche Misstrauen gegenüber allem Offiziell-Staatlichem gepaart 
mit dem Rückzug ins Private – durch Enttäuschungserfahrungen im Zuge der Sys-
temtransformationen konserviert. Verstärkt wurde dieses Phänomen zusätzlich 
durch die wirtschaftliche Krise, die auch auf zivilgesellschaftliche Organisationen 
und deren Ressourcen ausstrahlte. Folglich zeichnete sich das östliche Europa – 
so lange Zeit der wissenschaftliche Konsens  – in den 1990er Jahren vor allem 
durch zivilgesellschaftliche Lethargie aus.

Die ‚gute Fee der Zivilgesellschaft‘ schien jedoch nicht nur an Kraft verloren 
zu haben. Es stellte sich zudem heraus, dass sie nicht immer als ‚gut‘ zu bezeich-
nen war. Unter Verweis auf (rechts-) extremistische oder antidemokratische Bewe-
gungen stellten Autor*innen der ‚guten Fee‘ zunehmend die ‚böse Hexe‘ der Bad 
Civil Society (Chambers/Kopstein 2001) oder der Uncivil Society (Kopecký/Mudde 
2003) gegenüber. Obgleich die Mobilisierung von rechts bei weitem nicht nur 
für Ostmitteleuropa typisch ist, kann somit festgehalten werden, dass die Zivil-
gesellschaften insbesondere in dieser Region den Erwartungshaltungen nicht 
gerecht werden konnten. Die Schulen der Demokratie wurden rückblickend nicht 
nur selten besucht, sondern sie waren auch nicht immer prodemokratisch aus-
gerichtet.
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2 �Bürokratisierung und Entpolitisierung  
der Zivilgesellschaft

Die beschriebene doppelte Enttäuschung hatte nicht nur theoretische, sondern 
auch praktische Konsequenzen. So wurde bereits Anfang der neunziger Jahre der 
Kapazitätsaufbau des sogenannten Dritten Sektors durch Know-how-Transfer und 
die Bereitstellung von Ressourcen eingeleitet. Besonders aktiv wurden Organisa-
tionen wie die United States Agency for International Development (USAID), das 
National Endowment for Democracy (NED) oder das Open-Society-Institute (OSI) 
(Carothers 1999). Deutsche parteinahe Stiftungen und Heranführungsprogramme 
der EU, die den Beitrittsprozess der Staaten Ostmitteleuropas begleiteten, spielten 
in der Region seit der Mitte der neunziger Jahre ebenfalls eine wichtige Rolle. 
Überhaupt wurde die EU nicht erst nach dem Beitritt der Staaten Ostmitteleuropas 
zu einem der wichtigsten Geldgeber für den Non-profit-Bereich (Císař/Vráblíková 
2013). Der so geförderte Aktivismus zielte inhaltlich in erster Linie auf Umwelt-
schutz, Menschenrechte, Frauenrechte und Minderheitenrechte ab  – Themen 
also, die typisch für die Bewegungsgesellschaften des Westens sind. Wegen der 
von außen eingeleiteten Themensetzung und trotz der investierten Ressourcen 
war im Falle der von ausländischen Mitteln abhängigen NGOs jedoch keine breite 
Mobilisierung, sondern vielmehr eine Bürokratisierung und Entpolitisierung zu 
beobachten. Die geförderten Akteure*innen widmeten sich – so der Vorwurf – 
häufig stärker dem Antragsschreiben, Abrechnen von Fördermitteln und der Kom-
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munikation mit ausländischen Geldgebern als dem Austausch mit der eigenen 
Basis im Land (Mudde 2003: 162). Der wachsende Pool an professionellen Vollzeit-
aktivist*innen bemühte sich zudem vor allem darum, politische Entscheidungs-
träger*innen durch Expert*innenwissen zu beeinflussen und scheute offene Kon-
flikte. Ziel dieser nach westlichen Vorstellungen aufgebauten NGOs war es häufig 
nicht, eigene Anliegen oder diejenigen der potenziellen Unterstützer*innen zu 
forcieren, sondern den Prioritäten der Geldgeber gerecht zu werden (Jacobsonn/
Saxonberg 2013: 8).

3 �Marginalität der Bewegungsforschung  
in Ostmitteleuropa

Der Fokus auf gesellschaftlichen Konsens ist nicht ausschließlich die Konsequenz 
dieser sogenannten NGOisierung der Zivilgesellschaften. Besonders deutlich wird 
das im Falle der akademischen Beschreibung der Solidarność, die im Gros der 
polnischen Untersuchungen einem dominanten Narrativ folgend Ausdruck einer 
anti-kommunistischen, pro-demokratischen gesellschaftlichen Übereinkunft 
der ganzen Nation war (Płatek 2016: 206). Weil die Bewegungsforschung jedoch 
innergesellschaftliche Konflikte ins Zentrum ihres Interesses rückt, überrascht 
es somit nicht, dass polnische Studien zu einer der bedeutendsten Bewegungen 
der neueren Geschichte meist ohne einen fundierten Rückgriff auf die Methoden 
oder den Beschreibungsapparat der Bewegungsforschung auskamen.1 Überhaupt 
blieb die Bewegungsforschung im postkommunistischen Europa lange Zeit mar
ginal  – und ebenso die Region Ostmitteleuropa für die Bewegungsforschung 
anderorts.2 Um das Beispiel Polens wieder aufzugreifen: Die Mehrheit der wenigen 
originellen Untersuchungen über kollektive Mobilisierung in der polnischen 
Nachwendegesellschaft entstammt der Feder westlicher Wissenschaftler*innen 
(ebd.: 191). In einigen anderen Wissenschaftssystemen Ostmitteleuropas (etwa 
in Ungarn) wurden Methoden und Konzepte der Bewegungsforschung zwar 
häufiger als in Polen angewandt, jedoch nicht systematisch und im Vergleich zu 

1 Bezeichnenderweise wurde die Solidarność v.  a. von nicht polnischen Akademiker*innen 
aus der Perspektive der Bewegungsforschung untersucht. Hier sei auf Alain Touraines Arbeiten 
(1982), aber auch auf die Analyse Maryjane Osas (2003) hingewiesen.
2 Eine interessante Beobachtung macht hier Daniel Płatek. In dem seit 1996 herausgegebenen 
Journal Mobilization finden sich sechs (nach der Zählung der Autoren sogar nur vier) explizit pol-
nischen Bewegungen gewidmete Artikel – und das obschon das Logo des Journals eine Adaption 
des Logos der Solidarność darstellt.
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Westeuropa oder den USA selten. Zu den Ausnahmen zählen etwa die Arbeiten 
Máté Szabós zu alternativen Jugendbewegungen während des Regimewechsels 
(1990a), zu ungarischen Neuen Sozialen Bewegungen (1990b), zur ungarischen 
Protestkultur (1996) oder zu Protesten gegen das Regime Viktor Orbáns (2017). 
Szabó war es auch, der die Methoden der Bewegungsforschung wie die Analyse 
politischer Gelegenheitsstrukturen (1991) oder die Protestereignisanalyse (1997) 
in Ungarn einführte.3 Erwähnt werden muss hier auch Béla Greskovits, der sich 
aus bewegungssoziologischer Sicht mit der ‚dunklen Seite der ungarischen Zivil-
gesellschaft‘ beschäftigte (1998, 2015, 2020). Für Tschechien nahm etwas später 
Ondřej Císař dieselbe Scharnierfunktion zwischen internationaler Bewegungs-
forschung und tschechischer (wie ostmitteleuropäischer) Fallbeispiele ein (über-
blicksartig siehe Císař 2018).

Dennoch bleibt festzuhalten, dass eine institutionelle Bündelung der Bewe-
gungsforschung in Ostmitteleuropa weiterhin nicht existiert.4 Mag die Situation 
für Bewegungsforscher*innen im sogenannten Westen auch keineswegs zufrie-
denstellend sein, so gibt es zumindest vereinzelte Institutionen wie das Centre 
on Social Movement Studies an der Scuola Normale Superiore in Florenz oder das 
neu gegründete Copenhagen Centre for Political Mobilisation and Social Move-
ment Studies an der Universität Kopenhagen, um nur zwei europäische Beispiele 
herauszugreifen. Der seit den 2010er Jahren zunehmend aktiv werdenden neuen 
Generation an Bewegungsforscher*innen aus Ostmitteleuropa fehlt dagegen eine 
adäquate institutionelle Infrastruktur. Das hat zur Konsequenz, dass Bewegungs-
forscher*innen in den ohnehin prekären Wissenschaftssystemen Ostmitteleuro-
pas der Zugang zu Ressourcen weiter erschwert wird.

4 �Blinde Flecken und zivilgesellschaftlicher 
Aufruhr

Trotz dieser schlechten institutionellen Ausstattung scheint die Perspektive der 
Bewegungsforschung für das östliche Europa zuletzt an Bedeutung zu gewinnen. 
So hat mittlerweile die Ansicht an Popularität gewonnen, dass seine Zivilgesell-

3 Die Protestereignisanalyse wurde in Polen 2012 erstmals durch Daniel Płatek und Piotr 
Płucienniczak mit einem Projekt zur Mobilisierung der polnischen extrem Rechten angewendet 
(Płatek 2017: 213).
4 Die wohl einzige Ausnahme stellt die Wissenschaftsabteilung des Europäischen Solidaritäts-
zentrums in Danzig dar, die über einen längeren Zeitraum zum Thema forscht und publiziert 
(https://ecs.gda.pl/research).

https://ecs.gda.pl/research
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schaften eben nicht lethargisch sind, sondern sich Aktivismus hier teilweise 
anders darstellt, als erwartet. Zivilgesellschaft in Ostmitteleuropa (und anderswo) 
ist, so die These, keinesfalls ausschließlich „a provider of public services, moral 
blueprint, or control on power“ (Jacobsson/Korolczuk 2017: 18). Kerstin Jaccobson 
und Elżbieta Korolczuk verweisen hier auf zwei Phänomene:

Erstens gibt es wenig formalisierte Initiativen und Kooperationen, die ad-hoc 
Aktivismus jenseits etablierter Organisationen erlauben und sich in Ostmittel-
europa großer Popularität erfreuen. So geben beispielsweise nur knapp 14 Prozent 
der Pol*innen an, einer Organisation (inklusive religiöser Gruppen oder Parteien) 
anzugehören (ebd.: 14). Gleichzeitig geben 78 Prozent an, sich im vergangenen 
Jahr freiwillig und nicht profit-orientiert gesellschaftlich engagiert zu haben 
(ebd.: 21). Diese Diskrepanz zwischen Engagement und Mitgliedschaft ist beacht-
lich. Wer ausschließlich auf die Mitgliedszahlen in Verbänden blickt, dem entgeht 
ein Großteil des zivilgesellschaftlichen Aktivismus.

Zweitens bleibt auch im Falle formal organisierter Personen ein großer Teil 
des Aktivismus bislang unerforscht. 75 Prozent derjenigen Pol*innen, die Mitglied 
einer zivilgesellschaftlichen Organisation sind, sind im christlich-konservativen 
Kontext aktiv, dem wissenschaftlich bislang kaum Aufmerksamkeit zugekommen 
ist (ebd.: 19). Beide Phänomene zusammen betrachtet können die zunehmende 
Beliebtheit der These erklären, der zufolge die Gesellschaften des östlichen 
Europas keinesfalls passiv sind, sondern dass schlichtweg ein großer Teil des 
zivilgesellschaftlichen Engagements unsichtbar geblieben ist.

Spektakuläre Großdemonstrationen der letzten Jahre scheinen diese Mobi-
lisierbarkeit der Gesellschaften Ostmitteleuropas zu bestätigen. Beispiele sind 
die 2019 entflammten regierungskritischen Demonstrationen Milion chvilek pro 
demokracii (eine Million Momente für die Demokratie) in Prag oder die korrup-
tionskritischen Proteste in der Slowakei, die 2018 durch den Mord an dem Jour-
nalisten Kuciak und seiner Verlobten Kusnirova ausgelöst worden sind und die 
nicht nur den Rücktritt des Ministerpräsidenten und des Innenministers zur Folge 
hatten, sondern dem Erfolg der Umweltaktivistin Zuzana Čaputová bei den Prä-
sidentschaftswahlen 2019 den Weg ebneten. Besonders virulent waren mehrere 
Protestwellen in Rumänien: 2013 gegen ein Bergbauprojekt in Roșia Montană; 
2015 nach einem verheerenden Brand in dem Musikclub Colectiv; 2017 gegen die 
Begnadigung von Amtsträger*innen, die wegen Korruption verurteiltet worden 
waren; 2018 gegen eine Justizreform und gegen Korruption. In Polen wird dagegen 
seit der Machtergreifung durch die PiS kontinuierlich gegen die Reformen der 
rechtspopulistischen Regierung protestiert  – allein Warschau verzeichnete im 
Jahr nach der Regierungsübernahme im November 2015 ein Anstieg angemeldeter 
Demonstrationen von 559 auf 2.418 (Ścisłowska 2017). Besonders beindruckend 
waren die Frauenproteste gegen die geplante Verschärfung des (ohnehin schon 
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sehr strengen) polnischen Abtreibungsgesetzes, die 2016 und 2018 zehntausende 
auf die Straßen brachten (Korolczuk u.  a. 2019). In Ungarn löste der Machtantritt 
der FIDESZ im Jahr 2010 ebenfalls mehrere Protestwellen aus, darunter Proteste 
für Medienfreiheit (2011–2012), für demokratische Bildung (2016) und für aka-
demische Freiheit (2017 in Solidarität mit der Central European University; 2019 
für die Ungarische Akademie der Wissenschaften).

Neben derartig sichtbaren Großveranstaltungen ist eine Reihe bislang 
kaum erforschter Phänomene zu beobachten, die für die Bewegungsforschung 
interessant sind: So sind die Frauenproteste in Polen auch wegen ihrer Breiten-
wirkung in kleinen und peripheren Städten bemerkenswert, in denen der femi-
nistische Protest nicht nur von unerfahrenen Aktivist*innen, sondern auch ohne 
den Schutz der großstädtischen Anonymität organisiert wird (Muszel/Piotrowski 
2018). Ein weiteres Beispiel sind Allianzen zwischen Protestakteur*innen, die die 
eingangs erwähnte normative Zweiteilung in eine gute und schlechte Zivilgesell-
schaft schablonenhaft erscheinen lassen. So beteiligten sich in Ungarn Ende 2018 
und Anfang 2019 Gewerkschaften, informelle Gruppen sowie Oppositionsparteien 
jeder politischen Verortung an den ökonomisch motivierten Demonstrationen 
gegen das Überstundengesetz der Orbán-Regierung. Das heißt, es demonstrier-
ten hier etwa LGBTQ- oder Romaaktivist*innen gemeinsam mit der rechtsradi-
kalen Jobbik (Győri 2019: 24). Die relativ schwache Opposition sieht sich offen-
bar inzwischen dazu gezwungen, gegen den illiberalen Staat über ideologische 
Grenzen hinweg mehr oder weniger offizielle Allianzen zu schmieden – die klas-
sischen Cleavages werden in Ungarn durch die Gegnerschaft gegen die FIDESZ  
überdeckt.

Ein besonderes Phänomen stellen in den illiberalen Regimen Ostmitteleuro-
pas aber auch solche Demonstrationen dar, die zur Unterstützung der Regierung 
organisiert werden, was in Demokratien westlichen Typus eher die Ausnahme 
darstellt. Hier sei auf die jährlich organisierten Friedensmärsche in Ungarn ver-
wiesen (Metz 2015) oder auch auf eine Demonstration zur Unterstützung der Jus-
tizreformen der polnischen Regierung im Februar 2020. Ostmitteleuropa bietet 
aus der Sicht der Protest- und Bewegungsforschung somit eine ganze Bandbreite 
spannender Entwicklungen, die einer eingehenden Analyse bedürfen.
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5 �Shrinking Spaces – auch für die Wissenschaft
Zu den gerade beschriebenen blinden Flecken kommt hinzu, dass die illiberalen 
Regime zunehmend die Aktionsräume zivilgesellschaftlicher Akteur*innen zu 
beschneiden versuchen. Das prominenteste Beispiel stellt das ungarische NGO-
Gesetz von 2017 dar.5 In Ungarn müssen sich seither zivilgesellschaftliche Organi-
sationen, die eine finanzielle Unterstützung von ausländischen Geldgeber*innen 
von mehr als 21.000 EUR erhalten, gerichtlich registrieren lassen. Zudem besteht 
die Verpflichtung, in Veröffentlichungen und Informationsmaterialen (wie dem 
Internetauftritt) darauf hinzuweisen, dass man eine aus dem Ausland unterstützte 
Organisation sei. Die hierin enthaltene stigmatisierende Unterstellung wird in der 
Präambel des Gesetzes offen artikuliert: Solche aus dem Ausland finanzierten 
Organisationen seien ausländischen Interessen und nicht dem gemeinschaftli-
chen Interesse Ungarns verpflichtet.6

Neben diesem prominentesten Versuch, unabhängige zivilgesellschaftliche 
Akteur*innen in ihrer Arbeit zu behindern, kommt es in Ostmitteleuropa vie-
lerorts zu administrativen Schikanen, einem teilweise rabiaten Vorgehen von 
Sicherheitsbehörden und der Umleitung staatlicher Unterstützung für regressive 
Organisationen – auf Kosten etwa der Frauen- oder LGTB-Bewegung.7 Dabei ist 
wenig bekannt, welche Konsequenzen der in Ungarn etablierte und in Polen 
nachgeahmte illiberale Staat für zivilgesellschaftliche Akteur*innen oder soziale 
Bewegungen hat. So ist – um nur ein Beispiel herauszugreifen – in Ungarn zu 
beobachten, dass Aktivist*innen in Reaktion auf zunehmend engere finanzielle 
Spielräume auch unternehmerisch aktiv werden. Abgeschnitten von internatio-
nalen Fördermitteln (in der Region besonders aktive Geldgeber wie die European 
Action Service and Norway Grants ziehen sich zurück) sowie unwillig, finanziell 
vom willkürlich agierenden ungarischen Staat abhängig zu sein, verspricht die 
wirtschaftliche Selbstständigkeit finanzielle Stabilität. Ein Beispiel sind Umwelt-
aktivist*innen, die im ländlichen Raum als Verbraucher*innengemeinschaften 
aktiv werden und regionale wie ökologische Nahrungsmittel mit dem entspre-
chenden ideellen Unterbau vertreiben (Kerényi 2020).

5 Am 18. Juni 2020 urteilte der Europäische Gerichtshof, dass das Gesetz gegen EU-Recht verstößt.
6 Die Ähnlichkeit mit dem russischen „ausländische Agenten“-Gesetz, das 2012 verabschiedet 
wurde und eine ebensolche Stigmatisierung bedeutet, ist kein Zufall.
7 Das jüngste Beispiel für Einschüchterungsversuche der Polizei in Polen ist die Festnahme 
einer Aktivistin, die im Juni 2020 für das Aufhängen regierungskritischer Plakate in Handschel-
len zuhause abgeführt, auf der Polizeidienststelle ausgezogen und für 41 Stunden festgehalten 
wurde (Nowak 2020). Dabei handelt es sich um ein Vorgehen, von dem seit der Machtübernahme 
durch die PiS regelmäßig berichtet wird.
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Allerdings resultieren die Shrinking Spaces nicht nur in kreativen Gegen-
strategien. Staatlich organisierte Hetzkampagnen gegen die LGBTQ-Bewegung in 
Polen führen nicht nur zu Einschüchterung der Aktivist*innen, sondern beför-
dern auch – wie Umfrageergebnisse zeigen – einen rasanten Anstieg von abwer-
tenden Vorurteilen und Gewalt gegen sexuellen Minderheiten (Górska u.  a. 2019). 
Die immense Polarisierung und das daraus resultierende allgemeine Misstrauen 
erschweren für Forschende dabei sukzessive den Zugang zum Forschungsfeld, 
weil sich in der Folge insbesondere stigmatisierte Gruppen aus Sorge vor einer 
Beforschung durch den Staat gegenüber Forscher*innen verschließen.

Im ungarischen Extremfall betreffen die Shrinking Spaces nicht nur die 
zivilgesellschaftlichen Akteur*innen oder den Zugang zum Forschungsobjekt, 
sondern auch die Akademiker*innen selbst. Hier werden Wissenschaftler*innen 
nicht mehr ‚nur‘ auf öffentlichen Listen diffamiert.8 Unabhängige akademische 
Einrichtungen wie die Central European University werden ins Exil gedrängt (dies 
betrifft unter anderem auch den dort forschenden Experten für die illiberale Zivil-
gesellschaft Béla Greskovits) und staatliche Einrichtungen wie die Ungarische 
Akademie der Wissenschaften von der Regierung übernommen (was einen der 
Autoren dieses Beitrags und eine Reihe von Nachwuchswissenschaftler*innen, 
die sich mit sozialen Bewegungen beschäftigen, direkt betrifft). Dabei sind die 
Konsequenzen für die akademische Freiheit, auch für ipb-Mitglieder in Ungarn, 
nicht vorherzusehen – zumal die aktuelle Coronakrise autoritäre Versuchungen 
weckt. Wieder ist Ungarn mit seiner Notstandsgesetzgebung hierfür ein beson-
ders illustratives, aber bei Weitem nicht das einzige Beispiel.

6 �Ein Aufruf
Die Zivilgesellschaften Ostmitteleuropas waren schon immer aktiver, als es der 
Forschungsstand lange Zeit nahelegte. Eindrucksvoll zeigen das aktuelle Groß-
demonstrationen. Doch ist neben diesen Großereignissen oftmals auch ein kaum 
erforschter Aktivismus auf der Graswurzelebene v.  a. auch in Kleinstädten zu beob-
achten. Hinzu kommen wenig formalisierte Aktivitäten und regressive Bewegun-
gen, die bislang nur selten in den wissenschaftlichen Blick genommen wurden. 
So klaffen immense Forschungslücken auf, die auch theoretische Innovationen 
über Ostmitteleuropa hinaus erwarten lassen, wenn etwa neue Allianzen zwischen 

8 Das regierungsnahe Wochenmagazin Figyelő hat 2018 die sogenannten ideologischen For-
schungsaktivitäten wie Gender Studies oder die Romaforschung als nutzlos dargestellt und ent-
sprechende Akademiker*innen namentlich aufgeführt.
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zivilen und nicht-zivilen Gruppen die beschränkte Erklärungskraft normativ dicho-
tomer Konzeptualisierung von Zivilgesellschaft offenlegen. Gleichzeitig werden 
nicht nur die Zivilgesellschaften, sondern auch die Bewegungsforscher*innen in 
Ostmitteleuropa zunehmend von autoritären politischen Agenden bedrängt. Vor 
diesem Hintergrund rufen wir dazu auf, gemeinsam mit Kolleg*innen aus Ostmit-
teleuropa die bestehenden Forschungslücken zu schließen und über gemeinsame 
Projekte Forschungsmittel bereitzustellen, die vor Ort fehlen. Immerhin geht es 
darum, über die Avantgarde des illiberalen Zeitgeistes in Ungarn oder Polen hinaus 
Phänomene besser zu verstehen, die auch in Deutschland spätestens mit dem Auf-
kommen der sogenannten PEGIDA-Bewegung offensichtlich geworden sind.

Piotr Kocyba, Wissenschaftlicher Mitarbeiter, Professur Kultur- und Länderstudien Ostmittel-
europas, TU Chemnitz, Kontakt: piotr.kocyba@phil.tu-chemnitz.de

Dániel Mikecz, Research Fellow, Zentrum für Sozialforschung, Institut für Politikwissenschaft, 
Kompetenzzentrum der Ungarischen Akademie der Wissenschaften,  
Kontakt: mikecz.daniel@tk.mta.hu

Beide Autoren sind Mitglieder des Instituts für Protest- und Bewegungsforschung (ipb).
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Zunehmend spielt Ost- und Mitteleuropa auch für die Forschungstätigkeit des 
Instituts für Protest- und Bewegungsforschung eine Rolle. Ein Beispiel ist die 
Anwendung der Methode der Protestbefragung auf den kulturellen Kontext 
Ostmitteleuropas. So hat Dániel Mikecz im Rahmen des Projekts Surveying 
the Protesters: Standardizing Methodology and Building an Online Panel of 
Protesters (2017–2019) begonnen, Protestierende in Budapest zu befragen 

und den Fragebogen sowie Überlegungen zum Feldzugang den Erfahrungen entsprechend zu 
adaptieren. Fast gleichzeitig erprobte Piotr Kocyba während eines durch den DAAD finanzierten 
Forschungsaufenthalts an der Polnischen Akademie der Wissenschaften von 12/2017 bis 5/2018 
die Methode der Protestbefragung im polnischen Kontext. Seit 11/2018 wird diese Arbeit im 
Rahmen des vom BMBF geförderten Projekts Zivilgesellschaftlicher Aufruhr in Polen gefördert – 
mittlerweile wurden allein in Warschau 17 Demonstrationen aller politischer Richtungen befragt. 
Beide Forscher beteiligten sich zudem an den international koordinierten Protestbefragungen 
der Fridays for Future-Bewegung. Hieraus ergaben sich weitere Synergieeffekte, wie das von 
Dániel Mickecz und Aron Buzogany geleitete Projekt Mobilisierung und Narrative des zeitgenös-
sischen Klimaaktivismus in Österreich und Ungarn (gefördert von der Stiftung Aktion Österreich-
Ungarn); ferner hat sich am Zentrum für Sozialwissenschaften – Kompetenzzentrum Ungarische 
Akademie der Wissenschaften die Forschungsgruppe Klimaaktivismus unter der Koordination 
von Dániel Mikecz gegründet.
Das ipb war jüngst Mitorganisator der Konferenz Social Movements and Civil Society in Cen-
tral and Eastern Europe. Historical Legacy and Current Trends, die im Oktober 2019 an der War-
schauer Akademie der Wissenschaften stattgefunden hat und auf der knapp 30 Wissenschaft-
ler*innen v.  a. aus der Region einen Einblick in die Vielfalt sowie Spezifika ostmitteleuropäischer 
Protestbewegungen gegeben haben. Im September dieses Jahrs startete zudem ein durch die 
Deutsch-Polnische Wissenschaftsstiftung gefördertes Projekt über feministischen Aktivismus im 
kleinstädtischen Milieu in Polen und den neuen Bundesländern im Vergleich, das von Seiten 
des ipb durch Corinna Trogisch und Piotr Kocyba realisiert wird. Das ipb ist zudem Partner beim 
geplanten Aufbau eines Netzwerks Zivilgesellschaft und Demokratie in Ostmitteleuropa.
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Das 30. Jubiläum der deutschen ‚Wende‘ war in einer Hinsicht besonders: Es 
wurde großteils nicht damit verbracht, das ‚Wunder von 1989’ euphorisch zu 
feiern. Vielmehr war es von Debatten über die Fehler der Transformation und 
der Angst vor einem erstarkenden Rechtspopulismus geprägt. Etliche Hoffnungen 
und Wünsche von damals haben sich nicht erfüllt. Die gegenwärtige ‚Krise der 
Demokratie’ liegt wie ein Schleier über dem Annus mirabilis. Gleichzeitig fordert 
sie uns heraus, die Entwicklungen der jüngsten Jahrzehnte kritisch zu hinterfra-
gen. Unter denjenigen, die das im Jubiläumsjahr 2019 mit großer Bereitschaft zum 
Kehren vor der eigenen Haustür getan haben, war Philipp Ther.

Mit seinem knapp 200-seitigen Essayband „Das andere Ende der Geschichte“ 
legte der deutsche Historiker eine Replik auf den westlichen Triumphalismus der 
1990er Jahre vor, wie er sich prominent in der These vom „Ende der Geschichte“ 
ausdrückte und eine teleologisch gedachte Transformation implizierte (Fukuyama 
1992). Dass es mit dem Fall von Staatssozialismus und Planwirtschaft zu Demo-
kratie und Marktwirtschaft keine Alternativen mehr geben würde, glaubten nach 
der Wende viele. Doch, so Ther, haben „Rebellionen und Revolutionen (…) in der 
Geschichte schon oft zu unbeabsichtigten Resultaten geführt“ (38). Heute ist der 
mit 1989 verbundene doppelte Telos umstritten: Die liberale Demokratie nehmen 
Rechte und Autokraten vielerorts unter Beschuss, die freie Marktwirtschaft res-
pektive das neoliberale Paradigma steht spätestens seit der Wirtschafts- und 
Finanzkrise von 2008/09 auf dem Prüfstand. Dazu spiegeln uns die Entwick-
lungen in Ländern an der europäischen Peripherie, wie viel Strahlkraft westliche 
Ordnungsvorstellungen eingebüßt haben. Die Zeiten, in denen Staaten wie Russ-
land oder die Türkei versuchten, den Westen als leuchtendes Vorbild nachzuah-
men, sind längst vorbei.

mailto:kristina.chmelar@tu-dresden.de
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Der Preis der ‚Alternativlosigkeit’

Der erkenntnisleitenden Frage des Bandes, warum die Geschichte nach 1989 ein 
anderes Ende fand als von vielen erhofft, folgt Ther dabei nicht nur als Wissen-
schaftler, sondern auch als „89er“ (10), der die Revolution in Prag miterleben 
konnte. Die Beobachtung, dass „der Kapitalismus offenbar auch ohne Demo-
kratie oder nur mit einer demokratischen Fassade funktionieren kann“ (13) und 
dass der „Aufschwung des Rechtspopulismus im mittleren Europa (…) in der Zeit 
des radikalen Neoliberalismus“ (176) stattfand, führt den Historiker zu dem Ver-
dacht, die neoliberale Wirtschaftsordnung habe wesentlich zur jüngsten Krise der 
Demokratie beigetragen. Es existiere eine „Kontinuität vom Neoliberalismus zum 
Illiberalismus“ (14).

Die theoretische Begründung dafür findet Ther in Karl Polanyis „The Great 
Transformation. Politische und ökonomische Ursprünge von Gesellschaften 
und Wirtschaftssystemen“ (2017). Unter dem Eindruck des Börsencrashs von 
1929 geschrieben und noch während des Zweiten Weltkriegs 1944 veröffentlicht, 
postuliert der marxistische Wirtschaftshistoriker darin eine Dialektik zwischen 
zwei Ordnungsprinzipien: dem Prinzip des freien Marktes und dem Prinzip des 
Schutzes der Gesellschaft. Schlage das Pendel zu weit in Richtung des freien 
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Marktes aus, provoziere dies regelmäßig Unsicherheit und im Anschluss daran 
eine gesellschaftliche Gegenbewegung von links oder rechts (double movement). 
Um vor allem eine faschistische Reaktion zu vermeiden, sei der Kapitalismus 
nach Polanyi ‚einzubetten’. Staat und Markt, so die zentrale Botschaft seines 
Opus Magnum, seien beide von Menschenhand geschaffen und sollten schon 
deshalb unseren Interessen dienen und nicht umgekehrt.

Für das Verständnis der Entwicklungen nach 1989 leitet Ther aus Polanyis 
funktionalistischen Überlegungen Folgendes ab: Nachdem die Revolutionen mit 
Staatssozialismus und Planwirtschaft auch die Systemkonkurrenz auf globaler 
Ebene beseitigt hatten, stand in erster Linie dem Neoliberalismus mit seiner „sys-
temimmanente[n] Menschenverachtung“ (34) nichts mehr im Wege. Dies hatte 
nicht nur gravierende Folgen für den Umbau des postkommunistischen Osteuropa, 
wo man glaubte, die „Triade Liberalisierung, Deregulierung und Privatisierung“ (21) 
auf ökonomischer Ebene würde auf die politische Ebene durchschlagen und zur 
Entwicklung liberaler Demokratien beitragen. Auch für die westlichen Staaten und 
ihre kapitalistischen Ökonomien hatte die Hegemonie des Neoliberalismus weit-
reichende Konsequenzen. Mit dem Zusammenbruch des Kommunismus kam ein 
äußeres „Korrektiv“ (48) abhanden, das laut Ther zur Einbettung des Kapitalismus 
mithilfe sozialstaatlicher Leistungen motiviert hätte. Nach 1989 wurden letztere 
unter demokratischen Regierungen aktiv und sukzessive zurückgebaut. Während 
der Großen Transformation von Ost und West fielen daher erhebliche Bevölkerungs-
teile vom Glauben an Demokratie und Marktwirtschaft ab, mindestens jedoch an 
deren ‚gute’ Ausgestaltung und Balance.

(Glaubensab-)Fälle

Nicht in allen Staaten drückte sich die zunehmende Skepsis gleich aus. Und 
doch erkennt Ther mit Bezug auf Polanyi ein übergreifendes Muster: die Gegen-
reaktion von rechts, eine „populistische Revolte“ (36). Exemplarisch präsentiert 
der Historiker vier Fälle und zeichnet nach, wie Demokratien in den jüngsten 
Jahrzehnten sich selbst, aber auch andere in die Bredouille brachten. Die USA 
sind eines der Länder, in denen sich die neoliberale Ordnung am frühesten 
durchsetzte. Bereits in den 1980er Jahren wurde der Kapitalismus unter dem 
Republikaner Ronald Reagan und dessen Wirtschaftsberater Milton Friedman 
‚entbettet’, Investitionsprogramme wurden zum „Tabu“ (59). Vom Boom der 
1990er Jahre unter dem Demokraten Bill Clinton profitierte die Arbeiterklasse 
laut Ther zu wenig „und blieb folgerichtig den Wahlen fern oder wählte nicht 
mehr demokratisch“ (62). Die kostspieligen Kriege in Afghanistan 2001 und Irak 
2003 verschärften die Situation. Damit, dass die demokratische Regierung unter 
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Barack Obama nach der Wirtschafts- und Finanzkrise von 2008/09 „alle vor-
handenen Steuergelder in die Rettung der Banken und Versicherungskonzerne“ 
(61) steckte, lieferte sie endgültig „die perfekte Wahlkampfmunition für Donald 
Trump“ (65).

Den Verdacht, dass Bevölkerungen nicht nur trotz, sondern wegen einer zu 
freien Marktwirtschaft den Glauben an die Demokratie verlieren können, sieht 
Ther auch anhand von Europa bestätigt. Obwohl Deutschland heute als „wirt-
schaftliches Erfolgsmodell“ (73) gilt, feiert mit der AfD seit einigen Jahren eine 
rechtsradikale Partei beträchtliche Erfolge. Erklären lässt sich dies nicht zuletzt 
über ökonomische Verwerfungen, wie sie mit der „Erweiterung Westdeutsch-
lands“ (77) um fünf neue Bundesländer einhergingen: Die Radikalität der Privati-
sierung ostdeutscher Unternehmen bedeutete nicht nur ein milliardenschweres 
Verlustgeschäft, weil das Überangebot an Betrieben ihren Verkaufspreis massiv 
drückte. Auch führte sie großenteils zur Einstellung der industriellen Produktion 
und damit zu einem „präzedenzlose[n] wirtschaftliche[n] Einbruch“ (88). Die 
Überforderung des Bundeshaushalts bedingte ihrerseits weitreichende Sozial- 
und Arbeitsmarktreformen. Für die „Kotransformation“ (91) seiner beiden Lan-
desteile im neoliberalen Geiste bezahlte das vereinigte Deutschland mit sozialer 
Verunsicherung, die die Bevölkerung „empfänglich für die multiplen Schutzver-
sprechen von Rechtsnationalisten macht“ (83).

Italien ist für Ther „ein Musterbeispiel dafür, wie populistische Politik ein 
Land in den Ruin treiben kann“ (97). Ohne das Versagen demokratischer Kräfte 
wäre ein Silvio Berlusconi jedoch kaum zu erklären. Die umfassende Korruption 
im politischen System mündete 1992 in einen gewaltigen Skandal (Tangento-
poli), den Berlusconi geschickt zu nutzen wusste. Sein Reichtum vermittelte den 
Eindruck, er sei vor Korruption gefeit. Doch auch im italienischen Fall kam es 
erstens anders und zweitens als man denkt: „Berlusconi war ausgabenfreundlich 
und bediente vor allem in Süditalien seine Wählerklientel“ (109). Die Regression 
Italiens verschlimmerte sich durch die große Krise von 2008/09 und die sich 
anschließenden Austeritätsmaßnahmen, für deren Ausmaß die „EU und ihre[] 
Führungsmacht Deutschland“ (121) verantwortlich zeichnen. Der europäische 
Umgang mit der ‚Flüchtlingskrise‘ vermittelte dem Land vollends den Eindruck, 
„mit den drängendsten Problemen alleingelassen zu werden“ (126). Die Wegberei-
ter für den erneuten Erfolg populistischer Schutzversprechen, wie wir sie heute 
etwa von der Lega unter Matteo Salvini vernehmen, macht Ther deshalb nicht nur 
in Italien aus, sondern auch jenseits der Landesgrenzen.

Der letzte Fall, der den Historiker beschäftigt, ist das Verhältnis des Westens 
zur Türkei und zu Russland. Denn: Obwohl in Europa nach 1989 Mauern und 
Grenzanlagen fielen, vollzog sich gleichzeitig ein „Auseinanderdriften Europas 
in seiner Gesamtheit“ (136  f.). Heute beschreiten mit der Türkei und Russland 
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zwei bevölkerungsreiche Staaten an der europäischen Peripherie ihren eigenen 
Weg. Im Fall der Türkei sieht Ther einen entscheidenden Grund dafür im „Bruch 
von Versprechungen“ (133  f.) seitens der EG, später der EU. Das Land hatte sich 
in der gesamten Nachkriegszeit darum bemüht, sich an die europäische Staaten-
gemeinschaft anzunähern, was 2005 in Beitrittsverhandlungen mündete. Auch 
wegen der westlichen Arroganz machte die Türkei jedoch selbst danach noch 
Erfahrungen der Zurückweisung – etwa als Bulgarien und Rumänien 2007 EU-
Mitglieder wurden, obwohl sie „gemessen am BIP pro Kopf ärmer waren und 
die Türkei eine weit längere Tradition als Marktwirtschaft vorzuweisen hatte“ 
(133). Im Fall von Russland ist das window of opportunity für eine nachhaltige 
Annäherung an den Westen vorerst ebenfalls wieder zu: „weil die Nato und die 
EU sich allzu sehr als Sieger des Kalten Krieges empfanden, (…) sich nicht in die 
Perspektive Russlands hineindenken konnten“ und beispielsweise durch eine 
wenig rücksichtsvolle Erweiterungspolitik oder ihr Verhalten im Kontext der 
völkerrechtswidrigen Intervention im Kosovo „selbst neue Gräben aufwarfen“ 
(158  f.).

Popularisierung der (Selbst-)Kritik

Wer Philipp Thers mit dem Preis der Leipziger Buchmesse ausgezeichnete Mono-
grafie „Die neue Ordnung auf dem alten Kontinent. Eine Geschichte des neolibe-
ralen Europa“ von 2014 gelesen hat, weiß, wie überzeugend sich Komplexitäts-
bewusstsein, Scharfsinn und persönliche Aperçus verbinden lassen. Im aktuellen 
Band übersetzt Ther einige seiner bereits bekannten Erkenntnisse, entwickelt sie 
unter dem Eindruck einer sich verschärfenden Krise der Demokratie jedoch zu 
einer erklärenden Kritik weiter. Würden wir seine Essays ausschließlich nach 
ihrem Innovationsgrad beurteilen, fiele die Bilanz vielleicht etwas nüchterner 
aus: Das Argument, eine unzureichend ausgestaltete Sozialstaatlichkeit habe in 
einem ersten Schritt der gesellschaftlichen Verunsicherung und in einem zweiten 
Schritt dem Erfolg rechtspopulistischer Schutzversprechen Vorschub geleistet, 
finden wir mindestens im jüngeren Wissenschaftsdiskurs vergleichsweise häufig. 
Auch der spezifischere Rückgriff auf Polanyi, um den Rechtspopulismus zu erklä-
ren, wurde bereits gemacht (Bieling 2017). Die empirischen Fallbeispiele sind an 
anderer Stelle ebenfalls aufgearbeitet worden. Und doch schmälert die heraus-
ragende Leistung des Bandes kaum: eine Popularisierung der (Selbst-)Kritik. 
Mit seiner abwägenden Argumentationsführung und einem bescheidenen Tenor 
gelingt es Ther in bemerkenswerter Weise, seine Leserschaft dafür zu gewinnen, 
Fehler, Mängel und Verantwortlichkeiten nicht leichtfertig bei einer wie auch 
immer gearteten Partei zu suchen, sondern systemimmanent beziehungsweise 
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innerhalb eines komplexen Geflechts an Interaktionen nach ihnen zu fragen. An 
mehreren Stellen plädiert er dafür, zuallererst vor der eigenen Haustür zu kehren. 
Mit Recht! Denn wenn alle von uns den Besen in die Hand nehmen und bei sich 
selbst anfangen, ist eine wichtige Voraussetzung erfüllt, um die gemeinsamen 
Wege wieder gangbar zu machen.
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Feldforschung steht im Kreuzfeuer. Während globale Sicherheitsherausforde-
rungen komplexer werden, hat die internationale Forschungsgemeinschaft laut 
Grimm et. al im Lichte verstärkter Verfolgung von Forscher*innen sowie der teil-
weisen Abkehr von Feldforschung in autoritären Ländern einen kritischen Punkt 
erreicht. Die Welt, so zitieren die Autor*innen aus einem Workshop dieses Pro-
jektes, „has become an inhospitable place for critical inquiry“ (130). Gleichwohl 
tun sich Forschungseinrichtungen weltweit schwer damit, ihre Verantwortung 
im Lichte sich verändernder Anforderungen angemessen zu erkennen und wahr-
zunehmen. Denn: (Sozial-)Wissenschaftler*innen treten mit besonderen struk-
turellen Voraussetzungen an die Arbeit im Feld heran. So sind Feldaufenthalte 
von (Sozial-)Wissenschaftler*innen oft länger als bei Journalist*innen, individua-
lisierter als bei Entwicklungsarbeiter*innen und unterstützende Infrastruktur ist 
oft weniger ausgeprägt als im NGO-Bereich (4  f.).
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Ziel des hier besprochenen Buches ist, Forschende aus der Passivität zu pro-
aktiven Risiko-Manager*innen zu transformieren (2). Ausgehend von der Zurück-
weisung der Idee absoluter Sicherheit im Forschungsprozess steht dieses Buch 
für den Beginn eines Dialoges, einer Einladung zum Erfahrungsaustausch und 
kommt dem nach, was als „duty of care“ bezeichnet wird (3). Die sechs Einzel-
kapitel lassen sich in zwei Dimensionen unterteilen. Während in der ersten Buch-
hälfte Risiken und Gegenmaßnahmen auf drei Phasen der Feldforschung (Before, 
During, After) zugeschnitten diskutiert werden, bietet der zweite Teil eine ausgie-
bige Betrachtung von Aspekten rund um die digitale Sicherheit an. Mit offenen 
Fragen und Systematisierungsangeboten bietet das Buch eine notwenige Hand-
reichung zum richtigen Zeitpunkt, die zu kritischer und kontinuierlicher Selbst-
reflexion anregt.

Von Ohnmacht und Sicherheit

Die Totenwache für den italienischen Doktoranden Giulio Regeni (†28), der 2016 
durch ägyptische Sicherheitskräfte verschleppt, gefoltert und getötet wurde, ist 
Ausgangs- und Fixpunkt des Buches. Fragen zu möglichen Vermeidungsstrate-
gien („What went wrong?“) sowie die Ohnmacht gegenüber lokalen Behörden 
verdeutlichen die dem Buch zugrundeliegende Motivation (xv-xvi, 2, 45). Gleich-
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sam machen die Autor*innen schnell deutlich, dass die Betrachtung weit über 
Nordafrika hinaus geht und die diversen regionalen Hintergründe derselben 
das Rückgrat des Projektes bilden. Das Buch profitiert von den Erfahrungen der 
Autor*innen, eines breiten Unterstützer*innenkreises sowie einer gründlichen 
Literaturschau. Ganz in diesem Sinne werden die Beiträge mit Infoboxen und 
einer Vielzahl persönlicher Praxisbeispiele angereichert.

Grimm et. al stellen den Beiträgen eine konzeptuelle Einführung voran, in 
der Begriffserklärungen angeboten werden, etwa zu Risikofaktoren, Idealtypen 
von Bedrohungen, Feldarbeit sowie sogennanten „Multipliers of Risks“, zu denen 
etwa das politische Umfeld, Gesellschaften oder Methoden der Datenerhebung 
gehören. Das Buch stellt eine doppelte Perspektivität her: Die Sicherheit der 
Forschenden wird hier nicht über die der Beforschten gestellt. Mehr noch, beide 
werden zusammen gedacht und stehen in gegenseitiger Abhängigkeit zueinander 
(6  ff.).

Drei Phasen der Feldforschung

Als Vorbereitungsmaßnahme vor dem Feld wird das dreiteilige „Comprehensive 
Risk Assessment“ (CRA) eingeführt, was im Gegensatz zum humanitären Sektor 
in den Sozialwissenschaften bislang eine untergeordnete Stellung einnahm (15). 
Diese besteht aus einer Kontextanalyse („Knowing where you are“, 19), einer 
Qualifizierung eigener Kapazitäten („Knowing who you are“) sowie eines aus 
Präventiv- und Schutzmaßnahmen bestehenden Sicherheitsplans („Knowing 
what to do“, 32).

Im Zuge dessen wird eine Risikomatrix vorgeschlagen, die über den For-
schungsprozess fortwährender Anpassung bedarf. In dieser werden unterschied-
liche Risiken anhand ihrer Eintrittswahrscheinlichkeit (likelihood) sowie Auswir-
kung (impact) eingestuft. So kann etwa die Arbeit mit bewaffneten Gruppen in 
aktiven Kampfgebieten zu einer „very high likelihood“ der Erfahrung von Kampf-
handlungen führen, die ebenfalls mit „critical impact“ für die persönliche Sicher-
heit und die möglicher Partner*innen einhergehen. Die Logik der Risikomatrix 
erlaubt nun, Entscheidungen über Zeit oder Ort der Feldforschung zu treffen, 
die entlang beider Dimensionen zu einer Risikominimierung beitragen (18). Die 
Autor*innen arbeiten sich hier nicht an einer umfassenden Liste von Einzelbedro-
hungen ab, sondern bieten Handlungsmuster entlang einer Typisierung mögli-
cher Bedrohungen an (17). Die verschiedenen Dimensionen des CRA sind eng 
verzahnt mit den Folgekapiteln und stellen eine der Kernleistungen des Buches 
dar. Den Leser*innen wird systematisch aufzeigt, wie rote Linien, Akteur*innen, 
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eigene Kapazitäten und Forschungsmethoden in die Sicherheitsüberlegungen 
einfließen können.

Die Überlegungen der ersten Feldforschungsphase werden nun ins Feld über-
tragen, aktualisiert und um ein „Mapping“ des Forschungskontextes (40) ergänzt. 
Was als Forschungskontext (oder auch „research ecology“) gefasst wird, sind phy-
sische Plätze oder „Hot Spots“, symbolische Orte oder Anlässe mit herausgeho-
bener gesellschaftlicher und politischer Bedeutung. Die Autor*innen schlagen 
hier die Zuhilfenahme von markierten Karten und gezielten Rundgängen vor, die 
auch durch das Wissen lokaler Partner*innen angereichert und angeleitet werden 
sollten. Bei der Feldforschung könnten beispielsweise gezielt Ministerien oder 
Polizeistationen abgelaufen und verzeichnet werden. So können Alternativrouten 
für den Heim- oder Arbeitsweg identifiziert werden, um einer zu großen Sichtbar-
keit durch tägliche Routine vorzubeugen. Dieses Mapping sollte noch vor Ort in 
die CRA übertragen werden. Kapitelübergreifend werden praktische Themen der 
Mobilität, Unterbringung, mentalen Gesundheit und Notfallplanung aufgegrif-
fen. Diskussionen zur Sichtbarkeit im Feld, die Saisonalität von Gefahren oder 
dem Umgang mit Schmutzkampagnen verleihen dem Kapitel einen umfassenden 
Überblickscharakter.

Auch nach dem Feld endet keinesfalls das Risikomanagement. Risiken 
können sich nach der Rückkehr noch verstärken: Etwa kann die Veröffentlichung 
von Forschungsergebnissen Befragte oder am Forschungsprozess Beteiligte erst 
ins Zentrum des Interesses autoritärer Sicherheitsakteure rücken. Gleichwohl 
können emotionale oder moralische Herausforderungen erst nach Rückkehr zur 
Entfaltung kommen und erheblichen Niederschlag in persönlicher Wohlfahrt 
oder professionellem Output haben. Die Autor*innen bieten hierzu unterschied-
liche Strategien des „Debriefings“ (84) an und erzeugen durch den selbstrefle-
xiven Aufbau der Kapitel eine Vielzahl von Fragen, denen durch gezielte Quer-
verweise zu Expert*innen, Organisationen und Web-Angeboten nachgegangen 
werden kann. Die Stärke dieses Teils liegt in der Interaktion der unterschiedlichen 
Phaseninhalte, dem umfassenden Fragenkatalog zu jedem Kapitelende sowie 
der praxisorientierten Systematik des CRA. Hinzu kommt, dass das mit den vor-
geschlagenen Strategien verbundene Umdenken mit keinen substantiellen Mehr-
ausgaben verbunden sein muss.

Eroberung digitaler Agency

Dem phasenbasierten Teil folgt eine tiefergehende Betrachtung der Herausforde-
rungen und Lösungsstrategien im Bereich digitaler Sicherheit. Das Querschnitts-
thema wird seinerseits in die vorangestellten Phasen der Feldforschung eingebet-
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tet. Die herausgehobene Stellung der digitalen Sicherheit folgt der Auffassung der 
Autor*innen, dass digitale und analoge Sicherheit zwei Enden desselben Kon-
tinuums sind und miteinander Hand in Hand gehen sollten (11).

Die fortschreitende Digitalisierung und datafication geht eng mit neuen 
Wegen der Überwachung und Einflussnahme, der sogenannten „data-driven 
surveillance“, einher (90). Die Autor*innen zeichnen einen „kontextgetriebenen“ 
Ansatz zur Datensicherheit vor, der mehr adaptive Strategie als rigides Handbuch 
ist. Das hier entwickelte „Digital Threat Modelling“ (91) umfasst Bedrohungen 
hinsichtlich unterschiedlicher Datentypen im sogenannten „Data Mapping“, 
akteurszentrierte Fragestellungen im „Actors Mapping“ sowie einen weiteren 
Rückbezug auf die Kontextanalyse.

Wichtig bei allen Überlegungen zur digitalen Sicherheit ist die Balance zwi-
schen Sicherheit und Umsetzbarkeit der Maßnahmen (94). Auf eine „silver bullet“ 
(99), also ein Allheilmittel gegen digitale Bedrohungen, hofft man vergeblich. Ein 
holistisches Datenverständnis (96) und ein besseres Verständnis des Forschungs-
kontextes schaffen hier Abhilfe.

Besonders herauszuheben ist Kapitel  6 zu „Tools and Tactics“ des Daten-
schutzes (108). Dieses dichte Kapitel knüpft eng an die in Kapitel 5 vorgestell-
ten digitalen Risikofaktoren sowie das Digital Threat Modeling an. Hier wird 
gezielt die Expertise von Datenaktivist*innen, Datenschutzexpert*innen und 
Erfahrungswissen zusammengetragen und Vermeidungsstrategie bei der Kom-
munikation, Datensammlung und -sicherung sowie der Anonymisierung vor-
gestellt. Die Klarheit der Sprache, Anwendungsorientierung und Detailkenntnis 
wird an diesem komplexen Thema besonders deutlich. Der zweite Teil schafft es, 
trotz beträchtlicher Tiefe den Anwendungsbezug und stringenten Aufbau des 
Gesamtbeitrages nicht aus den Augen zu verlieren. Besonders die digitalen Hand-
lungsoptionen sind nicht belehrend, sondern anregende Kurzbeiträge mit per-
sönlichen Akzenten. So berichten die Autor*innen, wie einige ihrer ägyptischen 
Workshopteilnehmer*innen selbst Ziel gezielter, stark personalisierter und somit 
kaum erkennbarer Phishing-Attacken im Zuge des „Nile Phish“-Angriffs seit 2016 
wurden und bieten verschiedene Verifizierungsstrategien von Mail-Anfragen an. 
Während die grundlegende „digitale Hygiene“ (124) zum unerlässlichen Teil des 
Forschungsprozesses werden muss, plädieren die Autor*innen jedoch für einen 
angemessenen, kontextbasierten Ansatz, der sich an den Gegebenheiten im Feld 
und somit der eigenen Risikoanalyse orientiert.
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Beitrag auf Augenhöhe

Insgesamt ermöglichen die Beiträge einen kohärenten Gesamtblick auf das 
Thema und eröffnen neue Perspektiven und Fragestellungen in dem sich ständig 
im Wandel befindlichen Themenkomplex der sozialwissenschaftlichen Feldfor-
schung. Während Methoden und Ethik der Feldforschung gängiger Gegenstand 
sozialwissenschaftlicher Curricula sind, hat dieses Buch das Potential, die Aus-
bildung und Feldforschungsprozesse grundlegend um die Dimension der Sicher-
heit von Forschenden und ihrer lokalen Partner*innen zu erweitern. Die Beiträge 
beider Buchteile sind eng miteinander verzahnt und es wird wiederholt auf unter-
schiedliche Voraussetzungen der Leser*innenschaft eingegangen. Ein Beitrag auf 
Augenhöhe also, der für Praxisbezug und direkte Anwendbarkeit steht.

Was das Buch nicht leisten kann, ist die inhaltliche Ausgestaltung qualitati-
ver Sozialforschung im Feld1. Der Band bietet keine one-size-fits-all-Anleitung für 
Feldforschung jeder Couleur, sondern einen Orientierungsrahmen mit Methoden 
und Best Practices. Zu einem angemessenen Preis veröffentlicht SAGE ein ideales 
Einführungs- und Nachschlagewerk, von dem auch Veteran*innen der Feldfor-
schung profitieren sollten.

Die Frage verbleibt, ob und inwiefern auch autoritäre Regime und Geheim-
dienste von diesem umfassenden Werk im Allgemeinen und den ausgiebig dis-
kutierten digitalen Sicherheitsstrategien im Speziellen lernen werden. Das auf 
Selbstreflexion, Querverweise und die Systematisierung der eigenen Sicherheits-
überlegungen ausgerichtete Buch wählt jedoch einen Ansatz, der eben keine 
starre Blaupause zeichnet. So lässt sich hoffen, dass die sozialwissenschaftliche 
Feldforschung hierdurch zukünftig profitieren kann. Denn es gibt einiges nach-
zuholen, wie die Autor*innen im Abschlusskapitel (138) hervorheben. Dieses 
Buch setzt den Anfang.
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Braucht eine Gemüsekooperative ein betriebliches Rechnungswesen und wenn 
ja: Wie sollte es ausgestaltet sein? Welche Rechtsform eignet sich für eine Kinder-
tagesstätte, die Eltern in Eigeninitiative betreiben möchten? Wie lässt sich mit 
effektiver Leadership der Tyrannei der Strukturlosigkeit in Organisationen begeg-
nen, ohne den Geist der Solidarität zu vertreiben? Solche und ähnliche Fragen 
beschäftigen viele Unternehmen, die der sogenannten Solidarökonomie zuge-
rechnet werden. Unter diesem Begriff lassen sich Organisationen zusammenfas-
sen, die Produkte oder Dienstleistungen erstellen, sich eine nicht-hierarchische, 
demokratische Organisationsstruktur gegeben haben und dabei mindestens zwei 
zentralen Zielen nachgehen, nämlich (1) konkrete Bedarfe ihrer Zielgruppe zu 
bedienen und (2) den Anspruch verfolgen, einen positiven Wandel anzustoßen, 
der im Idealfall auch auf die Gesamtgesellschaft abfärbt.

Darunter fallen sehr verschiedene Arten von Unternehmen von der Energie-
genossenschaft über den bürgerschaftlich betriebenen Dorfladen bis hin zu 
solidarischen Wohnprojekten und Kollektivkneipen. Ihnen allen ist gemeinsam, 
dass sie sich aus der Logik des kapitalistischen Wirtschaftens lösen und statt-
dessen demokratisch organisiert soziale und/oder ökologisch neue Wege gehen 
möchten. Dabei stehen sie allerdings häufig vor dem Problem, dass die wenigsten 
dieser Unternehmer*innen mit goldenem Löffel im Mund geboren wurden und 
sich deshalb den Gegebenheiten des Marktes mit seinen Gesetzen von Angebot 
und Nachfrage bis zu einem gewissen Grad stellen müssen, wenn sie mit ihrem 
Produkt nicht Schiffbruch erleiden wollen.

In den vergangenen Jahren ist eine ganze Reihe von Kompendien erschienen, 
die die Erkenntnisse der Betriebswirtschaftslehre auf Nonprofit-Organisationen 
übertragen. In solidarökonomischen Organisationen stoßen sie allerdings nicht 
selten auf starke Vorbehalte, übernehmen sie doch in der Regel den Jargon der 
BWL, die sich in der westlichen Welt stramm dem kapitalistischen Wirtschaften 
verpflichtet fühlt. Florentine Maier und Ruth Simsa, Wissenschaftlerinnen an 
der Wirtschaftsuniversität Wien, stellen sich in ihrem kleinen Band die Aufgabe, 
Handreichungen für den erfolgreichen Betrieb solidarökonomischer Unterneh-
men zu formulieren. Ausgangsthese der Autorinnen ist, dass zahlreiche gute 
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Ideen hervorragend für einen solidarökonomischen Zugang geeignet wären, 
jedoch nicht selten an der wirtschaftlichen Unbedarftheit der intrinsisch moti-
vierten Unternehmer*innen scheitern.

Anhand zahlreicher anschaulicher Beispiele aus Deutschland und Österreich 
führen sie in die Grundlagen des Managements solidarökonomischer Unterneh-
men ein und verdeutlichen, welche Entscheidungen in solchen Organisationen 
mindestens getroffen werden müssen, wenn sie dauerhaft bestehen sollen. Unter-
stützung erhalten sie dabei von Studierenden aus ihren Lehrveranstaltungen, die 
den einzelnen Kapiteln zugearbeitet haben und teilweise auch als Mitautor*innen 
in Erscheinung treten.

Von User Value bis Finanzmanagement

Der 139-seitige Band ist in eine Einleitung und acht knappe thematische Kapitel 
gegliedert, die sich mit ausgewählten Themen befassen und unabhängig von-
einander gelesen werden können. Nach einer Diskussion des Konzepts der 
Solidarökonomie illustrieren die Autorinnen zunächst die Bedeutung des soge-
nannten User Values, also die Frage, welchen Vorteil Menschen davon haben, die 
Produkte und Dienstleistungen der Organisation in Anspruch zu nehmen, aber 
auch dort zu arbeiten. Dabei unterscheiden sie zwischen dem Grundnutzen des 
Produkts und dem ökologischen, sozialen oder emotionalen Nutzen, die für diese 
Organisationen typisch sind. An verschiedenen Beispielen arbeiten sie heraus, 
wie wichtig es ist, dass sich ein Unternehmen einen Überblick über seinen User 
Value verschafft und sie geben eine Reihe von Hinweisen, mit welchen Methoden 
dies gelingen kann.

Das nächste Kapitel befasst sich mit den verschiedenen Organisationsfor-
men, die das österreichische und deutsche Recht für den Betrieb von solidar-
ökonomischen Unternehmen bereitstellen. Portraitiert werden Stiftung, Verein, 
Genossenschaft und die (gemeinnützige) Gesellschaft mit beschränkter Haftung, 
indem jeweils ihre Stärken und Schwächen herausgearbeitet und gegenüberge-
stellt werden.

Daran anschließend zeichnen die Autorinnen einen Überblick über Möglich-
keiten der inneren Organisation eines Unternehmens. Die Grundfrage lautet 
dabei, wie organisationale Strukturen so gestaltet werden können, dass gemein-
same Ziele mit einem Optimum an Gleichheit, Partizipation, Effizienz und Spaß 
an der Sache erreicht werden. Weitere Kapitel vertiefen Möglichkeiten und 
Grenzen demokratischer Organisationsführung, indem sie Ratschläge zur Durch-
führung von partizipativen Meetings und für die Etablierung demokratischer 
Entscheidungsformen unterbreiten. Dabei illustrieren sie einzelne Verfahren der 
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Moderation und der Abstimmung wie Konsens und Konsent, die den einfachen 
Mehrheitsentscheid überwinden, aber immer noch praktikabel bleiben.

Schließlich widmen sich Maier und Simsa zwei besonders „heißen Eisen“ 
des Managements solidarökonomischer Unternehmen, der Leadership und dem 
Rechnungswesen. Diese beiden „harten“ Disziplinen der Betriebswirtschaftslehre 
stoßen häufig auf Widerstand, werden damit doch vermeintlich Leitplanken in 
der Organisation installiert, die ihren Ursprung im kapitalistischen Wirtschaften 
haben, das doch gerade überwunden werden soll. Die Autorinnen fragen deshalb, 
wie diese Managementsegmente Eingang in die Solidarökonomie finden können: 
Wie lassen sich Führung und Verantwortung in Organisationen etablieren, die 
von ihrem Selbstverständnis her Herrschaftsverhältnisse eigentlich überflüssig 
machen wollen? Wie lässt sich Leadership in Organisationen auf mehrere Schul-
tern verteilen und eine Organisation handlungsfähig strukturieren? Wie lässt sich 
ein Rechnungswesen in der Organisation betreiben, um den gesetzlichen Anfor-
derungen gerecht zu werden und die Transformationsziele der Organisation zu 
erreichen? Die Autorinnen zeigen, dass dies durchaus gelingen kann und führen 
erneut zahlreiche Beispiele an, darunter auch aktuelle Studien aus Organisatio-
nen, die aus sozialen Bewegungen in Spanien entstanden sind.

Ein ganzes Kapitel widmen Maier und Simsa dem Crowdfunding, das als 
Finanzierungsinstrument für solidarökonomische Betriebe in den vergangenen 
Jahren an Bedeutung gewonnen hat. Sie unterscheiden hier das spendenbasierte, 
das vergütungsbasierte, das kreditbasierte und das eigenkapitalbasierte Crowd-
funding und arbeiten jeweils die Einsatzoptionen dieser Formen heraus.

Die Sprache der Solidarökonomie
Der Band versteht sich dezidiert als grundlegende Einführung. Die einzelnen 
Themen werden angerissen und sehr ansprechend anhand von Beispielen illus-
triert. Dabei verdeutlichen die Autorinnen immer auch die Fallstricke, die sich 
beim Management solidarökonomischer Unternehmen ergeben können. Maier 
und Simsa werden ihrem Anspruch gerecht, die Sprache der Solidarökonomie zu 
sprechen. Ihr Band hebt sich in dieser Hinsicht deutlich von den gebräuchlichen 
deutsch- und englischsprachigen Standardwerken ab und es gelingt ihnen, für 
die Herausforderungen des Managements in diesen Unternehmen zu sensibili-
sieren. Für eine vertiefte Auseinandersetzung bedarf es jedoch zwingend weiterer 
Lektüre, auf die in den einzelnen Kapiteln auch sachkundig verwiesen wird. Für 
den Einstieg ist der Band sehr gut geeignet und vielen solidarökonomisch betrie-
benen Organisationen stünde eine Anschaffung des Buches gut zu Gesicht.
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Die Wegwerfgesellschaft
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Wie es scheint, gleichen Überflussgesellschaft und Wegwerfgesellschaft zwei
eiigen Zwillingen von unterschiedlicher Gestalt und Wirkung. Während die Idee 
der Überflussgesellschaft auf den Wunschtraum des Schlaraffenlandes ver-
weist, in dem allen alles zur Verfügung steht und sogar mundgerecht zufliegt, 
Stichwort Fast Food  – sozusagen der Himmel auf Erden  – entpuppt sich die 
Realität der Wegwerfgesellschaft, um im Bild zu bleiben, in ihren schlimmsten 
Auswüchsen geradezu als die Hölle auf Erden – man denke nur an Müllhalden 
in Ghana und anderswo, die unsere Wohlstandsreste beherbergen und zum 
Himmel stinken.

Dabei haben diese beiden Facetten moderner Gesellschaft sehr unterschied-
liche Aufmerksamkeit gefunden. Während John Kenneth Galbraith schon 1958 
den Bestseller ‚The Affluent Society‘, auf Deutsch ‚Überflussgesellschaft‘, ver-
öffentlichte, in dem er äußerst kritisch zu den problematischen Produktions-
bedingungen dieser Gesellschaftsform Stellung bezog, fehlte bislang ein ver-
gleichbarer Beitrag für die ‚Throwaway Society‘ oder ‚Wegwerfgesellschaft‘. 
Letztes Jahr allerdings hat der Historiker Wolfgang König ein feines Bändchen 
zur ‚Geschichte der Wegwerfgesellschaft‘ vorgelegt, das zumindest einen Anfang 
macht.

Königs Schrift, mit 168 Seiten eher schmal, zu schmal jedenfalls, um die 
gesamte Misere unserer globalen Wegwerfgesellschaft erschöpfend zu behan-
deln, unternimmt die sehr verdienstvolle Aufgabe, zentrale Aspekte zu beleuch-
ten, welche die Entwicklung und Gegenwart dieser andauernden Misere beein-
flusst haben und bis heute bestimmen. Nach einer Einleitung, in der wichtige 
Autor*innen behandelt werden, die ihre Stimme zu diesem Phänomen erhoben 
haben, geht König auf Basiselemente der Wegwerfgesellschaft ein, wie die Ver-
wendung von Kunststoffen, die Schwierigkeiten des Recyclings oder neuartige 
Hygienebedürfnisse, um dann für die Bereiche ‚Lebensmittel‘, ‚Kleidung‘ und 
‚Möbel‘ exemplarisch aufzuzeigen, wie sich die Wegwerfgesellschaft derartig ver-
breiten konnte. In einem weiteren Kapitel geht es um ‚Pioniere und Perversitäten 
des Wegwerfens‘, denn die Verbreitung der Wegwerfgesellschaft wurde zweifels-
ohne aktiv propagiert und treibt seltsamste Blüten. Anschließend wendet sich 
König typischen Motivlagen zu, die das Wegwerfen befördern, wie Komfort und 
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Bequemlichkeit, und thematisiert die Punkte Haltbarkeit und Verschleiß. Das vor-
letzte Kapitel befasst sich mit Alternativen wie der effektiven Lebensdauer der 
Waren, ihrer Reparatur oder auch dem Teilen. Ein Ausblick, der wenig Optimis-
mus ausstrahlt, beschließt dieses gehaltvolle, gut lesbare, beinahe populärwis-
senschaftlich verfasste Buch.

Anhand vieler Beispiele, die König bringt (allein schon die Zusammenfüh-
rung relevanter Quellen ist lobenswert), mag sich auf den ersten Blick der Ein-
druck bilden, Haupttreiber für die Verbreitung der Wegwerfgesellschaft seien 
die Produzenten, womit sich König mit Galbraiths grundsätzlicher Einschätzung 
treffen würde. Bei genauerer Lektüre zeigt sich dann aber, dass die Konsumenten 
keinen geringen Anteil daran haben, dass so viel weggeworfen wird. Allein im 
Bereich Lebensmittel werden jährlich Millionen Tonnen Abfall von privaten Haus-
halten entsorgt, vieles davon noch verzehrbar, und wie es sich diesbezüglich mit 
der ‚Unterwegs- und Zwischendurchversorgung‘ verhält, kann allenfalls vermutet 
werden, verheißt aber ebenfalls nichts Gutes.

Die Gründe für die Verbreitung der Wegwerfgesellschaft, eine Fragestellung, 
auf die König als Historiker eher beiläufig eingeht, sind selbstredend vielschich-
tig. Ein seit Jahrzehnten anhaltender Strukturwandel der Lebensführung, hohe 
berufliche, räumliche und soziale Mobilität, ungebremste Individualisierung, 
mit einer rasant zunehmenden Zahl von Single-Haushalten in den Großstädten, 
die ganz andere Einkaufsroutinen entwickeln und dafür viel kleinere Packungs-
größen benötigen, die ständige Verführung zur Verpflegung mit Snacks aller 
Art in Kinos, Supermärkten oder Tankstellen, die Notwendigkeit fortlaufenden 
‚Attraktivseinmüssens‘ in Beruf und Öffentlichkeit, die Belastungen des Alltags-
lebens in schnelllebigen Zeiten sowie damit verbundene Kompensations- und 
Selbsttröstungserfordernisse und vieles andere mehr tragen dazu bei, dass 
sich nicht nur eine ausgebuffte Infrastruktur für Wegwerfartikel entwickelt hat, 
sondern auch eine besondere Legitimität dieses Lebensstils, der meisterhaft 
darin ist, die sozialen und ökologischen Kosten zu verdrängen oder wegzura-
tionalisieren. Obgleich der Mediendiskurs zu dieser Problematik seit Jahren 
intensiv geführt wird und es an Initiativen, die sich dagegen aussprechen, mit-
nichten fehlt, ist eine radikale Umkehrbereitschaft unerkennbar. Sicher hat dies 
auch mit ausbleibenden Visionen einer zukünftigen Gesellschaftsform zu tun, 
die konsequent auf Konsumverzicht und Kreislaufwirtschaft setzen, dabei aber 
nicht bloß die Passion kleiner Konsumeliten bedienen, sondern auch die Mehr-
heit der Bevölkerung abholen.

Wie dem auch sei: Das Buch von König, frei von Polemik, nüchtern und fak-
tenreich, bietet eine hervorragende Einführung in dieses globale Phänomen, 
historisch wie aktuell: ein erster Aufschlag erster Güte. Nun sollten größer ange-
legte Studien folgen, die systematisch ermitteln, was es mit den Bedingungen 
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der Möglichkeit dieser Wegwerfgesellschaft auf sich hat. Ob dies gesellschaft-
lich viel bewirkt, ist zwar zu bezweifeln. Doch würde eine solche Anstrengung 
zumindest unseren Wissensstand, da vieles noch recht verstreut diskutiert wird, 
besser bündeln und eine verlässliche Übersicht über die Gesamtlage ermög
lichen.




